Untersuchungskommission

des Wiener Gemeinderates

Gravierende Missstände in der Versorgung von 

psychiatrischen PatientInnen im Verantwortungsbereich 

der Gemeinde Wien 


13. Sitzung vom 31. Juli 2008


Wörtliches Protokoll

Inhaltsverzeichnis

	  1. Eröffnung der Sitzung, 

      Feststellung der Anwesenden
	S. 3

	
	

	  2. Diverses
	S. 3 bis

S. 5

	
	

	  3. Vortrag und Befragung von
      Herrn Kontrollamtsdirektor
      Dr. Erich Hechtner

      
	S. 5 bis

S. 21

	
	

	  4. Zeugeneinvernahme von 
      Herrn Mag. Heinrich Schnäbele      

      
	S. 21 bis

S. 37

	
	

	  5. Beweisanträge, Allfälliges   


	S. 37 bis

S. 38

	
	

	  6. Weitere Vorgangsweise
	S. 38


(Beginn um 9.33 Uhr)
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich darf Sie zur heutigen 13. Sitzung  - wir sind nicht abergläubisch - der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates betreffend „Gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen PatientInnen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien“ begrüßen.

Zur Feststellung der Beschlussfähigkeit darf ich die anwesenden Mitglieder namentlich begrüßen:

GRin Mag. Waltraut Antonov.

GRin Mag. Waltraut Antonov: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: 

GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:

GR Ing. Mag. Bernhard Dworak.

GR Ing. Mag. Bernhard Dworak: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR David Lasar.

GR David Lasar: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR Dipl.-Ing. Dr. Ernst Pfleger.

GR Dipl.-Ing. Dr. Ernst Pfleger: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Mag. Sonja Kato

GRin Mag. Sonja Kato: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Barbara Novak

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Gabriele Mörk.

GRin Gabriele Mörk: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR Dr. Wolfgang Aigner

GR Dr. Wolfgang Aigner: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Veronika Matiasek.

GRin Veronika Matiasek: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR Karlheinz Hora

GR Karlheinz Hora: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GRin Silvia Rubik.

GRin Silvia Rubik: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner:
GR Kurt Wagner. 

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Damit darf ich feststellen, dass die Kommission heute beschlussfähig ist. 

Als Tagesordnungspunkt haben wir die Vernehmung des Herrn Kontrollamtsdirektor Dr. Erich Hechtner als Experten und nach der Pause Herrn Mag. Heinrich Schnäbele als Zeugen.

Vorweg darf ich Ihnen noch in Anschluss an die vergangene Sitzung vom 17. Juli 2008 zur Kenntnis bringen: Wir haben eine E-Mail von Frau Dr. Leth erhalten, die wir an alle Mitglieder der Kommission weitergeleitet haben, in der sie ersucht eine Berichtigung anzubringen.

Es waren bei der Tonaufzeichnung ein paar kleine Lücken und das wurde ergänzt.

Sie bittet darum, ihre Aussage richtigzustellen, sie erinnert sich wörtlich gesagt zu haben „Da bin ich mir unsicher, wir haben sicher an die Direktion geschrieben“ (Anm.: Protokoll der 12. Sitzung, Seite 20 Spalte 1). Dann meint sie: „Wichtig an dieser Stelle: Ich habe mich in diesem Punkt geirrt, denn es hat ein Termin diesbezüglich mit Frau Direktor Kalousek stattgefunden und zwar am 4. Juni 2008 im Sitzungszimmer der ärztlichen Direktion mit etlichen dienstplanverantwortlichen Kollegen einiger Abteilungen, Vertretern der Personalstelle und Prim. Libisch, Dr. Ortner und mir - das muss bitte unbedingt als Korrektur in das Protokoll“ schreibt sie hier wörtlich.

Zur Seite 28 Spalte 2 meint sie: „Da sind mindestens 25 Stunden am Stück viermal innerhalb von 7 Tagen“. Das sollte so richtig sein.

Herr GR Deutsch, bitte. – Nein, nein, noch nicht fertig.

Das war zum E-Mail von Frau Dr. Leth.

Wir haben eine Stellungnahme des Herrn Generaldirektor Dr. Marhold bekommen, diese Stellungnahme wurde auch an die Klubs weitergeleitet. 

Dr. Marhold entgegnet zu einem Punkt und zwar wo Frau GRin Dr. Pilz auf Seite 19 und 20 des Wortprotokolls wörtlich festgestellt hat: „Es hat mit April dieses Jahres ein Schreiben von der Personalvertretung und dem Mittelbau an den Herrn Generaldirektor Marhold gegeben.“ Und an Frau Dr. Leth gerichtet: „Sie haben, ich will das noch einmal verdeutlichen, Ende April haben Sie dem Herrn Generaldirektor Marhold geschrieben, dass sich die Personalsituation nicht entspannt hat, dass sie auf eine andere Eben verlagert wurde. Der Herr Generaldirektor Marhold hat nicht geantwortet.“

Da schreibt Dr. Marhold jetzt wörtlich: „Das entspricht, wie es aus den beiliegenden Unterlagen ersichtlich ist, nicht den Tatsachen. Das zitierte Schreiben ist von den genannten Absendern nie an mich ergangen, sondern in inhaltlich adaptierter Form, datiert mit 25. April 2008, an die Ärztliche Direktorin des Otto-Wagner-Spitals versendet worden und dort am 30. April 2008 eingelangt. Die Ärztliche Direktorin des Otto-Wagner-Spitals hat auf das Schreiben auch umgehenden reagiert und für 4. Juni 2008 zu einer Besprechung in die Ärztliche Direktion eingeladen. Dieses Gespräch ist offensichtlich zufriedenstellend verlaufen, da kein Folgetermin vereinbart werden musste.

Die Behauptung, dass ich auf dieses Schreiben nicht geantwortet hätte, weise ich daher mit allem Nachdruck zurück, da es, wie bereits dargestellt, an mich nie abgesendet worden ist und ich es daher nie erhalten konnte und auch nie erhalten habe.“

Er bringt dieses zur Kenntnis und dass diese Vorwürfe jeder Grundlage entbehren und seine Persönlichkeitsrechte berühren.

Das wollte ich Ihnen nur ergänzend zur letzten Sitzung noch zur Kenntnis bringen.

Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zum letzten Schreiben, das Sie der Untersuchungskommission zur Kenntnis gebracht haben, Stellung nehmen. Weil ich der Meinung bin, dass man bei einer derartig ungeheuerlichen Vorgangsweise, wie es in keiner Sitzung der Untersuchungskommission, seit dem es dieses Minderheitenrecht gibt, vorgekommen ist.

Wie wir heute wissen, hat die Frau Kollegin Dr. Pilz in der letzten Sitzung einen nicht abgeschickten Brief als Beweismittel verwendet und versucht hat darauf ihre Argumentationskette aufzubauen. Sie hat in Kauf genommen, dass hier der Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes Dr. Marhold in der Öffentlichkeit verächtlich gemacht wird. Aber vor allem auch noch ZeugInnen mit nicht vorhandenen Briefen konfrontiert hat, das ist wirklich einmalig. 

Ich verweise auch auf die Beilage, die es bei diesem Schreiben von Dr. Marhold gibt, wo der Vorsitzende des Dienststellenausschusses Werner Binder darauf hinweist, dass es bei diesem, auf der Internetseite der Grünen Wien veröffentlichtem Schriftstück um einen Entwurf, der in dieser Form nie versendet wurde, handelt. Und Frau Dr. Ortner ebenfalls darauf hinweist, dass der Entwurf weder eine Unterschrift trägt und schon gar nicht weggeschickt wurde. 

Das ist eigentlich eine sehr unwürdige und ich meine auch skandalöse Vorgangsweise in dieser Untersuchungskommission, die mit diesem Schreiben sowohl die Personalvertretung als auch der ärztliche Mittelbau bestätigt haben.

Frau Kollegin Dr. Pilz! Sie haben mit dieser Vorgangsweise für uns wirklich jede Glaubwürdigkeit in dieser Untersuchungskommission verloren und haben einmal mehr bewiesen, dass es ihnen von Anfang an eigentlich nur um die Skandalisierung gegangen ist, nie um die Aufklärung und selbst vor solchen Mitteln nicht zurückschrecken.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege Deutsch! Ich möchte Sie in dem Zusammenhang auf die Seite 19 der letzten Sitzung verweisen. Da zitiere ich aus diesem Schreiben, das mir vorgelegen ist. Das Schreiben gibt es, es wurde nicht versendet und ich frage die Frau Dr. Leth, ob sie Antwort bekommen hat auf dieses Schreiben und sie sagt: „bis jetzt noch nicht“. Also, wenn ich einen Brief nicht abschicke, dann sage ich nicht, ich habe bis jetzt keine Antwort erhalten, sondern dann würde ich antworten: „Ich habe den Brief nicht abgeschickt, daher kann es keine Antwort geben“. Oder ich würde darauf antworten: „Wir haben den Brief entworfen, wir haben uns entschieden an die Frau Direktorin Dr. Kalousek zu schreiben, daher ist er nie abgegangen.“ Irgendetwas in dieser Art würde ich sagen. 

Ich kann aus der Beantwortung der Frau Dr. Leth nur schließen, dass sie der Ansicht war, dass dieser Brief abgegangen ist, denn sonst würde man nicht antworten: „Bis jetzt haben wir noch nicht Antwort erhalten“. 

Ich nehme zur Kenntnis und ich stehe nicht an auch dem Herrn Generaldirektor natürlich zu glauben, wenn er diesen Brief nicht bekommen hat. Ich habe auch reagiert und den Entwurf daher von meinem Blog heruntergenommen. Es tut mir leid, dass möchte ich ausdrücklich sagen, wenn er auf diese Weise den Eindruck haben sollte, er hätte nicht geantwortet. 

Ich möchte allerdings schon sagen, hier sagen die ZeugInnen unter Wahrheitspflicht aus. Die Frau Dr. Leth hat in dieser Sitzung auf meine Frage: „Haben Sie eine Antwort auf diesen Brief bekommen?“ gesagt: „Bis jetzt noch nicht.“ Sie hat nicht gesagt: „Weil wir ihn nicht abgeschickt haben.“ Oder: „Weil wir ihn an einen anderen Adressaten gerichtet haben.“ Daher meine ich zu Recht davon ausgegangen sein zu können, dass hier dieser Brief hinausgegangen ist.

Abschließend: Die Inhalte, die in diesem Brief angesprochen wurden, eine Verschiebung des Personalproblems auf eine andere Ebene, sind nicht durch die Frage an wem der Brief gerichtet ist, vom Tisch gewischt. Die weiterhin angespannte Personalsituation hat durch das Nichtabschicken keine Veränderung erfahren. Man hat die Frau Direktorin Dr. Kalousek mit dieser Situation konfrontiert und wir werden sie fragen, ob sie entsprechend Abhilfe geleistet hat und was sich seither verändert hat. An der Kritik des Mittelbaus hat sich durch diese Situation nichts geändert.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke.

Herr GR Deutsch, kurz bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender, in aller Kürze dazu.

Das eine ist der Inhalt des Schreibens, das, wie wir heute wissen, auch nicht in der Form, wie auf es auf der Homepage war, sondern in veränderter Form an die Frau Direktorin Dr. Kalousek ergangen ist, wo auch der Herr Dr. Marhold festhält, dass hier umgehend auf dieses Schreiben an die Frau Dr. Kalousek regiert wurde. Dass ein Besprechungstermin stattgefunden hat und dieses Gespräch offensichtlich zufriedenstellend verlaufen ist, weil kein Folgetermin vereinbart werden musste.

Das andere ist die Vorgangsweise, wo Sie möglicherweise auch in der Stellungnahme der Frau Dr. Leth, die uns mit E-Mail weitergeleitet wurde, auch nachlesen könne, wo sie schreibe: „Ich erinnere mich gesagt zu haben, da bin ich mir unsicher, wir haben sicher an die Direktion geschrieben.“ In der Folge schreibt sie, sie hat sich in diesem Punkt geirrt, denn es hat ein Termin mit der Frau Direktorin Dr. Kalousek entsprechend stattgefunden.

Aber ich meine, der wesentliche Punkt ist der, es geht in der Untersuchungskommission nicht um Vermutungen, nicht was der eine oder andere von uns glaubt, sondern es geht eigentlich um ein behördliches Verfahren und um gesichertes Wissen. Ich meine, dass Schriftstücke zunächst einmal auch der Untersuchungskommission als Gremium zur Verfügung zu stellen sind. Die Untersuchungskommission ist ein behördliches Verfahren, ist kein Kasperltheater und schon gar kein Spiel, wo man sich möglicherweise parteipolitisch profilieren möchte. Sondern es geht darum, dass wir einen Sachverhalt klären, um in Anschluss dann dem Gemeinderat darüber berichten zu können und dafür ist aber auch eine seriöse Tätigkeit erforderlich. Ich meine, in Anbetracht dieser Tatsache, wollte ich nicht zur Tagesordnung übergehen, sondern das hier Grundsätzliche absprechen.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege Deutsch! Die Grünen haben zu Beginn der Untersuchungskommission einen umfassenden Beweisantrag zur Vorlage von Unterlagen gestellt, der Ihrerseits nach dem Motto „Sie wollen nicht alle Unterlagen haben, sondern nur ganz ausgewählte, auf spezielle Situationen abgestellte“ abgelehnt wurde. Jetzt haben Sie gewisse Unterlagen nicht. 

Ich will aber im Zusammenhang mit dieser Situation, von der Sie meinen, dass sie behoben ist, darauf verweisen, dass der Herr Generaldirektor Dr. Marhold in der Folge doch über die Situation, hoffe ich, informiert wurde. Denn, die Mittelbauvertretung hat per E-Mail an die Frau Dr. Drapalik geschrieben, dass sie weiterhin ein Personalproblem sehen, dass 5 FachärztInnen das Haus verlassen, dass sie sich personell unterausgestattet sehen und sie ersuchen, das Schreiben an den Herrn Generaldirektor Dr. Marhold weiterzuleiten. Das ist ein E-Mail vom Freitag, den 2. Mai 2008. Ich nehme an, dass der Herr Generaldirektor Dr. Marhold davon in Kenntnis gesetzt wurde.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich möchte jetzt die Diskussion darüber beenden, damit der Herr Kontrollamtsdirektor Dr. Hechtner, den ich hiermit ganz herzlich begrüße und ihn ersuche, die Verspätung zu entschuldigen.

Herr Kontrollamtsdirektor! Sie sind heute als Experte geladen und werden zu folgenden Gegenstand befragt:

Ursachen und die Verantwortung für die bekannt gewordenen Missstände;

Planung der Wiener Gesundheitsversorgung;

Personalsituation;

Qualitätssicherung und „state of the art“-Ver-sorgung;

Sicherheit von PatientInnen und Personal;

bauliche und infrastrukturelle Gegebenheiten. 

Herr Kontrollamtsdirektor! Ich darf Sie bitten, dass Sie uns dazu zunächst einmal einleitend etwas sagen und dann für die Fragen der Kommission zur Verfügung stehen.

KaDior Dr. Hechtner: Danke, Herr Vorsitzender! Sie haben bereits das Themenfeld vorweg genommen, das ich hier zu bearbeiten habe oder das Gegenstände enthält, über die ich Aufschluss zu geben habe. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete!

Zunächst darf ich darauf hinweisen, dass die für den Themenbereich Gesundheit und Soziales zuständige Abteilung der Gruppe Gebarung im Kontrollamt in diesem Zusammenhang unter anderem ein Prüfersuchen zu bearbeiten hat. Dieses wurde Ende 2006 von den GemeinderätInnen Dr. Pilz und FreundInnen gestellt und beinhaltet 44 Einzelfragen zur „Versorgung von entwicklungsgeförderten und entwicklungsgestörten Kindern und Jugendlichen sowie psychosomatisch und/oder psychiatrisch kranken Kindern und Jugendlichen“.

Ich möchte in diesem Zusammenhang ferner vorausschicken, dass im Kontrollamt seitens der GemeinderätInnen Dr. Pilz, Mag. Antonov und FreundInnen sowie seitens der GemeinderätInnen Frau Korosec, Frau Praniess-Kastner und FreundInnen am 25. Jänner 2008 ein weiteres Prüfersuchen gemäß § 73 Abs. 6a Wiener Stadtverfassung betreffend „Mögliche Mängel in der stationären und ambulanten Versorgung psychisch kranker Erwachsener in Wien in den Jahren 2005 bis 2007“ eingegangen ist. Dieses Prüfersuchen hat insgesamt 86 Einzelfragen zum Inhalt.

Die gemeinderätliche Untersuchungskommission wurde Anfang Februar 2008 von den Grünen und der ÖVP initiiert. Im März dieses Jahres fand hierzu die konstituierende Sitzung statt.

Da die Erledigung der vorhin erwähnten Prüfersuchen noch offen ist, richten sich meine Darlegungen vorwiegend auf jene Berichte des Kontrollamtes, die im Geschäftsjahr 2007 den Gesundheitsbereich berühren und im Antrag auf Einrichtung der Untersuchungskommission auch angezogen worden sind. 

Hierbei handelt es sich um einen Bericht, der sich im Jahr 2007 auf der Grundlage eines anderen, Ende des Jahres 2006 eingebrachten, Prüfersuchens des Grünen Klubs mit der Gebarung der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund, kurz KAV; in betriebswirtschaftlicher Hinsicht umfassend auseinander gesetzt hat. 

Weiters wurde in dem Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission auch auf Feststellungen aus einem Bericht des Kontrollamtes aus dem Jahr 2007 betreffend „Die Wahrnehmung der sanitären Aufsicht durch die Magistratsabteilung 40“ verwiesen, weshalb ich in meinen nachfolgenden Ausführungen auch auf diese Thematik eingehen werde.

Der Bericht „Gebarung der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund, kurz KAV“ wurde am 28. Jänner dieses Jahres, also 2008, im Kontrollausschuss behandelt und am 24. Juni 2008 vom Gemeinderat im Rahmen des Tätigkeitsberichtes 2007 des Kontrollamtes beschlossen.

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, dass der Gebarungsbericht seit 25. Juni 2008 der Öffentlichkeit über die Homepage des Kontrollamtes zugängig ist. 

Weiters war dieser Bericht über die Gebarung des KAV im Jänner Gegenstand zahlreicher Medienberichte. Sowohl im TV als auch in diversen Printmedien.

In der mir zur Verfügung stehenden Zeit werde ich daher im Rahmen meiner Ausführungen als Erstes einen kursorischen Überblick über die der Ladung zugrundeliegenden - und wie der Herr Vorsitzende dargestellt hat -, für mich sehr weitreichenden und komplexen Themen geben, soweit diese Gegenstand der betriebswirtschaftlichen orientierten Fragestellungen des erwähnten Prüfauftrages waren und danach kurz in weiteren Punkte auf den Bericht über die Wahrnehmung der sanitären Aufsicht durch die Magistratsabteilung 40 eingehen.

Die Gebarungsprüfung des KAV umfasste 25 den Zeitraum der Jahre 2002 bis 2006 betreffende Einzelfragen, die vom Kontrollamt folgenden Themenbereichen bzw. Schwerpunkten zugeordnet wurden. 

Als das sind: Entwicklung des KAV zu einer Unternehmung der Stadt Wien, Struktur der Unternehmung, das Personalmanagement, das Beschaffungsmanagement, die leistungsorientierte Planung, Finanzmanagement, Umsetzung unternehmungsstrategischer Vorhaben, Entwicklung medizinischer Zentren, Entwicklung der Kooperation mit extramuralen Einrichtungen und schließlich künftige Ziele des KAV.

Aus den Schlagworten können Sie erkennen, dass diese betriebswirtschaftliche Prüfung, auf Grund des generellen Ansatzes der Fragestellungen, insbesondere eine gesamthafte Untersuchung der im KAV angewendeten Managementinstrumente zum Gegenstand hatte. Deshalb wurde grundsätzlich nicht im Detail auf die Situation einzelner Krankenanstalten eingegangen. 

Nun darf ich zum Inhalt wesentlicher Themenbereiche dieser Prüfung kommen:

Hinsichtlich der Struktur des KAV wurde vom Kontrollamt festgehalten, dass alle notwendigen betriebswirtschaftlichen Funktionsbereiche bereits vor der Unternehmungswerdung, das heißt seit der Dezentralisierung des KAV in den 90er-Jahren des vorigen Jahrhunderts, bestanden hatten.

Trotz einer seit dem Jahr 2005 erfolgten Rezentralisierung wesentlicher betriebswirtschaftlicher Funktionen, blieb die Selbstständigkeit der Anstalten von dieser Entwicklung aber weitgehend unberührt. 

Festzustellen war vom Kontrollamt etwa im Bereich des komplex gehaltenen Rechnungswesen allerdings, dass die Entwicklung eines effektiven, durchgängigen Rechnungswesens, das die Unternehmensstruktur unterstützen sollte, bereits mehrfach vom Kontrollamt bemängelt worden war. Zum Zeitpunkt der Einschau war dies vom KAV abermals in Aussicht gestellt worden. 

Bezüglich des im KAV seit rund 10 Jahren bestehenden, umfassenden Controllings wurde festgestellt, dass eine Fülle von betriebswirtschaftlichen Informationen bereitgestellt worden waren, aber immer wieder Abweichungen vom gewünschten Qualitätsniveau auftraten, das war auf mehrfache Umstrukturierungen dieses Tätigkeitsbereiches zurückzuführen. 

Insbesondere trat auch bei einer im Jahre 2007 durchgeführten Organisationsanalyse über den Bereich Controlling das Fehlen von grundlegenden organisatorischen Maßnahmen zutage, die für eine erfolgreiche Einführung von Kontrollinstrumenten von vornherein notwendig gewesen wären. 

Im Sinne der Grundsätze des New Public Management wurde vom KAV nicht nur das Controlling eingeführt, sondern auch das Steuerungsinstrument der Zielvereinbarungen genutzt. Diese werden zwischen der Generaldirektion und den Teilunternehmen und von diesen wiederum mit den leistungserbringenden Dienststellen abgeschlossen. Inhalte dieser Zielvereinbarungen waren etwa Orientierungs- und Leistungsparameter zum Budget bzw. zum Wirtschaftsplan, Personalzahlen, aber auch inhaltliche Ziele wie z.B. Qualitätssteigerungsmaßnahmen. 

Das Kontrollamt hat im Zuge der Gebarungsprüfung festgestellt, dass in Einzelfällen Zielvereinbarungen mit Vorbehalt oder mit Ergänzungen unterzeichnet worden waren. Weiters wurde in einigen Ergebnisprotokollen der Zielvereinbarungsgespräche angemerkt, dass Vorgaben etwa zur Reduktion des Personals oder zur Einhaltung des Wirtschaftsplans nicht erfüllt werden könnten.

Grundsätzlich sind jedoch Zielvereinbarungen nur dann als Steuerungsinstrument geeignet, wenn sie erreichbare Zielvereinbarungen enthalten. Im Sinne einer effektiven Steuerung müsste auch die Zielerreichung oder die nicht Nichterreichung mit Konsequenzen verbunden sein.

Zusammenfassend stellte das Kontrollamt zwar fest, dass die Zielvereinbarung den operativen Dienststellen eigenverantwortliches Arbeiten ermöglicht. Zu bemängeln war allerdings, dass in den Zielvereinbarungen weder Anreize zu deren Einhaltung, noch Konsequenzen bei deren Nichteinhaltung vorgesehen waren. 

Ein weiterer wichtiger betriebswirtschaftlicher und steuerungsrelevanter Funktionsbereich, nämlich das Personalmanagement, war ebenfalls ein Schwerpunkt dieser Gebarungsprüfung.

Bereits mehr als 10 Jahre vor der Unternehmungswerdung des KAV im Jahre 2002 wurden im Rahmen der Dezentralisierung sukzessive Aufgaben an die einzelnen Anstalten übertragen. Damit sollte ein flexibleres Personalmanagement ermöglicht werden. Mit der Unternehmungswerdung wurden vom Magistratsdirektor dem Generaldirektor des KAV weitere wesentliche Aufgaben im Bereich des Personalmanagements, wie etwa Änderungen im Dienstpostenplan, übertragen. 

Vom Kontrollamt wurde dazu festgestellt, dass der Entscheidungsspielraum des KAV ungeachtet dessen, nicht mit dem von Unternehmen, die nach rein betriebswirtschaftlichen Kriterien geführt werden können, vergleichbar ist. 

Eine weitere wesentliche Entwicklung im Personalmanagement bildet die zentrale Verankerung von Kompetenzen in der Generaldirektion im Jahr 2005. Einen hohen Stellenwert im Personalmanagement des KAV nehmen die Kontrolle und die Gestaltung des Dienstpostenplanes ein. Dabei ist darauf zu achten, dass die Höchstzahl der Dienstposten nicht überschritten und der finanzielle Rahmen eingehalten werden. Die Stabilisierung der Personalkosten gilt im KAV als zentrales Ziel. Was unter anderem durch eine Deckelung der Gesamtanzahl der systemisierten Dienstposten gewährleistet werden soll. Somit sind vom KAV zusätzlich benötigte Dienstposten innerhalb des eigenen Personalstandes zu bedecken. Vom Kontrollamt wurde in diesem Zusammenhang festgestellt, dass Dienstposten aus budgetären Gründen zwei Monate nicht nachbesetzt wurden. Dies erschien im Hinblick auf die angespannte Budgetsituation zwar nachvollziehbar, es sollte jedoch Ziel des KAV sein, den Personalbedarf realistisch zu bemessen und sich dafür zeitgemäßer Personalplanungsmethoden zu bedienen.

Dazu wurde vom Kontrollamt bereits früher in anderen Berichten bemängelt, dass ein zeitgemäßes Personalbedarfsplanungsinstrumentarium im KAV nur für die Berufsgruppe der Pflegepersonen zum Einsatz gekommen war. Für die Planung des Personaleinsatzes waren bereits mehrfach vom Kontrollamt Optimierungsmöglichkeiten aufgezeigt worden. 

Optimierungsmöglichkeiten bestehen auch in den Bereichen leistungsorientierte Planung und Finanzierung. Hierzu ist einleitend darauf hinzuweisen, dass Vorgaben oder Festlegung zur Leistungserstellung des KAV z.B. ein vom Gemeinderat zu beschließender jährlicher Leistungsauftrag und ein daraus abzuleitender Leistungsplan nicht im Statut das KAV enthalten sind. Demnach bildet im Wesentlichen der Wiener Krankenanstaltenplan die Rahmenvorgabe für die Leistungserstellung des KAV. 

Vom KAV wurde bereits im Jahr 2003 ein Konzept zur Weiterentwicklung der Unternehmung, die leistungsorientiere Krankenanstaltensteuerung mittels Outputvorgaben, vorgesehen. Durch die Leistungsangebotsplanung sollte eine gezieltere, flexiblere, aber auch qualitativ hochstehende Versorgung unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit gewährleistet werden. Erste Ansätze einer Leistungsplanung wurden vom Kontrollamt in den Zielvereinbarungen der Jahre 2003 und 2004 für ausgewählte medizinische Fachrichtungen festgestellt. Diese Vorgangsweise wurde aber im Jahr 2006 vom KAV nicht mehr weiter verfolgt. 

Jedoch wurde ab dem Jahr 2005 an einem Projekt zur Entwicklung einer umfassenden Leistungs-, Finanz- und Personalplanung gearbeitet. Mit diesem Planungsinstrument sollte erstmals auch die unternehmensweite Leistungsplanung für ausgewählte medizinische Leistungen verwirklicht werden. Eine Voraussetzung für die Einführung eines solchen Planungsinstrumentes bildet grundsätzlich ein durchgängiges Rechnungswesen mit einem handhabbaren und aussagekräftigen Kostenrechnungssystem.

Das Kontrollamt stellte fest, dass vom KAV wesentliche Vorarbeiten zur Bewertung der medizinischen Leistungen auf operativer Ebene geleistet worden sind. Eine exakte Festlegung, mit welchen Mitteln welche medizinischen Leistungen in den einzelnen Einrichtungen des KAV erbracht werden, war auf der Grundlage des bestehenden Kostenrechnungssystems des KAV im Prüfzeitraum 2002 bis 2006 aber nicht möglich. Demgemäß orientierte sich auch die Budgetplanung und Wirtschaftsplanung primär nicht an der operativen realen Leistungserstellung, sondern ergab sich im Wesentlichen aus valorisierten Vorjahreswerten. Eine auf Kostentransparenz der Leistungserbringung aufgebaute Finanzierung der Unternehmen konnte daher nicht attestiert werden. 

Zusammenfassend war daher vom Kontrollamt festzustellen, dass bei der Budgetmittelverteilung primär die kamerale Ausfinanzierung bzw. die Einhaltung des Finanzierungsübereinkommens mit der Stadt Wien und nicht die effiziente Mittelverteilung für die Leistungserbringung bzw. die internen Zielvereinbarungen im Vordergrund standen. Ein leistungsorientierter Mitteleinsatz war daher im KAV noch nicht im ausreichenden Maß umgesetzt worden. 

Für die strategische Unternehmungsplanung und für die Wirtschaftlichkeitsberechnungen kommen im Allgemeinen auch Instrumente wie z.B. Kosten-Nutzen-Analyse zur Anwendung. Dazu stellte das Kontrollamt z.B. im Zusammenhang mit den Auslagerungen von Unternehmen Aufgaben an Drittunternehmen fest, dass eine flächendeckende Vornahme von Wirtschaftlichkeitsberechnungen in diesem Bereich nicht erfolgt war. Wobei auch eine einheitliche Gesamtstrategie hierzu nicht vorlag. Insgesamt vermisste das Kontrollamt in der Unternehmung die Vornahme einer Kosten-Nutzen Analyse als Entscheidungsvorbereitung. 

Wesentlich für die Erbringung qualitätsvoll hochstehender Leistungen ist für jedes Unternehmen ein funktionierendes Qualitätsmanagement. Dem wurde vom KAV mit der Schaffung einer Stabstelle Qualitätsmanagement im Jahr 1990 Rechnung getragen. Im Jahr 1998 wurde erstmals die Festlegung einer Qualitätsstrategie zu patientInnenorientierten kontinuierlich und nachvollziehbaren Qualitätsverbesserung in allen Einrichtungen des KAV vorgenommen. Schwerpunkte der Qualitätsarbeit des KAV sind unter anderem die Führung, die Fehlerkultur, die Ergebnisqualität und deren Evaluierung. Konkrete Schwerpunktsetzungen, Festlegungen der Vorgangsweisen und die Umsetzung der Qualitätsstrategie fallen in den Aufgabenbereich der einzelnen Anstalten. Vom KAV wurden jährlich zwischen 200 und 300 qualitätsverbessernde Projekte und Initiativen durchgeführt. Zuletzt wurde im Oktober 2003 vom ehemaligen Generaldirektor des KAV die Einrichtung eines professionellen, zeitgemäßen und umfassenden Beschwerdemanagement beauftragt. Dieses wurde unternehmungsweit mit Wirksamkeit vom 1. April 2005 eingerichtet. 

Insgesamt wurde vom Kontrollamt zu den Maßnahmen des KAV in Bezug auf Qualitätsmanagement allerdings festgehalten, dass dem unternehmensweiten Transfer und der Nachhaltigkeit von Qualitätsmanagementmaßnahmen mehr Augenmerk geschenkt werden sollte.

Neben den Gebarungsprüfungen führt das Kontrollamt im Rahmen der Wiener Stadtverfassung festgelegten Aufgabenbereiche auch im Bereich des KAV jährlich stichprobenweise Sicherheitsüberprüfungen durch. In diesem Zusammenhang sind zunächst Sicherheitsprüfungen zu nennen, die auf die bauliche Sicherheit und dabei auf den Brandschutz Bezug nehmen und meist nur einen Standort eines Krankenhauses oder eines Geriatriezentrums betreffen.

Die im Otto-Wagner-Spital für die psychiatrischen Bereich genutzten Pavillons waren in den vergangenen Jahren nicht Gegenstand einer Einschau, da sie auf Grund einer niedrigen Bauweise in Hinblick auf die Fluchtwegssituation ein geringeres Risikopotential aufweisen, als größere Komplexe des KAV. 

Im Zuge des Auflassung des Neurologischen Krankenhauses Maria-Theresien-Schlössel und der Übernahme des medizinischen Angebotes durch das Otto-Wagner-Spital im Jahr 2002 wurden drei Pavillons des Otto-Wagner-Spitals generalsaniert. 

Weitere Sicherheitsprüfungen des Kontrollamtes betrachten hygienische Belange. Solche Prüfungen erstrecken sich häufig auf mehrere Standorte von Einrichtungen des KAV.

Das Kontrollamt berichtete in seinem erst kürzlich veröffentlichten Tätigkeitsberichtes des Jahres 2007 die Ergebnisse der Prüfungen betreffend die Magistratsabteilung 40 - Wahr-nehmung der sanitären Aufsicht nach den Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten -, worin auch Sachverhalte beschrieben werden, die den Bereich des KAV betrafen. Diese Einschauen nahm das Kontrollamt im Rahmen seines erstellten Jahresprüfprogrammes vor.

Zusammenfassend kann ich über seinen Inhalt, in Hinblick auf die für den KAV angesprochenen Themenbereiche, Folgendes sagen:

Erstens möchte ich die Zuständigkeit ansprechen. Bis zum 30. September 2007 war die Magistratsabteilung 15 für die sanitäre Aufsicht zuständig. Mit 1. Oktober 2007 trat die Neustrukturierung des Gesundheits- und Sozialbereiches im Magistrat der Stadt Wien in Kraft. Seit diesem Datum ist dafür die Magistratsabteilung 40 zuständig. 

2. Rechtliche Grundlagen. In dem vorhin genannten Bundesgesetz in den §§ 60 bis 62 ist vorgeschrieben, dass die Bezirksverwaltungsbehörden unter Beiziehung der ihnen als Gesundheitsbehörde beigegebenen oder zur Verfügung stehenden AmtsärztInnen in den Krankenanstalten und Kuranstalten ihres örtlichen Wirkungsbereich die Einhaltung der sanitären Vorschriften zu überwachen haben. Da für die Durchführung der sanitären Aufsicht vom Bund keine Vorschriften erlassen worden waren, bestand Unklarheit, in welchem Umfang und in welcher Häufigkeit diese Kontrolltätigkeit zu erfolgen habe. Nicht nur die Bezirksverwaltungsbehörden vertraten übereinstimmend im Jahr 1999 diesen Standpunkt, auch der Rechnungshof bestätigte diesen Zustand im Zuge einer bundesweiten Querschnittsprüfung im Jahre 2001.

Im Jahr 1999 wurden gegen eine oberösterreichische Krankenanstalt wegen organisatorischer, hygienischer und medizinischer Mängel Vorwürfe erhoben. Dabei kamen auch PatientInnen zu Schaden. In einem Schreiben des damaligen Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales an die seinerzeitige Magistratsabteilung 15 wurde zur sanitären Aufsicht festgehalten, dass die Häufigkeit der Kontrollen den Bezirksverwaltungsbehörden überlassen bleibe. Und zwar wegen deren Nähe zu und ihrer Kenntnis über die Krankenanstalten. 

Die Wahrnehmung der sanitären Aufsicht war bereits im Jahr 1999 Gegenstand einer Prüfung durch das Kontrollamt. Damals wurden sowohl die Anzahl der jährlichen Kontrollen der Krankenanstalten als auch die Themenauswahl als unzureichend befunden. Insgesamt nur zwei bis zehn Kontrollen pro Jahr, alle bettenführenden Krankenanstalten in Wien zusammengenommen. Das Kontrollamt vertrat damals die Ansicht, dass die sanitäre Aufsicht auch bei unscharfen gesetzlichen Bestimmungen, nicht derart eingeschränkt erfolgen darf.

Die Vorfälle in Oberösterreich nahmen die AmtsärztInnen der ehemaligen Magistratsabteilung 15 zum Anlass um zu überlegen, wie Effektivität und die Effizienz der Kontrolle gesteigert werden könne. Es wurde ein Arbeitskreis für Krankenhaushygiene gegründet, an dem die Magistratsabteilung 15 maßgeblich beteiligt war. In diesem Zusammenhang sollten Richtlinien für die Überwachung von Krankenanstalten erarbeitet werden. Zum Zeitpunkt dieser Prüfung waren bereits 25 Richtlinien erstellt und im Internet veröffentlicht, z.B. zur Kontrastmittelapplikation oder zur Sterilisation. 

Ebenfalls unter Mitarbeit eines Amtsarztes der ehemaligen Magistratsabteilung 15 wurde die vom Bundesministerium für Soziale Sicherheit und Generation im Jahr 2002 veröffentliche Leitlinie „Organisation und Strategie der Krankenhaushygiene“ erstellt. Zur Verbesserung der Krankenhaushygiene und der Sicherheit der PatientInnen drängte die ehemalige Magistratsabteilung 15 die bettenführenden Krankenanstalten gemäß § 14 Wiener Krankenanstaltengesetz KAG vorgeschriebenen Hygieneteams auch mit den empfohlenen Ressourcen auszustatten. 

3. Die sanitäre Aufsicht der Jahre 2002 bis 2007. Rechtlich zuständig war in der ehemaligen Magistratsabteilung 15 das Dezernat II, Sanitätsrecht und Sozialversicherungsrecht. Es beschränkte sich aber in den meisten Fällen auf rechtliche Beurteilung und die Bearbeitung der von den AmtsärztInnen festgestellten Mängel. De facto führten die AmtsärztInnen des Referates I/5-K, Fachbereich Krankenanstalten, die Kontrollen durch. Diese sind – eine Besonderheit in Wien – auch Amtssachverständige in Genehmigungsverfahren, was nach Ansicht des Kontrollamtes Vorteile für einen hohen Wissensstand der Verwaltungsorgane ist. 

Zusätzlich waren dem oben angeführten Referat Angelegenheiten nach dem schon außer Kraft getretenen Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz, dem Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz einschließlich der Organisation der Totenbeschau, Strahlenschutzgesetz, sowie die Erstellung von Gutachten wie z.B. in Bedarfsprüfungsverfahren nach dem Wiener KAG oder nach dem Wiener Rettungs- und Krankentransportgesetz, die Begutachtung in Genehmigungsverfahren zur Errichtung und zum Betrieb von Krankenanstalten nach dem Wiener KAG, die ärztliche Mitwirkung der Überwachung der Pflegeheime und Behinderteneinrichtungen etc. übertragen. 

Um die Kontrolltätigkeit zu vereinfachen, erstellten die AmtsärztInnen anstaltsspezifische Checklisten für die Eckdaten und wählten zusätzlich Themenschwerpunkte, in denen erfahrungsgemäß Schwächen bestanden oder Gefahrenpotentiale vorhanden waren, z.B. Personalansätze im Pflegebereich. Neben regelmäßigen Kontrollen wurden auch anlassbezogene, meist auf Grund von Beschwerden von PatientInnen durchgeführt.

Das Kontrollamt listete alle Kontrollen in diesem Bereich der Jahre 2002 bis 2007 auf. Es zeigte sich, dass der vom Kontrollamt referierte Abstand von maximal einem Jahr nicht zur Gänze erreicht wurde. 

Das Rechtsdezernat, das nach Umstrukturierung der ehemaligen Magistratsabteilung 15 nun in der Magistratsabteilung 40 angesiedelt ist, war jedoch der Ansicht, dass die sanitäre Aufsicht gesetzeskonform erfolgte, weil die Jahresberichte, die regelmäßig dem zuständigen Bundesministerium übermittelt wurden, ohne Einwände zur Kenntnis genommen wurden. Dies bedeutete für das Kontrollamt nicht, dass kein Verbesserungspotential bestünde.

Aus der Sicht des Kontrollamtes hatte das Rechtsdezernat keinen Überblick über die vom Referat I/5-K jährlich festgelegte Auswahl von Einschauen und Häufigkeit der Kontrollen der AmtsärztInnen. Es sei jedoch laut Rechtsdezernat eine Gesamtübersicht bzw. eine Weiterführung der Analyse über die in der Leitlinie des Bundesministeriums angeführten wahrzunehmenden Überprüfungen in Ausarbeitung. 

Im Zuge der Recherchen entstand für das Kontrollamt der Eindruck, dass der amtsführenden Behörde nicht vollständig klar war, was unter der sanitären Aufsicht zu verstehen ist. Es wurde z.B. die Prüfung des Arzneimittelvorrates sowie der Einhaltung elektrotechnischer und brandschutztechnischer Bestimmungen dazu gezählt, was nicht den Leitlinien des Bundesministeriums entspricht.

Seit dem letzten Kontrollamtsbericht aus dem Jahr 1999 ist es der ehemaligen Magistratsabteilung 15 gelungen, in den Spitälern die Hygieneteams gemäß KAG durchzusetzen und deren Kooperation mit der Kollegialen Führung zu verbessern. Diese Teams sind nun fixer Bestandteil des Gesundheitswesens.

Die personelle Situation des Referates I/5-K wirkte sich negativ auf die Kontrolltätigkeit aus. Einerseits wechselte der Personalstand. Im Jahr 2003 erhielt die ehemalige Magistratsabteilung 15 Personal von der aufgelösten ehemaligen Magistratsabteilung 47, Pflege und Betreuung, zwei AmtsärztInnen schieden im Jahr 2007 aus 

dem Referat wieder aus. Es blieben drei Vollzeitbedienstete und zwei Teilzeitbedienstete für die Bewältigung sämtlicher Aufgaben des Referates, wodurch die Kontrolltätigkeit zurückging. Die Übersiedlung und Neustrukturierung der Magistratsabteilung 15 erschwerte die Situation im Jahr 2007 zusätzlich. Andererseits war die Leitung des Referats längere Zeit unbesetzt, dessen Aufgaben wurden abwechselnd von den Referenten übernommen. 

Obwohl bei fast allen bettenführenden Krankenanstalten bis einschließlich 2007 die Thematik der Hygiene einmal geprüft wurde, wurden andere Themen wie z.B. rechtliche und qualitative Aspekte des PatientInnenbriefes, die Kontrastmittelapplikation, Intensivbereiche und Überwachungseinheiten usw. nur vereinzelt und unregelmäßig überprüft.

In Bezug auf die Leitlinien des Bundesministeriums wäre aber der fachliche Umgang möglicher Prüfthemen viel größer und eine periodische behördliche Begehung bestimmter Abteilungen, Stationen unerlässlich. Bei einer Prüfung des Kontrollamtes „Dialysestationen“ im Jahr 2006 zeigte sich, dass Stationen überbelegt oder nicht genehmigt waren und Hygienemängel aufwiesen. Die Dokumentation der Überprüfung war durch standardisierte Checklisten und Fragenkataloge übersichtlich und nachvollziehbar. Das Kontrollamt stellte allerdings fest, dass die Kommunikation zwischen den AmtsärztInnen, operative Prüfung der Magistratsabteilungen  und den JuristInnen der zuständigen Behörde verbesserungswürdig war. Denn erstere wurde nicht darüber informiert z.B. welche Fristen gesetzt wurden bzw. ob Mängel behoben wurden. 

4. Ausbildung und Personalentwicklung in diesem Bereich. Das Kontrollamt empfahl der Magistratsabteilung 15 einen Personalentwicklungsplan auszuarbeiten, um eine kontinuierliche und fachliche adäquate behördliche Vorgangsweise sicherzustellen und gesetzliche Änderungen und Änderungen des Aufgabenspektrums entsprechen zu können. Die Dienstelle sagt zu, dieser Empfehlung nachkommen zu wollen.

Abschließend noch Eines. Im Jahr 2003 beschäftigte sich das Kontrollamt mit einem weiteren Themenbereich der Hygiene im KAV und zwar mit dem Vorhandensein von Legionellen in den Warmwasserleitungsnetzen. In die Prüfung einbezogen waren unter anderem das Sozialmedizinische Zentrum Ost-Donauspital, das Sozialmedizinische Zentrum Süd Kaiser-Franz-Josef-Spital, das Allgemeine Krankenhaus und das Otto-Wagner-Spital. 

Es wurden damals Überschreitungen des allgemeinen anerkannten Richtwertes für die Verkeimung mit Legionellen festgestellt. Der KAV nahm daraufhin Änderungen an den Wasserleitungsnetzen vor und sorgte für ein regelmäßiges Durchspülen mit Heißwasser. Soweit meine ersten Ausführungen. 

Ich darf mich für die Aufmerksamkeit recht herzlich bedanken. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr Kontrollamtsdirektor! Ich darf Sie bitten, die Fragen der Kommissionsmitglieder zu beantworten.

Jetzt sind die Grünen am Wort. Ich darf Frau GRin Dr. Pilz bitten ihre Fragen zu stellen. Bitte nicht alle Fragen, die Sie haben, zugleich stellen.

GRin Dr. Pilz: Würde ich nicht tun. Ich vertraue darauf, dass wir öfter drankommen.

Herr Kontrollamtsdirektor! Danke für die komprimierte Zusammenfassung der Ergebnisse der Prüfungstätigkeit. Wir sind schon sehr gespannt, was die beiden Prüfberichte ergeben werden hinsichtlich der Betreuung von psychisch kranken Kindern und Jugendlichen. Auf den sind wir schon sehr gespannt, weil wir ihn schon 2006 gestellt haben, aber wir sehen, wie hart gearbeitet wird.

Ich möchte in dem Zusammenhang auch sagen, wie gut im Kontrollamt gearbeitet wird und da brauchen eben die Berichte ihre Zeit. 

Ich möchte auf den Bericht eingehen, den Sie uns schon vorgelegt haben hinsichtlich der Gebarung des Krankenanstaltenverbundes. Sie haben die uns schon bekannten Ergebnisse noch einmal zusammengefasst und ich möchte im Wesentlichen ganz auf die zentralen Mängel eingehen, die Sie hier jetzt noch einmal formuliert haben. Zielvereinbarungen, die man unrealistisch setzt, dann nicht in der Umsetzung einklagt bzw. auch gar keine Anreize setzt, damit sie umgesetzt werden, sind nicht sehr wirksam. Das haben Sie so formuliert. (Zwischenruf) Aus den Sitzungen der Kollegialen Führung im Otto-Wagner-Spital ist zu berichten, dass man auch intern den Eindruck hat, dass man im Wesentlichen um Geld hier verhandelt und weniger um diese strategische Planung, um die es hier geht, und auch um die Personalentwicklung. Im Jahr 2005 wurden überhaupt Zielvereinbarungen vorgenommen. Ist das für das Management ohne Konsequenzen, dass Zielvereinbarungen offensichtlich weder einklagbar, zum Teil nicht gemacht, und wenn, dann nicht in ihrer Erfüllung sozusagen eingefordert werden?

KaDior Dr. Hechtner: Dazu darf ich allgemein bemerken, ich habe kurz dargestellt, dass ich über die Frage oder die Bedeutung von Zielvereinbarungen - nachdem sich die Unternehmung KAV hinsichtlich des Handels auch auf Zielvereinbarungen eingestellt hat und gesagt hat, dass sie eingeführten werden sollen -, habe ich ja erwähnt, dass in Einzelfällen diese Zielvereinbarungen kritisch hinterfragt worden sind, inwieweit sie auch realistisch umsetzbar sind, das ist uns in Einzelfällen sozusagen hier aufgefallen. Aber nichtsdestoweniger sollten hier also Zielvereinbarungen eine Vereinbarung sein zwischen zentraler Managementführung und den Operativleistung erbringenden Einrichtungen oder Dienststellen oder Krankenanstalten, weil hier die wesentlichen Parameter enthalten sind, die übers Jahr sagen, wie weit ich ein Ziel erreiche oder nicht erreiche. Vor diesem Hintergrund ist es natürlich wichtig an sich auch zu wissen, was sind die Konsequenzen, wenn ich so etwas nicht erfülle. Und daher sollte man auch diesen Punkt immer wieder vor Augen führen, inwieweit solche Nichteinhaltungen auch entsprechend betriebswirtschaftliche Auswirkungen aufs Gesamtsystem haben können. Das heißt, dass ich, wenn auf diese Art und Weise an sich etwas in den Dienststellen, Krankenanstalten, wo also die Vereinbarungen erfolgt sind, nicht erfüllt sind, dann sollte eigentlich fürs nächste Jahr oder fürs darauffolgende Jahr überlegt werden, wie man dem beikommen kann, weil ja hier eine Mehrjährigkeit des Mitteleinsatzes immer zum Tragen kommt. Eine Zielvereinbarung ist ja meistens nur von der Thematik auf ein Jahr bezogen, dann schließen wir alles ab. Und dann ist für das nächste Jahr das nicht mehr ein Thema. Sondern man muss ja an sich schauen, wie geht das sozusagen in der Zukunft weiter.

GRin Dr. Pilz: Mein Eindruck aus den Protokollen, die ich aus der Kollegialen Führung aus dem Otto-Wagner-Spital gelesen habe, ist, dass man unrealistische Erwartungen oder einen durchaus erheblichen Druck auf die Kollegialen Führung ausübt mit den Mitteln und dem Personal auszukommen ohne die entsprechenden Ressourcen auch zu leisten, also Instandhaltungskosten, wo befürchtet wird, dass sie nicht bis zum Jahresende reichen, verzögerte Personalnachbesetzungen. Das wird auch in den entsprechenden Sitzungen dokumentiert, dass man so vorgehen wird. Sie haben das ja auch erhoben. Und dass zum Teil die Bausubstanz und die Infrastruktur so desolat ist, dass also Geräte an ihrer Lebenszeitgrenze angekommen sind und so weiter. Mein Eindruck ist, man hat hier das Problem der mangelnden ressourceneffizienten Planung einfach nach unter weitergegeben und der Kollegialen Führung speziell im Otto-Wagner-Spital zugemutet, mit unzureichenden Ressourcen eine schwierige und verantwortungsvolle Aufgabe zu erfüllen. Hat das Kontrollamt hier diesen Widerspruch mit der Generaldirektion besprochen oder mit der politischen Führung? Also, wenn man Dinge erwartet, die man nicht finanziert, die man nicht ausstattet, das ist ja eigentlich eine unhaltbare Situation.

KaDior Dr. Hechtner: Zwei Punkte zu dieser Thematik von meiner Seite. Punkt eins muss ich vorausschicken, dass ich vorhin an sich auch ausgeführt habe, dass es eine gesamthafte Untersuchung gewesen ist hinsichtlich des Einsatzes der Managementinstrumente im Hause oder im Unternehmen des KAV. Also, inwieweit jetzt Otto-Wagner-Spital oder andere Einrichtungen oder andere Häuser hier unterversorgt, nicht unterversorgt, undotiert, weniger gut dotiert oder gleiches sind, diesen Punkt kann ich jetzt hier nicht lösen. Also, da haben Sie möglicherweise jetzt andere oder bessere Informationen, weil wir sozusagen auf Grund der Fragestellung den gesamten Einsatz betriebswirtschaftlicher Instrumente beleuchtet haben und gesagt haben, auch im Punkt an sich „wie ist das Verhältnis an sich des Einsatzes von betriebswirtschaftlichen Managementinstrumenten“. Das ist der eine Punkt, den ich hier anführe. 

Der zweite Punkt, den Sie ansprechen, ist hier die Frage natürlich auch, wie schaut es mit den Ausstattungen und dergleichen aus. Da habe ich auch kurz erwähnt, dass wir nicht häuserbezogen das im Gebarungsbericht gemacht haben, sondern wir gehen bei entsprechenden Analysen, wo es größeres Potential hinsichtlich Brandschutz und dergleichen in die einzelnen Häuser hinein und schauen uns – wie Sie wissen aus unseren Berichten – die Häuser meistens von oben bis unten an und versuchen auf diese Weise aufzuzeigen, wo Behebungspotential, Optimierungspotential vorhanden ist. Also, das sind hier die Punkte, unter denen wir uns hier bewegen. Das heißt, Rückschlüsse aus dem Bericht auf ein einzelnes Haus zu nehmen, ist schwierig, sondern die Ausrichtung dieses Berichtes ist dahingehend, inwieweit sollte das so gemacht werden, dass ich letztendlich weiß, wie kann ich in einem Diskurs über die Zielvereinbarung rausfinden, welcher Mitteleinsatz ist für ein Haus notwendig. Und da sollten an sich also die entsprechenden Parameter, wie wir auch in der Diskussion mit dem KAV, aber natürlich auch im Kontrollausschuss darüber gesprochen haben, da sollten die Parameter entsprechend durchgängig vorhanden sein. Das ist wesentlich. Kann sein, dass ich es für einige Häuser genauer kenne, für andere weniger genau kenne, aber im Wesentlichen sollte ich, auf das Haus heruntergebrochen, wissen, wenn ich Zielvereinbarungen vornehme, dass das leistbar ist oder nicht leistbar ist oder ich auch Argumente seitens der Generaldirektion habe, dass es auf Grund der Zahlen dennoch leistbar ist. Also, insbesondere auch Einsparungspotentiale, Optimierungspotentiale, Ergänzungspotentiale sowohl in den Sachebenen, als auch Frage der Personalebene.

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage in dem Zusammenhang. Sie haben jetzt noch einmal wiederholt, dass es keine flächendeckende Wirtschaftlichkeitsberechnung gäbe und keine Kosten-Nutzen Analyse. Bei diesem Stochern im Nebel bleiben aber dann die einzelnen Häuser, vor allem die, die ohnehin Investitionsdruck, Personaldruck und so weiter haben, über, weil sie sich sozusagen mangels Datenlage nicht gegen eine unhaltbare Situation wehren können. 

KaDior Dr. Hechtner: Zu dieser Situation darf ich noch einmal darauf zurückführen, dass unsere Ausrichtung im Bericht und auf Grund Ihrer Fragestellung und auch die da drinnen gewesen sind, gezielt darauf gerichtet gewesen sind, schön langsam sozusagen umzustellen von einem kameralen Einnahmen- Ausgabenausgleich hin zu einem leistungsorientierten Mitteleinsatz und letztendlich auch die betriebswirtschaftlichen Daten zu haben, die hier notwendig sind, um das leisten zu können. Das heißt also, die Situation, die Sie beschreiben, kann ein richtiger Eindruck sein, kann aber auch ein falscher Eindruck sein, weil es unterschiedlich ausgeprägt offensichtlich, sonst wären wir nicht zu dem Ergebnis gekommen. Und manche Krankenanstalten, das habe ich auch in späteren Themen zum Qualitätsmanagement und Qualitätssteigerungsmaßnahmen erwähnt, sind auf Grund der Eigenverantwortlichkeit auch sehr eigeninitiativ und daher natürlich auch liefern sie viel für das gesamte Haus. Und das ist auch eine Frage, wie kann das fürs gesamte Haus genutzt werden.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Ing. Mag. Dworak bitte.

GR Ing. Mag. Dworak: Herr Dr. Hechtner! Danke. Es war umfangreich, aber wir wissen leider Gottes, dass trotzdem für den KAV relativ wenige Untersuchungen generell gemacht worden sind. Unter anderem wurde im Jahr 2006 die Übergangspflege als Schnittstelle zwischen intra- und extramuraler Betreuung psychisch Kranker durchgeführt. Laut dem Bericht zeigt sich aus der Sicht des Kontrollamts eine Lücke bei der Regelung für die Begleitung unterstützungsbedürftiger psychiatrischen PatientInnen zwischen der intra- und extramuraler Betreuung. Wir haben letztes Mal bei der Frau Dr. Leth die Situation gehabt, dass sie gesagt hat, PatientInnen werden entlassen und verkommen, weil die Nachbetreuung fehlt. Der Bericht zeigt, dass es relativ unorganisiert in dieser Schnittstelle ist. An manchen Abteilungen erhalten die PatientInnen eine Übergangspflege, an anderen wieder nicht. Der Bericht ist im Jahr 2006 erschienen und ich nehme an, das sind die Dinge, die aus dem Jahr 2005 stammen.

Jetzt ist meine Frage: Haben Sie danach Nachschau gehalten, ob sich hier etwas verändert hat? Vor allem, da es ja sozusagen ein relativ frischer Eindruck ist von der Frau Dr. Leth, haben wir den Eindruck bekommen, dass diese Schnittstelle offenbar nicht funktioniert. Glauben Sie, ist dieses Problembewusstsein auch bei den handelnden Personen vorhanden? Ist ihnen das bewusst? Und wie schon gesagt, die Frage ist: Haben Sie dazwischen etwas unternommen, ob hier Veränderungen eingetreten sind?

KaDior Dr. Hechtner: Herr Abgeordneter!

Ich darf das sehr allgemein beantworten um Ihnen dazu Aufschluss zu geben, wie es sozusagen die Vorgangweise auch des Kontrollamtes ist, dann erklärt sich auch das Thema. Also, die Frage der Nachprüfung ist ein Thema, das verstärkt im Kontrollamt Eingang gefunden hat und auch eine gewisse Systematik hier daran gebunden ist, insbesondere in den letzten zwei Jahren, wenn ich das so sagen darf. Das heißt, ein gewisser Prozentsatz, also das ungefähr eine Orientierungsgröße ist so ein bisschen über zehn Prozent, und hier versuchen wir mit unseren Ressourcen Nachprüfungen durchzuführen. Der Sinn und Zweck ist natürlich ein ganz einfacher und klarer aus der Sicht des Kontrollamtes. Wenn die geprüften Stellen wissen, dass das Kontrollamt nachprüfen könnte und wird, ist die Wirkung möglicherweise eine höhere, als sie wissen, wir kommen vielleicht in den nächsten fünf bis 15 Jahren erst wieder. Das ist der Hintergrund. Und vor allem, wenn sie nicht wissen, wann sich welche Prüfstelle letztendlich ins Prüfprogramm zum Thema Nachprüfungen aufgenommen wird. Aber in der Größe haben ich Ihnen schon gesagt unter Anführungszeichen, dass hier nicht jede Prüfstelle, die wir im Laufe eines Jahres über einen Erstbericht bearbeiten letztendlich dann in den nächsten ein, zwei, drei Jahren Gegenstand einer Nachprüfung sein kann, weil dann würden wir die Ressourcen von den Erstberichten einmal eine zeitlang umschaufeln müssen zum Thema der Nachprüfung. Also, das zum allgemeinen Bereich.

Daher kann ich Ihnen zum Thema und das betrifft hier natürlich ein Thema, das irgendwo etwas anders zu sehen ist an sich, es betrifft hier das Thema PSD, den wir hier geprüft haben und nicht zu sehr den KAV oder hier entsprechend die psychiatrischen Einrichtungen des KAV. Das heißt also, dieses Thema ist möglicherweise, ich sage es einmal sehr flapsig, möglicherweise vorgesehen oder auch nicht vorgesehen. Wenn es sich herauskristallisiert, dass es ein interessantes Thema ist, ist es sicherlich ein Thema für die Zukunft. Nur, ich möchte hier nicht schon ankündigen, dass also sozusagen der PSD zu diesem Thema eine Nachprüfung erfährt. Sie werden verstehen, dass immer das Jahresprüfprogramm auf diese Art und Weise in der präventiven Wirkung möglicherweise in solchen Sachen vorbehalten möchte. 

Wenn ein Antrag über Nachprüfung gestellt wird, ist es sozusagen ein Prüfersuchen, das ich ohne Wenn und Aber, so wie Sie als Damen und Herrn dieser Kommission wissen, bearbeiten werde. Und daher möchte ich es auch in dieser Hinsicht belassen, ob ich das nachprüfen werde oder nicht nachprüfen werde. (Heiterkeit)
Das ist eine Sache – glaube ich – der Stadtregierung und der Oppositionsrechte in diesem Sinn. Also, sehe ich da auch deutlich mehr Möglichkeiten der Überprüfungen.

GR Ing. Mag. Dworak: Wie haben Sie denn den Eindruck, kommt Ihnen der KAV entgegen bei Ihren Prüfungen? Wie ist Ihr persönlicher Eindruck von der Führung des KAV und auch jetzt in den entsprechenden Abteilungen? Ich meine, Sie haben ja nur die Möglichkeit, gewisse Einrichtungen zu prüfen. Aber wie weit geht das hinunter? Wird das eher feindlich angesehen, das Kontrollamt? Oder werden Sie im Positiven aufgenommen, dass es im Positiven zur Verbesserungen beiträgt? Oder eher haben Sie einen negativen Eindruck?

KaDior Dr. Hechtner: Ich darf es in dieser Art und Weise sagen, dass das Kontrollamt natürlich eine Einrichtung die, und ich zitiere hier vielleicht einen scheidenden Generaldirektor aus dem Kulturbereich, der, glaube ich, bei einem der letzten Ausschüsse gesagt hat, also, diese Themen an sich und die Befassung mit diesen Themen geht ihm nicht unbedingt in der Pension ab, hat er gesagt. Damit bringt er zum Ausdruck, also wir sind, er sieht uns als eine Notwendigkeit, die darauf zu schauen hat nach der Stadtverfassung, dass Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und dergleichen, Effizienz ein Thema ist und natürlich müssen Sie auch auf der anderen Seite die geprüften Dienststellen sehen, die natürlich im operativen Geschäft drinnen sind und natürlich von der Aufwandseite, die Sie jetzt uns gegenüber erbringen müssen, natürlich nicht so eine große Freude haben, weil Sie die Ressourcen natürlich auch je nach Umfang der Prüfungen entsprechend hier einsetzen müssen.

Die Zusammenarbeit ist im Wesentlichen ohne Wenn und Aber korrekt an sich. Und natürlich kommt es das eine oder andere Mal vor, wenn man auf etwas stößt, dass man natürlich mit Nachdruck sich auch etwas holen muss. Aber da ist es beim KAV nicht anders als bei anderen Prüfstellen, wenn ich das so sagen muss. Und hier ist natürlich auch von den PrüferInnen natürlich das eine oder andere Mal Nachdruck zu formen, um auch die Unterlagen zu bekommen. Aber über weite Strecken kann ich sagen, dass diese Zusammenarbeit auch betreffend des KAV funktioniert. Als Argument, warum es funktioniert. Wenn Sie nur die Gesundheitsberichte oder die Berichte des Kontrollamtes über das Gesundheits-/Sozialbereich anschauen, es wäre nicht möglich, ohne entsprechende Unterstützung der Prüfstellen auf diese Tiefe hinunterzugehen. Das muss man in aller Form sagen. Nicht nur die Fragestellungen, die in einem Prüfersuchen drinnen stehen oder die man sich selbst dann ausformuliert, sind das Maß der Dinge, sondern auch wieweit hier Kooperationsbereitschaft besteht. Das heißt also, es ist ein Ding zwischen zwei Seiten. Einerseits ist es notwendig, manchmal Nachdruck zu verhelfen, auf der anderen Seite muss man aber auch sagen, dass auf Grund der Arbeitsweise, der bekannten Arbeitsweise des Kontrollamtes nicht dieser vielleicht kurz angerissen oder Widerstand vorhanden ist.

GR Ing. Mag. Dworak: Eine Frage zum Thema, Sie haben das jetzt in Ihrem Bericht erwähnt: Einführung von Zielvereinbarungen. Und damit haben Sie gesagt, weder Anreize noch Konsequenzen ergeben sich bei der Nichteinhaltung dieser Zielvereinbarungen. Für mich bedeutet das schon, dass damit eine große Lücke entsteht. Haben Sie den Eindruck, dass die Stadt Wien diese Lücke in irgendeiner Weise bis jetzt geschlossen hat?

KaDior Dr. Hechtner: Bezogen auf den KAV?

GR Ing. Mag. Dworak: Bezogen auf den KAV.

KaDior Dr. Hechtner: Also, ich gehe davon aus, dass die Unternehmung KAV entsprechend hier ihrer Stellung nach dem Statut und nach der Stadtverfassung für sich selbst bestimmen muss sozusagen wohin geht sie. Natürlich auf Grund von Aufträgen, die beispielsweise in großen Leitlinien natürlich auch vom Gemeinderat formuliert werden. Wenn man davon ausgeht, dass die großen Leitlinien vom Gemeinderat formuliert werden oder festgelegt werden sollen, dann ist das quasi die erste Stufe, die ja dann an sich Richtung Generaldirektion, Generaldirektor geht, und der wieder sozusagen vereinbart mit Teilunternehmen dann mit den operativen Leistungen, die Zielvereinbarungen. 

Also, hier müsste versucht werden, diese Kette von Gemeinderat bis zu operativ leistenden Dienststelle das entsprechend hinunter zu brechen und dort müsste an sich auch überlegt werden, wie können bestimmte Anreize letztendlich aus der Zielvereinbarung dazu führen, dass diese leistenden Einheiten, wenn ich das so sagen darf, auch den Nutzen daraus sehen und das ist sozusagen das Wesentliche an der ganzen Sache und das wird dann sicherlich ein klareres Thema sein, wenn diese Zielvereinbarung mit entsprechenden, letztendlich durchgängigen Datenstrukturen belegt ist. Dann kann ich natürlich auch sagen, der Anreiz oder der Anreiz im negativen Sinne sozusagen wird sein, wenn ich ein entsprechendes Datenmaterial auch durchgängig aufbereitet habe in dieser Kette, wie ich es Ihnen jetzt versucht habe kurz darzustellen.

GR Ing. Mag. Dworak: Das bedeutet für mich einerseits, dass dieses durchgängige Datenmaterial nicht vorhanden ist, was bis heute offensichtlich nicht durchgeführt worden ist und im Verantwortungsbereich des zuständigen KAVs liegt und der Führung und auf der anderen Seite ist offensichtlich nicht von Haus aus daran gedacht worden, dass es Systeme gibt und vernünftige Kontrollsysteme. Ich meine, ich wollte das nur hinterfragen, ob Sie das auch so sehen.

KaDior Dr. Hechtner: Das durchgängige Material, wie Sie es bezeichnet haben, ist ein, ich sage einmal, großes Ziel des KAV. Man muss aber die Struktur kennen, dass das Übergleiten von einem kameralen System hin zu einem Unternehmer mit rein betriebswirtschaftlichen Strukturen ein Prozess ist, der eine zeitlang dauert. Das ist das eine. Das zweite, das aber etwas hinderlich auf diesem Weg gewesen war oder ist, waren – habe ich auch kurz erwähnt im Vortrag – hier Umstrukturierungen, die immer wieder stattgefunden haben und wenn Sie in einem derartigen großen Unternehmen mehrfach Umstrukturierungen vornehmen, dann ist das zumindest für diesen Zeitraum nicht förderlich, sondern möglicherweise hinderlich. Das ist sozusagen einer der Aspekte, der sehr stark hervorgekommen ist. Das heißt aber, die Zielsetzungen in dieser Hinsicht hat sich nach unserer Darstellung, auch des KAV, nicht verschoben, sondern der Prozess dorthin sollte eigentlich - und ich hoffe, dass jetzt, ich habe es ja mit dem Wort „abermals“ glaube ich zum Ausdruck gebracht - eine reale Umsetzung und Umstieg auf SAP ein wirklich verwirklichbares Ziel sein. Also, ich glaube, dass alle Anstrengungen jetzt einmal unternommen werden, nicht zuletzt wegen dieses Berichtes im Jänner 2008, wenn ich das so formulieren darf, sondern schon früher. Aber ich glaube, dieser Bericht ist sehr stark in der Beobachtung, auch der Damen und Herren Abgeordneten des Gemeinderates, wenn ich das so sagen darf. Und damit gehe ich davon aus, dass dieser Druck, der hier entsteht, einiges bewirken wird. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Wagner bitte.

GR Wagner: Ja, meine Damen und Herren! Herr Kontrollamtsdirektor!

Ich möchte zu Beginn vielleicht einmal zwei grundsätzliche Bemerkungen anführen, weil ich glaube, dass die vom Protokoll ja durchaus von Wichtigkeit sind.

Herr Kollege Dworak, wenn Sie meinen und Ihrer Frage das vorgestellt haben, dass zu wenig oder nicht viel im Spital an Gesundheitsbericht von Seiten des Kontrollamtes kontrolliert wird, dann kann ich das nur auf eines zurückführen, dass Sie und Ihre FraktionskollegInnen zu wenig nachfragen. Wenn Sie den Kollegen Kenesei oder den Kollegen Neuhuber fragen, die Mitglieder im Kontrollausschuss sind, die sich ab und zu sogar vertreten lassen von Ihrer Kollegin Korosec, wenn es um Gesundheitsakte geht, dann werden Sie draufkommen, dass in den letzten Jahren sehr oft diese Thematik Gegenstand der internen Debatten und Untersuchungen auch des Kontrollausschusses waren und das würde sich ja widersprechen, wenn Sie nur alleine den letzten Bericht hernehmen, der ja bereits veröffentlicht ist und aufliegt, mit 182 Seiten und der Herr Kontrollamtsdirektor bei der Diskussion im Jänner erklärt hat, 100 Prüfwochen haben die internen PrüferInnen des Kontrollamtes dazu gebraucht um dieses Kompendium zu erstellen, dann zeigt das, dass hier nicht wenig kontrolliert wird. Ich sage dazu, man kann immer mehr kontrollieren, aber dass hier zu wenig gemacht wird, davon kann wirklich hier in der letzten Zeit überhaupt keine Diskussion sein.

Nur, meine Damen und Herren, und was ich auch mir eher wünschen würde, wenn Sie, Frau Kollegin Dr. Pilz, sagen, und ich muss das leider auch noch ausführen, Ihr Eindruck, den Sie dem Brief entnehmen, dann glaube ich, haben wir heute zu Beginn der Diskussion auch festgehalten, wir sollten uns nicht bei unseren Befragungen von Eindrücken leiten lassen, sondern von Tatsachen und diese dann analysieren, da mit Eindrücken kann ich im Prinzip als Behörde, der ich hier herinnen sitze, als Mitglieder dieser Untersuchungskommission rein theoretisch sehr wenig bis gar nichts anfangen. 

Herr Kontrollamtsdirektor, was mich aber interessieren würde, Sie schreiben, nicht Sie, sondern Ihre MitarbeiterInnen auf Seite 177 des Kontrollamtsberichtes „ungeachtet sind in der Unternehmung KAV Grenzen bezüglich ihres Entscheidungsspielraums gesetzt, da sie weiterhin ein Teil des Magistrats ist und jetzt Punkti, Punkti. Jetzt meine diesbezügliche Frage, wenn ich das jetzt richtig deute oder vielleicht auch nicht, und da möchte ich die Antwort von Ihnen haben, glauben Sie, dass die jetzige Rechtskonstruktion diesbezüglich nicht die optimalste wäre, sondern wenn der KAV ein rein privatwirtschaftliches Unternehmen wäre, dass sich auch mit privatwirtschaftlichen Maßstäben bemessen lassen müsste, dass es dann besser wäre?

Weil behufs dessen ist dann meine zweite Frage, was die Personalsituation anbelangt und da kann ich auch Ihren Bericht diesbezüglich entnehmen auf den 182 Seiten, dass es eigentlich von der Verteilungssystematik her Probleme gibt, aber nicht insgesamt. Und das würde ja formell betriebswirtschaftlich bedeuteten, dass ich auf der einen Seite, wo man eher auf Grund der Bettenmessziffer, die hier auch angegeben wird, durchaus Betten wegnehmen könnte, dafür in anderen Betten neu schaffen müsste.

Und meine dritte Frage, Sie sprechen hier auch in dem Kontrollamtsbericht von einer gewissen Unterversorgung im Norden Wiens. Glauben Sie, dass mit dem Neubau, wo hier auch zu entnehmen ist bis 2012 in der Stellungnahme des Krankenanstaltenverbund, mit dem Neubau des SMZ-Nord, dass dann diese Lücke formell geschlossen ist, die hier in diesem Bereich vom Kontrollamt im letzten Bericht noch aufgezeigt wurde.

KaDior Dr. Hechtner: Herr Abgeordneter!

Eine einleitenden Bemerkung: Auch ich möchte bei Fakten bleiben und nicht glauben lassen, was hier Thema ist. Ich kann zu dem Thema, was das hier jetzt betrifft, dass ich die Personalsituation und all diese Dinge, die hier die Betriebswirtschaftlichkeit oder die andere Struktur betrifft, nur auf das zurückgreifen, was ich bereits erwähnt habe. Ich habe kurz erwähnt, zum Beispiel zum Bereich Personal habe ich erwähnt, dass also die Unternehmung KAV noch nicht ganz wie ein vergleichbares Unternehmen der Privatwirtschaft dahingehend ausgebildet ist und daher an sich nicht alle Instrumente der betriebswirtschaftlichen Funktionsbereiche realisiert hat. Und besonders im Personalbereich. Leitet aber dazu über, wenn ich das so sagen darf, dass natürlich der Einsatz aller Managementinstrumente auch dargestellt an sich nicht durchgängig eingeführt worden ist und daher noch nicht entsprechend auch alles nach rein betriebswirtschaftlichen Funktionen geführt wird. 

Der zweite Punkt, Personalsituation und Verteilungsproblematik ist ein Punkt, den wir uns auch im Bericht gewidmet haben und haben einen Punkt stark herausgestrichen, das ist die Personalbedarfsplanung oder Personalbedarfsplanungsinstrumentarium einzusetzen. Sie sind teilweise eingesetzt und teilweise sind sie noch offen. Das heißt, wichtiges Mittel einer Verteilungsthematik wäre hier diese Personalbedarfsplanung flächendeckend drüberzuziehen, dann wird man auch sehen, wie weit auf Grund der Deckelung, die es hier gibt, auch entsprechende Verschiebungen von A nach B oder von den B nach C oder wieder retour möglich sind und das ist sozusagen ein wesentlicher Bereich. Wir haben auch erwähnt, zum Beispiel Pflegepersonal ist sehr wohl vorhanden und funktioniert auch recht gut. Das heißt also, diese Themen sind sozusagen zu verbessern und die Potentiale in diesem Bereich zu stärken. Der letzte Punkt, den ich kurz jetzt noch streifen darf, ist Unterversorgung, Verschiebungen nach Nord und dergleichen mehr. Ich glaube, das ist ein Plan, der hier im Krankenanstaltenplan oder im Plan, ein Versorgungsplan, der hier entwickelt worden ist. Und der entsprechend auf bestimmte Parameter aufbaut.

Ich bitte aber um Verständnis, nicht entsprechend hier wohl antworten zu können, im vollen Umfang antworten zu können. Weil der Gegenstand der Prüfung nicht eine auf die Zukunft gerichtete Thematik ist, sondern die Thematik 2002 bis 2006/mit kurzen Anführungen, was weiterhin auf der Gesundheitsebene geplant ist. Also, das haben wir ja kurz beleuchtet. Daher wäre eine umfassende Aussage meinerseits nur möglich, wenn wir entsprechend alle Parameter in dieser Hinsicht auch umfassend, also was zukünftig ist, kennen würden.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Bitte.

GR Wagner: Herr Kontrollamtsdirektor!

Ich habe dann mitgeschrieben. Sie meinten auch, wie Sie auch schon in einem Ihrer Berichte erwähnt haben, damals noch die MA 15, heute die MA 40, Sanitätskontrollen. Hier kann man natürlich selber etwas machen. Aber Sie haben, glaube ich, auch in Ihrer heutigen Stellungnahme bemängelt, dass es hier keine bundeseinheitlichen Vorgaben gibt. Ist da irgendetwas Ihres Wissens nach in Planung? Oder belässt man das dabei, dass jedes Bundeslandes oder jede dieser einzelnen Bereiche das eigentlich für sich festlegen kann und sehen Sie das als Mangel?

KaDior Dr. Hechtner: Also, legistisch ist mir die Aufarbeitung dieses Themas nicht bekannt. Also, wir haben unseren Bericht also 2007 abgeschlossen. Wir sind im Bericht bis, glaube ich, November oder Oktober 2007, bitte nageln Sie mich nicht fest, also es steht eh in der Tabelle drinnen, wie weit diese Prüfung also gegangen ist, im Sinne der Prüfdichte der sanitären Aufsicht. Also, bis zu dem damaligen Zeitpunkt hat sie bestanden, sonst hätten wir sie in den Bericht nicht hineingenommen. Das heißt, die legistische Aufarbeitung ist bis zu diesem Zeitpunkt offenbar nicht erfolgt. Das Resultat daraus habe ich auch kurz angezogen. Es hat viele Jahre oder längere Zeit gedauert, bis sich die Sachverständigen auf amtsärztlichen Bereich, auf juristischen Bereich österreichweit auch aus der Sicht des Bundesrechnungshofes im Klaren waren, so soll diese sanitäre Aufsicht erfolgen. Natürlich auch unter Mitwirkung des Kontrollamtes, wo wir einen gewissen Standard oder Standpunkt eingenommen haben, wenn auch ein gewisses legistisches Vakuum vorhanden ist, wie man damit umgehen könnten oder umgehen sollte. Es war der Versuch, auf diese Art und Weise das aufzufüllen und ich glaube dabei ist auch der Stand der Dinge so zu sehen. Hier müsste, nach der Äußerung des Bundes, dass das die Bezirksverwaltungsbehörden ohnedies nach örtlichen Gegebenheiten besser wüssten sozusagen - natürlich ein Argument, das zu einem Teil richtig ist, zu einem Teil wird man natürlich auch sagen müssen, österreichweite Standards wären vielleicht durchaus auch nicht schlecht.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! Herr Kontrollamtsdirektor!

Angesichts Ihres Berichts zur globalen Situation des Krankenanstaltenverbundes. Ich komme doch immer wieder zurück auf unseren Anlasspunkt hier und weiß ja, dass Sie jetzt mit der Psychiatrieprüfung befasst sind und möchte Ihnen sehr, sehr ans Herz legen, in dem Zusammenhang die Protokolle der Kollegialen Führung und der erweiterten Kollegialen Führung und der Mittelbausitzungen zu lesen, denn da sieht man, wie sehr sich das Personal auch auf Führungsebene bemüht und strampelt, um mit den Ressourcen, mit dem Mangel zurecht zu kommen und es ist ein Einblick in Hilfeschreie und ich möchte Ihnen einfach ein paar Dinge auszugsweise aus den Jahren vorlesen. 25. September 2006: „Derzeit sind keine Budgetmittel für Ihre Investitionen vorhanden. Notwendige Ersatzanschaffungen sind weiterhin ausschließlich mit Genehmigung der KOFÜ durchzuführen. Neuanschaffungen sind zur Zeit auf Grund der Budgetsituation generell nicht umsetzbar.“ 7. August 2006: „EDV hat kein Geld mehr. Es werden aber Microsoft Lizenzen 6 000 EUR benötigt.“ 1. Juli 2003, auch zum Statusbericht zur Budgetsituation: „Auch im Bereich der Instandhaltung ist die Situation bereits kritisch, wegen der stärkeren Inanspruchnahme der hauseigenen Werkstätten sind dort die Finanzmittel für Verbrauchsmaterialen bereits erschöpft und eine Zuteilung von anderen Haushaltskonten muss erfolgen.“ 6. Dezember 2005: „U. betont, dass die Notfallversorgung im Haus nicht einmal Österreichischen Standard entspräche. (Zwischenruf) B. weist darauf hin, dass es Diskrepanzen zwischen schriftlichem Regelungen und der Realität gibt.“ Und und und. Ja, wir haben die Protokolle angefordert. Sie können sie jetzt anfordern. (Zwischenruf) Ja.

Diese Unterlagen zeigen, dass das die Kollegialen Führung, der Mittelbau, die Pflege sich bewusst sind und bewusst waren, dass in all den Jahren das Geld an allen Ecken und Enden fehlt, dass das Personal fehlt und dass man offensichtlich seitens der Generaldirektion und seitens der politisch verantwortlichen Führung nichts gemacht hat. Das führt dann dazu, und ich zeige Ihnen einfach ein paar Bilder, dass es so ausschaut jetzt in nicht renovierten Pavillons im Otto-Wagner-Spital, das ist ein besonders drastisches Beispiel, das ist offensichtlich ein Balkon in einem Pavillon, der genützt wird, weil man sieht hier Dinge und das ist eine Absperrung und dahinter ist eine Mauer. Eine Mauer, Pavillon 10, ich gebe es Ihnen nachher. Eine Mauer, die schaut dann im Näheren so aus. Also, ich weiß nicht, ob man sich da noch anlehnen darf. Also, wer immer, ich weiß nicht, ist es jetzt die sanitäre Aufsicht, ist es die Baupolizei, irgendwer muss da aber sporensteifs hinaufgehen. Also, das ist für mich keine Absperrung, wenn man so absperrt, dann geht man davon aus, dass alle Menschen sich daran halten und wissen, dass es ziemlich gefährlich ist, da weiter zu gehen. So schauen die Renovierungen aus. So. Ja. (Zwischenruf) Und das ist der Hinterhof. Also, so schaut es dann im Hinterhof aus. Man könnte meinen, das ist Albanien. Es ist aber Wien. Und es ist das Otto-Wagner-Spital. Und das ist der Zustand der Fenster. Man kann ....

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz. Das sieht man im Protokoll nicht!

GRin Dr. Pilz: Diese. Das sind Fotos aus dem Otto-Wagner-Spital, aktuelle Fotos und ich sage dem Herrn Kontrollamtsdirektor auch mit Verweis auf die Protokolle, dass man darüber Bescheid wusste, dass die Kollegialen Führung getan hat, was sie konnte und dass aber die Protokolle - es ist nicht etwa so, dass man sagt: Im Jahr 2001 war es so, aber 2005 war alles bestens. Das Sittenbild des Ressourcenmangels zieht sich bis herauf. Und da frage ich Sie jetzt, nachdem Sie hier davon gesprochen haben, dass die Kontrollen unzureichend waren der sanitären Aufsicht. Sie beziehen sich nicht explizit auf das Otto-Wagner-Spital, das macht die Situation nicht besser. Aber dass man nicht im ausreichenden Maß kontrolliert, dass 3, und 3 Ganztagsposten haben Sie gesagt, und 3 Teilzeitposten für den Riesenbetrieb ist echt ziemlich mager. Kann man, muss die Kollegialen Führung, müssen die MitarbeiterInnen und müssen vor allem die PatientInnen daher diese Dinge dulden, weil niemand hinschaut?

KaDior Dr. Hechtner: Frau Abgeordnete!

Zum ersteren Punkt, also ich glaube, es ist allgemein bekannt, dass sich das Kontrollamt mit allem, mit dem dazugehörigen Material, das für Feststellungen des Kontrollamtes oder Feststellungen zu einem Prüfthema auseinandersetzt und auch in die Erhebung einfließen lässt, also das heißt, dass ich etwa so sagen darf jetzt im Hinblick das was noch vor uns liegt. Nicht nur diese Einsicht wird wahrscheinlich ein Thema sein, sondern es werden natürlich auch die entsprechenden Wortprotokolle und Themen, die hier sind, für uns eine relevante Quelle sein. Also, das, glaube ich, kann ich also hier sicherlich sagen. 

Zu den Dingen, die Sie jetzt kurz angezogen haben. Also, ich kann es nur optisch einmal wahrnehmen, wenn ich das so sagen darf. Also, für das Protokoll zwar nicht sichtbar sozusagen, aber optisch zur Kenntnis nehmen, aber wenn es echte Baugebrechen sind, dann wäre in der Magistratsebene ohnedies eine Dienststelle vorhanden, die Sie genannt haben und die müsste auf diese Art und Weise tätig werden. Wir sind nicht diejenige Dienststelle oder Einrichtung, die sofort, wenn denn Baugebrechen irgendwo auftreten in der Stadt Wien, sofort mit meinen SicherheitstechnikerIn oder BautechnikerIn in diesem Fall hinausgehe und auf diese Art und Weise Abhilfe schaffen. Dafür sind meines Erachtens andere operative Dienststellen vorhanden und die sollten sich also solche Dinge durchaus anschauen. Unabhängig davon, was unser Prüfersuchen betrifft. Also, das ist ganz klar. Das Ganze gilt natürlich auch in dem Bereich, was Sie jetzt hier gesagt haben, hinsichtlich zu wenig Geld, Investitionen, ich sage es mit diesen zwei, drei Schlagworten, die hier relevant sind und sich natürlich für uns nicht nur die Seite rein der Einsparung und der Wirtschaftlichkeit, sondern auch der Effizienz und der Wirksamkeit von Dingen ein Thema. Daher wird das sicherlich auch hier beachtet werden oder einsprechend einfließen, aber bitte, Frau Dr. Pilz, uns wirklich zuzugestehen, dass wir uns selbst ein Bild darüber machen und die Grundlagen wirklich aufarbeiten, wie Sie es dann ohnedies kennen, wie sie dann in den Bericht einfließen werden. Also, ich kann noch nicht hier vorgreifen, ob jetzt das ein systematisches Problem ist und auf das ist Relevanz zu nehmen nach den Fragestellungen auch, im Hinblick speziell auf Punkte, aber das ist ein Ausschnitt für mich, den ich jetzt zumindest gedanklich mitnehme. 

GRin Dr. Pilz: An wen sollen sich denn jetzt Betroffene, sei es aus dem Krankenhauspersonal oder von PatientInnen Ihrer Meinung nach wenden, wenn sie diese Dinge konstatieren? Ist das beim Personal?

KaDior Dr. Hechtner: Also.

GRin Dr. Pilz: Die Frau Stadträtin? Und wer ist es bei den PatientInnen? Was würden Sie raten?

KaDior Dr. Hechtner: Es gibt meines Erachtens in der Unternehmung KAV entsprechende Einrichtungen, die sowohl für Personal zuständig sind, ist mir so weit bekannt und es gibt sowohl auch Einrichtungen, die für die technischen Dinge zuständig sind. Das heißt also, hier müsste das entsprechend deponiert werden und allenfalls wäre, wenn es jetzt andere Bereiche betrifft, auch entsprechende zuständige Magistratsabteilungen zu befassen. Wenn es ein Baugebrechen ist, dann kann man auch auf diese Art und Weise reagieren. 

GRin Dr. Pilz: Wir wissen, dass im Otto-Wagner-Spital in einzelnen Pavillons die Sanitärräume gemischtgeschlechtlich genutzt werden müssen, weil es einfach keine geschlechtergetrennten Badezimmer, Duschen, Toiletten gibt. Ist das etwas, was man hinnehmen muss?

KaDior Dr. Hechtner: Ich möchte mich jetzt nicht noch einmal - kommen wir gleich auf den Punkt zurück, den ich eingangs erwähnt habe. Also, Sie fragen mich jetzt sozusagen gegenwärtig bezogene Dinge, die für mich aber in der Zukunft liegen, wenn ich das so sagen darf. Das ist der Punkt, so ungefähr, wie die Frage was-wäre-wenn. Ich bin nicht sehr gerne bereit hier als Vertreter des Kontrollamtes was-wäre-wenn zu sagen, sondern ich versuche in unserer Aufgabenstellung die Fakten zu liefern, die in einen Bericht einfließen und letztendlich für Sie alle ein Thema sind, das sozusagen diskutiert wird und erarbeitet wird. Daher, wenn ich die Lage in dieser Art und Weise nicht in dieser Form kenne oder selbst noch nicht wahrgenommen habe, kann ich nicht von einer für mich an sich auf Faktenlage beruhenden Bericht oder Aussage ausgehen, weil das wäre jetzt ein sehr weites Feld, das ich hier beackern müsste und zudem will ich eigentlich erst dann Stellung nehmen oder Position beziehen, wenn ich so einen Bericht gehabt habe, wie ich den Gebarungsbericht gehabt habe. Da stehe ich für Auskünfte jederzeit auch für Verfügung. Also, bitte um Rücksicht oder Verständnis, dass ich auf diese Art und Weise - das ohnedies möglicherweise ein Thema sein wird oder kommen wird - also eher nicht vorweg sage, aha das ist okay. Dann sage ich, dann lesen Sie den Bericht, dann steht es aber anders drinnen. Also, dann hat man schon einen Widerspruch, der möglicherweise nicht auflösbar ist. Also, ich möchte mich wirklich auf diese Position, da bitte ich um Verständnis, zurückziehen. Diese Faktenlage, die Sie möglicherweise haben, ich sage es halt einmal so, wenn es so ist, habe ich nicht momentan. Und bin sozusagen mit meiner Erledigung dieser Prüfersuchen noch nicht so weit oder noch offen. 

GRin Dr. Pilz: Dann bleibe ich bei dem Prüfbericht zur Krankenhaushygiene und zur sanitären Aufsicht. Die MitarbeiterInnen sind understaffed, also, es gibt zuwenig Personal. Sie sagen aber auch, dass Fristen nicht gesetzt wurden, ob Mängel gehoben worden sind und dass man offensichtlich auch hinsichtlich des behördlichen Auftrags unklar ist, dass sie sagen, sind wir jetzt für Brandschutz zuständig oder nicht. Da wäre ja die Hygiene nicht zuständig. Jetzt möchte ich von Ihnen wissen, was folgt daraus. Wer ist für Brandschutz zuständig? Weil es soll ja jetzt nicht so sein, dass es die einen nicht mehr machen und die anderen auch nicht. Also, wer das macht das jetzt nach der Kritik des Kontrollamtes? Und Fristen wurden nicht gesetzt, ob Mängel behoben werden. Was hat da das Krankenanstaltenmanagement hier an Abhilfe versprochen? Ist da schon was erledigt oder kommen die weiterhin eh selten und dann wird nichts umgesetzt?

KaDior Dr. Hechtner: Dazu kann ich Folgendes sagen. Noch einmal. Nicht noch einmal, aber zur Klarstellung. Das was sozusagen Thema gewesen ist in dem Bericht „sanitäre Aufsicht“ war, inwieweit haben die zwei Einrichtungen, nämlich auf der einen Seite AmtsärztInnen bzw. juristische Seite nicht in dieser Art und Weise kommuniziert, zu wissen, ob sozusagen ein Mangel behoben ist oder nicht. Hier war ein Kommunikationsdefizit, das wir aufgezeigt haben. War sehr wichtig zu wissen, ob ich weitere Maßnahmen ergreifen muss, kann ich aber nur dann, wenn die Information fließt, a) der Mangel ist nach einer bestimmten Zeit noch nicht behoben oder ist schon behoben. Das ist eine wesentliche Voraussetzungen für jegliche behördliche Tätigkeit. Zu diesem Punkt natürlich, dass Sie angesprochen haben, die sanitäre Aufsicht ist jetzt natürlich stark fokussiert auf Grund dieses Themas hier, auf den KAV. Das Thema betrifft natürlich aber auch gleichermaßen private Krankenanstalten und Sanatorien. Also, das heißt, das ist ein Thema das die MA 40/MA 15 natürlich über gesamt Wien zu ziehen hat. Das also zum zweiten Punkt. Und also die Frage, was war Brandschutz. Brandschutz und bautechnische Sachen - gibt es entsprechende Stellen, gehe ich davon aus, innerhalb des KAV, die sich mit diesem Thema beschäftigen und das wissen wir ohnedies. Punkt 1, und Punkt 2 an sich, wenn behördliche Angelegenheiten gefragt sind, gibt es etwas wie Baupolizei oder andere Sachverständige bzw. wenn man jetzt also hier das Genehmigungsverfahren von Krankenanstalten betrachtet, habe ich auch kurz angerissen, also Errichtung, Betrieb, all das, Prüfung in anderen Dingen und dergleichen mehr, gibt es an sich hier auch eine Sanitätseinrichtung.

GRin Dr. Pilz: Hat die Frau Stadträtin nach Kenntnis dieses Berichts und jetzt auch - wie Sie sagen, es ist ja nicht nur der Krankenanstaltenverbund, sondern das ist ja sicher höchstens zwei Drittel, nehme ich, wenn man jetzt alle anderen noch dazu rechnet, die Ordensspitäler, Private und so weiter, das ist ja ordentlich noch einiges, aber angesichts dessen, hat die Frau Stadträtin, diese drei Vollzeit- und drei TeilzeitmitarbeiterInnen aufgestockt, wissend, dass man hier zu wenig Kapazitäten hat und zu selten prüft?

KaDior Dr. Hechtner: Sie sprechen, Frau Abgeordnete, ein Thema an, das sozusagen wieder in der Zukunft liegt, weil das Thema ja ein zweiten Schritt nach sich ziehen würde. Ich kann nur das mitnehmen, dass Sie auch im Bericht lesen oder nachlesen können, dass hier die Ausarbeitung von entsprechenden Einsätzen und entsprechenden Personaleinsätzen angegangen wird und zugesagt worden ist. Also, ob der zweite Punkt jetzt Realität geworden ist, zu der Stellungnahme in der Empfehlung ist ein anderer Punkt, den möglicherweise jemand anderer beantworten kann. Ich kann es jetzt nicht hier vor Ort, weil ich bin nicht hinausgegangen und habe noch einmal geschaut, ob diese Bediensteten entsprechend in die Höhe gegangen sind. Im Bericht selbst, in der Auseinandersetzung mit der geprüften Dienststelle oder den geprüften Dienststellen wurde auch auf das seitens der geprüften Dienststellen sehr wohl eingegangen.

GRin Dr. Pilz: Aber Sie werden auch einmal bei der Stadträtin nachfragen, ob Ihre Empfehlung das personell aufzustocken, nachgekommen wurde?

KaDior Dr. Hechtner: Also, dagegen spricht nichts. Aber die Behandlung solcher Fragen und auf die will ich jetzt auch noch einmal zurückkommen, das ist ein wesentlicher Aspekt und das ist ohnedies bekannt, findet immer bei einer der nächsten Kontrollausschüsse statt, weil dort wird die Frage der Umsetzung von Empfehlungen immer wieder bearbeitet und da würde dann das Resultat entsprechend auch von Ihnen oder von anderen Damen und Herrn Abgeordneten behandelt werden. Also, das heißt, die Thematik, die hier drinnen ist, also eine entsprechende Empfehlung von uns abzugeben, also hier Personaleinsatz, also entsprechend Dinge zu setzen oder zu überlegen, wie man das lösen könnte und dergleichen mehr, das ist ja ein Thema in unserem Bericht „sanitäre Aufsicht“ gewesen. Wird zum Beispiel auf diese Art und Weise unabhängig von einer konkreten Nachprüfung, wie es von Ihnen auch angesprochen worden ist, auf diese Art und Weise auch verifiziert werden können. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Ing. Mag. Dworak bitte.

GR Ing. Mag. Dworak: Ja, ich habe für mich eine relativ abschließende Frage. Sie kennen ja die Liste der Vorwürfe, die wir hier erhoben haben, also betreffend von den PatientInnen bzw. MitarbeiterInnen erhoben worden sind. Dieser willkürliche Umgang mit der Fixierung, wir kennen das, die keinerlei Rücksichtnahme der Intimsphäre, die Menge der Speisen, die relative Pflegeproblematik im Otto-Wagner-Spital und Thematik der Nahrungsaufnahme. Jetzt ist das schon ein - erinnert uns das irgendwie an Lainz, sprich an den Bericht aus dem Jahr 2003. (Zwischenruf) Ja, uns scheint es schon ein bisschen so, dass beim KAV, ich möchte nicht sagen, die Zeit stehen geblieben ist, aber manche Fehler nicht wirklich aufgearbeitet worden sind. Der Kontrollamtsbericht nämlich aus dem Lainzer Pflegeheimskandal beschäftigt sich zwar mit dem Qualitätsmanagement und der Qualitätssicherung innerhalb des KAV, beurteilt aber damals nicht die Tauglichkeit zur Qualitätsverbesserung und Qualitätssicherung, Seite 59f. Ich will das nur deswegen fragen: Wie beurteilt heute das Kontrollamt die Tauglichkeit der Qualitätssicherung und des Qualitätsmanagements innerhalb des KAV, vor allem im patientInnennahen Betrieb?

KaDior Dr. Hechtner: Herr Abgeordneter, zwei Punkte, die ich jetzt aus Ihrer Fragestellung entnehme. Die Vorwürfe der PatientInnen über Fixierung und dergleichen mehr sind mir im Durchlesen der Protokolle und dergleichen und die Diskussion darüber, nicht entgangen. Nur, wie gesagt, mit Rücksicht darauf, dass ich weder Mediziner noch Psychologe bin, glaube ich, werde ich darüber keine Aussage treffen können. Der zweite Punkt. Der Versuch ein Benchmark zwischen Lainz und jetzt herzustellen, ist natürlich für mich auch in dieser Form nicht möglich, weil ich jetzt nicht einen Vergleich in dem Bericht angestellt habe und auch, glaube ich, nicht kurz angerissen habe. Das heißt also, wenn sozusagen der Versuch oder das Wissen darüber, was hat sich gegenüber Lainz und jetzt gebessert, dann muss ich mich da irgendwo ausklinken, wenn ich das so sagen darf. Das, was wir hier drinnen erarbeitet haben, sind Punkte, wo bestimmte Dinge des Qualitätsmanagements oder der Qualitätssicherung und der Qualitätssteuerung ein Thema gewesen sind und wo wir auch aufgezeigt haben, was gesamthaft gesehen in diesem Bereich geschehen ist und was noch verstärkt werden könnte bzw. wir haben auch erwähnt, dass für PatientInnen Beschwerdemöglichkeiten und dergleichen eingeführt worden sind. Also, das haben wir kurz angerissen. Und haben aber auch erwähnt, dass die Qualitätssicherung einer der wesentlichste Aspekte für eine hochstehende Versorgung im Gesundheitsbereich ist. Das ist sozusagen das Thema. Einen Vergleich oder ein Abwägen zwischen Lainz und Zustand, sagen wir einmal, 2002 bis 2006 in der gesamthaften Betrachtung des KAV würde für mich also den Rahmen hier momentan sprengen.

GR Ing. Mag. Dworak: Danke.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Novak hat sich zu Wort gemeldet.

GRin Novak: Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor!

Auch von mir herzlichen Dank für die Ausführungen, auch vor allem für die Gelegenheit, wieder einmal, nachdem wir es ja im Kontrollausschuss schon sehr, sehr intensiv auch besprochen haben, wieder einmal diesen Kontrollamtsbericht von Anfang des Jahres auch im Detail zu hinterleuchten und von Ihnen genaue Ausführungen dazu auch erhalten.

Ich möchte in diesem Zusammenhang, auch zurückdenkend an diese Diskussionen im Kontrollausschuss, noch einmal für mich zusammenfassend bitte dann auch zu sagen, ob das so auch eine richtige Conclusio ist, dass die Kritik des Kontrollamtes vor allem dahingehend abzielt, dass zwar jene Zielsetzungen, die es für eine endgültige Umwandlung und auch den Prozess dorthin zu einer betriebswirtschaftlichen Führung herausgehend aus der Kameralistik zwar gesetzt sind, diese Ziele auch definiert sind, die Frage von Qualitätsmanagement, Qualitätssicherung, beim Beschaffungsmanagement auch eine effiziente Führung zu haben. Und Sie haben auch gesagt, beim Qualitätsmanagement hat sich der Krankenanstaltenverbund drei Schwerpunkte gesetzt, zwischen der Führung der Evaluierung und der, ich glaube, das ist vielleicht jener Punkt, der auch bei uns nicht unspannend ist, der Fehlerkultur. Das diese Zielsetzung getroffen wurde, aber dass der Prozess dorthin ein sehr langer ist und ein sehr schwieriger ist und immer wieder durch Umstrukturierungen auch unterbrochen wurde und deshalb noch nicht bis in die letzte Zelle des großen Krankenanstaltenverbundes durchgesetzt oder umgesetzt wurde. Dass das auch die Hauptkritik dieses Berichts ist. 

Jetzt stelle ich mir einerseits die Frage, und bitte da auch, wenn Sie was sagen können, zur Frage der Fehlerkultur, wie das Kontrollamt hier diesen Schwerpunkt auch beurteilt, wie sich der Krankenanstaltenverbund gegeben hat und wie Sie auch beurteilen die Projekte, wie gesagt 200 bis 300 Projekte, die zum Thema Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement umgesetzt wurden, wie diese auch zu beurteilen sind. Und ich möchte noch abschließend, vielleicht habe ich noch eine Zusatzfrage, aber abschließend zu meiner jetzigen Fragestellung sagen, dass ich sehr froh bin, dass das Kontrollamt sich vorgenommen hat, alle Unterlagen, auch jene, die diese Untersuchungskommission wahrscheinlich zum Gegenstand hat und angefordert worden sind, in seine Arbeit, die es gerade leistet zu dem Prüfersuchen, die an das Kontrollamt gegangen sind, auch einbezieht und da werden Sie dann auch feststellen können, das laut Amtshilfeersuchen vom 26. März, Unterlage 13 im Otto-Wagner-Spital in den letzten sieben Jahren über 33,5 Millionen Euro in die Maßnahmen, Investitionen, Einrichtung, Bau, Infrastruktur, Erhaltung gesetzt wurden. Und ich bin mir sicher, auch das wird einfließen in Ihre Überlegungen. Danke.

KaDior Dr. Hechtner: Frau Abgeordnete!

Es ist eine Beschreibung Ihrerseits vorgenommen worden, dass also die Ziele entsprechend gesteckt worden sind. Sie sind über längere Zeit gesteckt worden, weil das eine prozesshafte Entwicklung gewesen ist. Ich habe es auch kurz erwähnt, ausgehend ein bisschen von 1990, wo man gesagt hat, dass das betriebswirtschaftliche Handeln soll in den Vordergrund rücken und das Verwalten soll in den Hintergrund treten - letztendlich in die Phase dann hineingekommen, wo der KAV ein Unternehmen 2002 geworden ist und wo also diese Thematik noch einmal verstärkt angegangen worden ist. Natürlich gibt es in diesem Bereich viele Werkzeuge, die zur Umsetzung dieser Ziele notwendig sind. Und ich habe versucht, auf Grund der Fragestellungen im Prüfersuchen herauszuarbeiten, wo sind manche Dinge weiter gediehen und wo sind sie noch nicht so weit gediehen, obwohl sie notwendig wären, um diesen Ziel letztendlich als voll erreicht zu bezeichnen. Also, das ist der Versuch gewesen, die betriebswirtschaftlichen Mittel hier klar in den Vordergrund zu rücken und auf diese Art und Weise vom durchgängigen Rechnungswesen bis Controlling und dergleichen mehr eine entsprechende Datenaufbereitung zu ermöglichen. Auch wieder aus dem Bericht genommen, sind die Stellungnahmen der geprüften Stellen des KAV, dass es hier verstärkt Versuche unternommen werden, diese Ziele in dieser Weise umzusetzen, dass insbesondere als leitendes System SAP kommen wird und eine gemeinsame Datenstruktur auf diese Art und Weise geschaffen wird, damit wäre ein wesentlicher Meilenstein oder wäre einer erreicht und eine Zielsetzung auch dafür geschaffen, leistungsorientierte Funktionsbereiche im KAV zu verwirklichen.

Der Sidestep, den es betrifft, des Qualitätsmanagements, der Qualitätssicherung habe ich hier erwähnt, dass es 200 bis 300, die Zahl – ich habe es noch einmal aufgeschlagen – die ist richtig, also 200 bis 300 qualitätsverbessernde Projekte in den Einzelanstalten durchaus entwickelt worden sind, wenn ich das so sagen darf, und das ist auch ein positiver Aspekt. Das, was das Kontrollamt natürlich in dem Sinne der Effektivität oder der Verwirklichung solcher Projekte, dass das nicht nur Insellösungen sind, wenn ich das so formulieren darf, sondern dass hier betrachtet wird, was kann aus einer einzelnen Anstalt, die eine gute Idee hat, wieweit kann das auch für andere Häuser beispielsweise ein Thema sein und dem haben wir uns in der gesamthaften Betrachtung natürlich verschrieben, weil das Potential offensichtlich auch sehr stark in den Häusern ist und dann könnten das auf andere Häuser über die Generaldirektion entsprechend umgesetzt werden. Ich glaube, das ist ein wesentlicher Punkt, ein Verbesserungspotential, das hier noch stärker genutzt werden könnte und auch die Qualitätssicherung im Gesundheitsbereich stärken könnte.

GRin Novak: Ich möchte eine abschließende Frage noch dranhängen, nachdem, wie gesagt, der Kontrollamtsbericht sehr, sage ich, gesamtheitlich sich dem KAV widmet, und Sie uns jetzt auch gesagt haben, dass Sie die Untersuchungskommission verfolgen und, vielleicht nicht jede einzelne Sitzung, aber doch sicherlich im Detail auch wissen, was wir hier zu tun haben, möchte ich, nachdem ich annehme, dass Sie auch den Inhalt und den Auftrag dieser Untersuchungskommission kennen und jene Initiierung auch des Einsatzes, Sie abschließend noch fragen, ob Sie irgendeine Information oder eine Kenntnis haben, die Sie uns auch hier mitteilen können, die zur Aufklärung des eigentlichen Inhaltes dieser Untersuchungskommission, nämlich der angeblichen Mängel in der Psychiatrie etwas beitragen können und uns diese Information hier jetzt auch geben, weil das ist eigentlich das Um und Auf und das spannende Ihrer Zeugenaussage.

KaDior Dr. Hechtner: Eine kurze Bemerkung dazu: Es ist zu früh, weil wir die Erledigung noch offen haben. Das heißt, das Ergebnis, das hier möglicherweise herauskommt, ist momentan oder das Thema, das momentan hier schon ist oder auf Grund der Protokolle entsprechend vorhanden ist, ist bei uns in der Erledigung noch offen. Das heißt, eine Aussage, die ich jetzt hier treffen könnte, wäre zu früh und wäre der Weg, den ich zu beschreiten habe auch auf Grund der Stadtverfassung nicht möglich, weil es gibt keinen fertigen Bericht. Es gibt nicht auf Faktenlage gestellte Grundlagen und daher kann ich zu diesem Thema ad hoc momentan auf Grund der Tätigkeit des Kontrollamtes im Zusammenwirken der vorliegenden oder aufliegenden Prüfersuchen nichts sagen.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gut. Danke vielmals. –

Da ich glaube, dass keine weiteren Fragen sind, darf ich mich bei Ihnen, Herr Kontrollamtsdirektor, bedanken für Ihre Darstellungen und die Beantwortung der Fragen.

Ich würde vorschlagen, dass wir jetzt eine Viertelstunde Pause machen und um 11.40 Uhr uns wieder hier einfinden.

Ich danke vielmals.

(Sitzungspause: 11.24 Uhr bis 11.44 Uhr)
Vorsitzender Dr. Baumgartner: So, dann setzen wir die heutige Sitzung fort und ich darf Herrn Mag. Heinrich Schnäbele, den Leiter der Stabsstelle Interne Revision des Wiener Krankenanstaltenverbundes, begrüßen.

Herr Magister, Sie werden hier als Zeuge vernommen und als Zeuge stehen Sie unter Wahrheitspflicht. Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass, wenn die Beantwortung einer Frage für Sie nachteilig wäre, also dass Sie nachteilige Folgen zu erwarten hätten, dann hätten Sie die Möglichkeit, die Beantwortung einzelner Fragen zu verweigern. Aber ich bitte Sie, auf die Wahrheitspflicht zu achten.

Ich darf Sie zunächst fragen: Sie sind Herr Mag. Heinrich Schnäbele und geboren sind Sie –

 (Anm.: Personalien wurden bekannt gegeben.)
Gut. Und darf ich Sie kurz bitten, sich ein bisschen vorzustellen über Ihren Werdegang und dann, dass Sie eben die Fragen der Kommissionsmitglieder beantworten.
Mag. Schnäbele: Vielen Dank, herzlichen Dank.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren der Untersuchungskommission!

Zu meinem Werdegang: Ich habe Betriebswirtschaft studiert und hatte meine ersten beruflichen Schritte in der Steuerberatung respektive Wirtschaftsprüfung und habe aus dem Grund auch vor - ca. 30 Jahre ist es mittlerweile her, den Steuerberater gemacht und war eben in der Branche tätig. Ich wollte immer mehr in die Steuerberatung. Es hat sich dann aber so ergeben, dass ich mehr in die Wirtschaftsprüfung gekommen bin.

Es wurde mir, als ein Mitarbeiter ausgeschieden ist, sogar die Prüfungsleitung der VOEST-Prüfung übertragen. Ich habe teilgenommen, nur um ein paar große Prüfungen zu zeigen, dass man sagt, auch was ist vom Werdegang her letztendlich auch relevant für das, dass ich da eine Qualifikation habe, da jetzt hier zu sitzen.

Habe die Gebarungsprüfung vom ORF auch gemacht und bin aber dann nach etwa 10 Jahren in der Wirtschaftsprüfung, da hat es sich ergeben, dass mein damaliger Chef in Pension gegangen ist und habe das wahrgenommen, bin in die Privatwirtschaft gegangen. War dann auch sehr lange, war dann, um eine große Station zu nennen, war etwa 10 Jahre in der Julius-Meinl-AG. Mir ist unterstanden das gesamte Finanzwesen respektive die Konzernkoordination. Damals hat Meinl ja ein Dutzend Tochtergesellschaften gehabt, und bin dann, nachdem es einen Führungswechsel da auch gegeben hat, sprich der seinerzeitige Präsident Meinl ist verstorben und der Lizentiat Meinl, der jetzt in aller Munde ist, und mit dessen Ansichten, muss ich sagen, habe ich gewisse Probleme gehabt, insofern, weil er hat rein alles auf Shareholder Value ausgelegt und da habe ich gesagt, das kann man im Handel nicht tun.

Bin wieder in ein großes Familienunternehmen gegangen, es war die Hirtenberger AG, war dort Finanzvorstand und bin dann, und viele werden das ja sicherlich wissen, da hat es ja die Riesenprobleme mit dem Gewerk Assmann gegeben, ist das alles zusammengebrochen, nicht durch meine Schuld, muss ich auch dazu sagen. An und für sich wäre ja Hirtenberger ein gutes Unternehmen gewesen, nur durch die Art der Fakturierung ist es mit in den Strudel hineingezogen worden und hatte dann danach, und das ist jetzt mittlerweile schon 15 Jahre her, die Gelegenheit, es ist ja so, ich war damals schon – unter Anführungszeichen – haben mir die Headhunter gesagt, na ja eigentlich bist du schon zu alt, habe im Werkvertrag für den KAV gearbeitet. Meine Aufgabe war es da, die PatientInnenverrechnung und die Buchhaltungsabteilungen der MA 6 zu dezentralisieren. Das war ja damals der Zug der Zeit, alles zu dezentralisieren. Jetzt sagt man wieder, die neue Führung will alles wieder zentralisieren. Das sind immer so diese Modeströmungen. Und es war damals ja die Zeit – ich hatte eigentlich zu Anfang gar nicht vor, permanent im KAV zu bleiben, habe aber dann gesehen, dass es wirklich eine große Herausforderung gibt in diesem Riesenunternehmen. Und es ist dann so gewesen nach ca. eineinhalb Jahren, weil man ja gesagt hat, na ja das ist ein mehr oder weniger dienstnehmerähnlicher Werkvertrag, bin ich dann offiziell in die Dienste des KAV getreten.

War dort klarerweise, weil das ja mein Background war, in den Finanzbereich gekommen, habe dann, das ist jetzt vor ca. – nun das war 1996, 1997 ist das LKF-System, die leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzierung eingeführt worden, ist mir mit einem Kollegen, der für den medizinischen Part verantwortlich war, diese ganze Einführung des LKF übertragen worden, und ich hatte auch das Vergnügen, einige Jahre dann im Ministerium in der Strukturkommission zu sitzen, weil es ja übergeordnete Aufgaben im Zusammenhang mit LKF gegeben hat, und habe dann immer tiefere Einblicke gewinnen können. Habe dann, und das war immer mein Anliegen, auch große Projekte irgendwo zu machen, habe die Gesamtverantwortung für die EURO-Umstellung gehabt und bin dann danach – da hat es ja diese Aufteilung gegeben nach der Unternehmenswerdung, da war ich übrigens in den Arbeitsgruppen auch vertreten, war für den Bereich Finanz da verantwortlich. Bin dann stellvertretender Direktor in der Teilunternehmung 3, die ist es ja mittlerweile nicht mehr gibt, das waren die für die technischen, wirtschaftlichen und sonstigen Serviceeinrichtungen, war ich stellvertretender Direktor und für die Finanzen verantwortlich.

Nachdem es den Führungswechsel gegeben hat, wo dann Dr. Marhold Generaldirektor geworden ist, ist natürlich in diesem Zuge auch eine Umstrukturierung durchgeführt worden und ich habe gesagt, was kann ich mit meinem – unter Anführungszeichen – fortgeschrittenen Alter sinnvolles für die Unternehmung tun und da bin ich eben klarerweise auf die Revision gestoßen insofern, dass die Revision ja nicht das sein sollte, was man ja leider vielfach noch sieht, die berühmte Unternehmenspolizei, sondern mittlerweile in Deutschland spricht man ja sogar so von Revisionspartnern. Es ist natürlich ein bisschen überzeichnet auch, aber ich sage immer so, es geht ja auf der einen Seite darum, Dinge aufzuzeigen, aber das Aufzeigen ist ja natürlich zu wenig. Das entscheidende dabei ist ja das, und wie gelingt es dann mit dem Aufzeigen, sprich mit den Partnern eine Vereinbarung zu treffen, dass auch wirklich dann Dinge, die man zwar in einen Revisionsbericht hineinschreibt, dass die dann auch letztendlich umgesetzt werden.

Das sehe ich als die Hauptaufgabe, letztendlich da den Generaldirektor in der Kontrollaufgabe, die er ja hat, ihn da zu unterstützen, weil er ja ad personam diese Aufgaben ja alle nicht übernehmen kann logischerweise.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr Magister, Sie werden heute als Zeuge zu folgendem Gegenstand befragt werden: Wann und wie hat die interne Revision des KAV auf die seit Dezember 2007 kolportierten Misshandlungsvorwürfe im Otto-Wagner-Spital, darunter die zwei schweren Brandunfälle am 2. und 3. Dezember 2003 und am 6. April 2005 reagiert und welche Konsequenzen hat der KAV aus den Prüfungsergebnissen der internen Revision bisher gezogen.

Und ich darf Sie jetzt bitten, eben die Fragen zu beantworten, die die Mitglieder der Kommission jetzt an Sie stellen werden. In unserer Reihenfolge der Befragung sind jetzt die Freiheitlichen am Wort und ich darf Herrn GR Lasar bitten, seine Fragen an den Herrn Mag. Schnäbele zu stellen.

GR Lasar: Danke schön, Herr Vorsitzender. Danke, Herr Mag. Schnäbele für Ihr Kommen.

Ich habe folgende Frage bezüglich Dienstpostenpläne an Sie.

Es wurde ja seinerzeit vor einigen, vor vielen Jahren von der Magistratsdirektion ein Dienstpostenplan erstellt, unter Herrn Mag. Schuh ausverhandelt, der noch heute Gültigkeit hat.

Meine Frage dazu: Ist Ihnen der Dienstpostenplan des Otto-Wagner-Spitals bekannt und wurde dieser von der Innenrevision jemals geprüft oder verbessert?

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Darf ich Sie vorher noch fragen, Herr Magister, wegen der Verschwiegenheit – sind Sie entbunden von der Amtsverschwiegenheit. –

Mag. Schnäbele: Ja.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gut, das wollte ich nur formal noch festgehalten haben. Danke. Das dürfen wir nachher dann noch haben. – Bitte um die Antworten.

Mag. Schnäbele: Es ist so, ich glaube, da muss man auch ein bisschen ausholen. Wir haben natürlich sofort reagiert auf die Vorwürfe, die es da gegeben hat. Prinzipiell ist es so, dass die Revision erstellt ja einen Revisionsplan, der leider nicht zu 100 % erfüllt werden kann insofern, da es ja unterjährig Sonderaufgaben gibt, sprich es ist so, ich bin direkt dem Generaldirektor unterstellt und jede Aufgabe, die wir erfüllen, ist Resultat eines Auftrages vom Generaldirektor.

Wir haben, was jetzt das anbelangt, sofort reagiert, weil das ist ja auch das Problem, das dahintersteht, der Wertung, welche Priorität oder welche Wichtigkeit hat welcher Vorwurf, weil die Anzahl der anonymen Vorwürfe, die nehmen ja, muss ich sagen, rapide zu, vielleicht ist das auch eine Folge des, wie man immer so schön sagt, des mündigen PatientIn oder wie auch immer. Wir haben insofern reagiert da, und da komme ich dann auf die konkrete Frage des Dienstpostenplanes klarerweise, dass wir, bevor wir eine Prüfung machen, gibt es ja einen Prüfauftrag, der schriftlich vom Generaldirektor auch unterfertigt ist, mit dem wir dann zu den geprüften Stellen hingehen. Im Normalfall für die Prüfungen, die wir auf Grund des Prüfplanes machen, kündigen wir das entsprechend an. Wir haben uns geeinigt auf 14 Tage, weil letztendlich – ich komme aus dem Finanzbereich, die Betriebsprüfung wird da 14 Tage vorher angekündigt. In diesen Fällen ist es natürlich so, dass wir – unter Anführungszeichen - überfallsartig kommen, weil das ist ja so, dass ich da nicht sage, ich kann jetzt 14 Tage warten, noch zumal wo die ganzen Vorwürfe über die Presse ja auch ausführlichst rauf und runter irgendwo behandelt worden sind.

Im Konkreten haben wir am 13. Dezember 2008 und das war genau um 16.10 Uhr, weil wir haben ja zu allem – (Zwischenruf) – bitte (Zwischenruf) – was habe ich gesagt – (Zwischenruf) – Entschuldigung, ja 2007, selbstverständlich war das 2007, um 16.10 Uhr von der Frau Direktor Herbeck verständigt worden, dass eine anonyme Anzeige bezüglich des Otto-Wagner-Spitals vorliegt. Und es war so, dass dann am selben Tag noch – und es gibt eine eigene Stelle, die sich mit Sofortmaßnahmen befasst – am selben Tag noch in das Otto-Wagner-Spital gefahren ist.

Wir haben am Folgetag in der Früh mit der Frau Dr. Drapalik, die eben für die Sofortmaßnahmen zuständig ist, Kontakt aufgenommen, weil es wurde da auch ein Bericht gemacht, haben dann einen Prüfauftrag erstellt - und ich habe das Wording von dem Prüfauftrag dann auch mit, damit Sie wissen, was und wie wir geprüft haben - und sind dann am späten Vormittag in das Otto-Wagner-Spital gefahren. Die Problematik, die dabei war, war nämlich die, dass in der Anzeige nicht drinnen gestanden ist, welche Abteilung es betrifft und wir mussten daher, um auch wirklich objektiv ein Urteil abgeben zu können, uns alle Abteilungen anschauen.

Das heißt, normalerweise sind wir - und dem Vier-Augen-Prinzip, das ja in der Revision sehr wichtig ist, das wir ja auch bei vielen medizinischen Handlungen auch immer fordern, sind wir nicht mit einem Team, sondern mit drei Teams unterwegs gewesen und ich bin persönlich auch mitgefahren, damit ich mir selber auch, weil das ja wirklich sehr wichtig war, ein Bild machen kann.

Wir haben es aber nicht bei dem ersten Auftritt belassen, sondern sind dann am 16., das war der Sonntag, um 6.00 Uhr in der Früh in derselben Formation wieder unangekündigt im Otto-Wagner-Spital unterwegs gewesen, weil wir gesagt haben, es ist ja immer so ein Problem, wenn man als – unter Anführungszeichen – Revisor kommt. Erstens einmal wird man, wenn man auch versucht, Partner zu sein, ja nicht wirklich gerne gesehen, weil jeder hat irgendwo – das ist genauso, wenn ich irgendwo einen Polizisten am Straßenrand sehe, habe ich irgendwo ein schlechtes Gefühl, so ist es ja letztendlich von der Mentalität des Menschen her ja auch so, dass man da gemischte Gefühle hat, was wird da auf einem zukommen – sind wir da, damit wir sehen, wie sieht es am Wochenende aus und wie sieht es speziell gerade am Sonntag aus und das vor Weihnachten auch, um wirklich zu sehen, wie ist in Situationen, weil teilweise manche Leute treten ja vorher schon Weihnachtsurlaub oder irgendetwas an, um zu sehen, wie ist es in einer schwierigen Situation, wie gestaltet sich das da.

Um jetzt auf die Frage zu kommen, klarerweise müssen wir ja auch prüfen, weil das war auch Gegenstand der Anzeige, weil es geheißen hat, dass eben die Personalsituation nicht entsprechend war, haben wir uns auch die Personalsituation im Detail auf allen Stationen angeschaut. Und da muss ich auch eines sagen, Sie wissen ja alle, es hat dann kurz nach Weihnachten einen Sondergemeinderat gegeben und das ist selbstverständlich so gewesen, dass der Generaldirektor von uns vorab erste Ergebnisse haben wollte, natürlich noch nicht einen abschließenden Bericht. Weil wenn man sich jetzt dann die ganze Personalsituation anschaut, und wir haben uns die für das gesamte Jahr auf diesen Stationen, für das ganze Jahr 2007 angesehen, um wirklich eine fundierte Aussage treffen zu können, haben wir über die Weihnachtsfeiertage durchgearbeitet und, um auch wirklich dann da einen Bericht abliefern zu können.

Wir haben speziell in den Bereichen, wo – und das ist ja immer so, dass ich sage, man kann alles und nichts prüfen, da geht es ja auch um die Frage und auch um die Erfahrung, was prüft man wie, und wie gesagt, speziell in den Bereichen, wo wir geortet haben, dass es von der Personalseite her keinen – wo da, wie soll ich sagen, personell die größten Schwierigkeiten zu erwarten waren, haben wir uns speziell auf das natürlich gestürzt, um zu sehen, ist unter diesen Bedingungen – und das ist ja immer so, dass natürlich, es gibt Krankenstände, natürlich in diesen Bereichen mehr Absenzen als in anderen Bereichen insofern, weil, brauche ich ja auch nicht sagen, das ja eine schwierige Arbeit ist, die sich natürlich emotional und psychisch auf das Verhalten der einzelnen MitarbeiterInnen irgendwo in gewissem Sinn auswirkt, haben wir uns speziell mit dem auseinandergesetzt.

Wir haben keinen eklatanten Personalmangel, so wie es in dieser Anzeige drinnen steht, feststellen können. Das muss ich jetzt an dieser Stelle letztendlich sagen.

Das heißt, es hat auf einer Station einen Personalstand gegeben, der nicht den Vorgaben entsprochen hat; der wurde aber, das muss man auch dazu sagen, und das ist ja immer das Geschäft im Spitalsbereich, es kann da auch passieren, dass jemand krank wird oder in jedem Verwaltungsbereich, dann bleibt eine Arbeit liegen. Das ist im Spitalsbereich ja nicht so, weil die PatientInnen halten sich ja nicht daran, ob einer da ist oder nicht da ist. Es wurde auf der einen Seite durch vermehrte Überstunden als auch durch letztendlich Verlagerungen, in einem Bereich war es auf die Gerontopsychiatrie, hat man Verlegungen vorgenommen, damit in allen Bereichen die – und ich bleiben jetzt bei dem Begriff, der da immer wieder in der Untersuchungskommission genannt worden ist –  die „state of the art“-Behandlung letztendlich gesichert sein kann.
GR Lasar: Herr Mag. Schnäbele, aber Sie haben gesagt, es gibt keinen eklatanten Personalmangel, aber es hat doch einen gegeben, weil sonst hätten Sie das jetzt eindeutig verneint, nehme ich einmal an. Also hat es einen gegeben einen Personalmangel oder nicht?

Mag. Schnäbele: Keinen generellen. Es hat durch den Umstand, den ich ja geschildert habe, dass es immer so ist, es gibt ja natürlich Personalspitzen oder Personalengpässe. Das ist natürlich auch so, dass durch Karenzen usw. – es können ja immer Personalveränderungen stattfinden, hat es auf einer Station einen nicht der Norm entsprechenden Personalstand gegeben, der aber – und das habe ich ja schon erwähnt – letztendlich ausgeglichen worden ist.

Und das ist aber nicht so, dass ich jetzt sage, das ist etwas, wo man jetzt einen Hilfeschrei irgendwo loslassen müsste. Generell hat es keinen Personalmangel gegeben.

GR Lasar: Danke.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr Ing. Mag. Dworak, bitte.

GR Ing. Mag. Dworak: Sie haben zuerst schon von der Stabstelle ADS, nehme ich an, gesprochen. Ich habe das Gefühl, dass sich da Überschneidungen ergeben. Können Sie uns erklären, ob diese Überschneidungen wirklich vorhanden sind, Ihre Stabstelle und diese Stabstelle, wie schaut das aus, wo sind wirklich diese Grenzziehungslinien.

Mag. Schnäbele: Es gibt natürlich Überschneidungen, weil für die Sofortmaßnahmen eben, wie schon erwähnt, die Frau Dr. Drapalik zuständig ist.

Wir haben in der Führung des KAV wöchentliche Leitungssitzungen, wo wir uns immer zusammensetzen, wo wir einen gegenseitigen Erfahrungsaustausch haben. Aber nicht nur den, sondern auch, wenn es um Fachfragen geht, gibt es letztendlich die Überschneidungen.

Ich habe schon erwähnt, dass es so ist, dass es in der Kompetenz des Generaldirektors liegt, jetzt festzustellen, ist, wenn es eine Beschwerde oder was auch immer gibt, das ein Grund, eine Sonderprüfung einzuleiten Ja oder Nein.

Wir lehnen uns da aber nicht zurück, sondern das ist ja auch unsere Aufgabe, weil wir nach risikoorientierten Gesichtspunkten prüfen müssen und sagen nicht, nun setzen wir uns zurück und warten bis da eine Sonderprüfung kommt. In Fällen, wo wir glauben, dass das ein Grund wäre, zusätzlich zu dem Prüfplan, den wir haben, jetzt Prüfmaßnahmen zu setzen, treten wir natürlich mit dem Generaldirektor in Kontakt, aber letztendlich kommt von ihm dann die Entscheidung zu sagen: „Ja, da soll es eine Prüfung geben“ und dann auch letztendlich in welcher Form es die Prüfung geben soll.

GR Ing. Mag. Dworak: Gibt es Auslösemomente, wenn eine unangekündigte Prüfung stattfindet? Gibt es so etwas?

Sie haben ja gesagt, im Regelfall machen Sie 14-tägige vorher angekündigte Prüfungen. Und manchmal kann es ja vorkommen, dass man sofort eine Prüfung oder eine unangekündigte Prüfung machen muss, weil eben Missstände aufgezeigt worden sind, die Sie wirklich nachforschen wollen.

Ich glaube nämlich, dass der Herr Mag. Schwarz, Ihr Vorgänger, nehme ich an, das in den alten Untersuchungskommissionsberichten formuliert hat, es gibt primär angekündigte Kontrollen, aber es muss sekundär unangekündigte Kontrollen geben. Wie schaut das bei Ihnen aus?

Mag. Schnäbele: Das gibt es klarerweise. Ein klassischer Fall von einer nicht angekündigten Kontrolle ist eine Kassenprüfung. Weil, wenn ich eine Kassenprüfung vorankündige, und das ist auch in der Wirtschaftsprüfung letztendlich so, dass das unangekündigt sein muss, weil in Kassen passiert ja oft das, dass man dann irgendwelche Bons oder was nicht erlaubt ist, drinnen hat, und die würde einer ja, nur wenn er ganz ungeschickt ist, würde dann das dann nicht bereinigen. Das heißt, es muss Prüfungen geben, die unangekündigt sind. Speziell bei diesen Sonderprüfungen oder wenn es um anonyme Anzeigen geht, sind es unangekündigte Prüfungen.

Und die Frau Direktor Kalousek kennt das ja und wir haben nicht nur eine, sondern haben mehrere solche Prüfungen auch schon im Otto-Wagner-Spital gehabt, wo wir dann eben, nachdem der Prüfauftrag vom Generaldirektor oder vom Generaldirektor-Stellvertreter oder seiner Vertretung unterschrieben worden ist, unangekündigt aufkreuzen, die Kollegiale Führung einberufen, weil wir immer mit der zuerst in Kontakt treten, um dann Prüfungshandlungen entsprechend setzen zu können.

Und letztendlich, dass diese große Prüfung, da war ja auch so eine und auch die Art, wie wir geprüft haben, sprich, dass wir sogar zu Weihnachten und zu einer – unter Anführungszeichen – nicht den normalen Bürostunden entsprechenden Zeit geprüft haben, ist ja, glaube ich, Indiz dafür, dass wir versuchen, und das ist ja immer das Problem, die objektive Wahrheit, die ist ja noch nicht gefunden worden. Wir versuchen aber objektiv letztendlich unbeeinflusst unsere Prüfungshandlungen zu setzen.

Und das ist auch einer der Gründe jetzt, warum wir – jetzt gibt es ja einen Generaldirektor und einen Generaldirektor-Stellvertreter – ausschließlich dem Generaldirektor unterstehen, damit es nicht Interessenskonflikte geben kann, dass der Herr A sagt, bitte jetzt will ich eine Prüfung, und der Herr B sagt, jetzt will ich eine Prüfung, damit wir aus dem letztendlich herausgehalten werden und unsere Prüfungen durchführen können.

Und es ist ja auch eines, wir sind ja, das hat ja der Herr Direktor Hechtner auch ausgeführt, ja nicht ein selbstständiges Unternehmen, wir sind ja Unternehmen nach § 71 Wiener Stadtverfassung. Das heißt, in letzter Konsequenz ist es ja so, dass wir ja – ich sage das vielleicht etwas überzeichnet, den Magistrat als Art Aufsichtsrat sehen und dem ja letztendlich verpflichtet sind, das heißt, mit der Magistratsdirektion stimme ich mich ab, was wir prüfen. Und es ist auch so, dass wir versuchen, mit dem Kontrollamt uns irgendwo abzusprechen, insofern nicht, dass wir gewisse Dinge nicht prüfen, aber das ist ja immer das Problem des sogenannten Prüfergeschädigten. Wir müssten ja schauen, dass die operative Arbeit entsprechend erledigt wird, dass aber eine unabhängige Institution, wenn es Unregelmäßigkeiten geben sollte, wirklich vor Ort ist, um dann daraus Schlüsse ziehen zu können bzw. auch Maßnahmen für den, bei uns für den Generaldirektor, vorschlagen zu können, wo wir sagen, das muss letztendlich auf Grund von dem ,was wir gesehen haben, passieren.

Und ergänzend noch: Es gibt nicht nur Maßnahmen, sondern auch Vorschläge für Organisationsveränderungen, das sind die berühmten Wünsch-Dir-was-Dinge, die nicht die Priorität haben wie Maßnahmen. Teilweise ist es ja so, dass Maßnahmen auch sofort während der Prüfung schon umgesetzt werden, dass man nicht wartet, dass ein Monat später, wenn der Bericht kommt, man es überlegt und sagt, was soll da getan werden, weil ein Punkt, das ist uns der wesentliche, das muss ja, die Maßnahmen müssen getragen werden. Man kann natürlich jetzt nicht irgendwo was hineinschreiben und erwartet dann, dass das getan wird und kommt dann, weil es ja so ist, dass wir auch Vorabprüfungen haben, und schaut dann, ist es gemacht worden, Ja oder Nein. Wenn Nein, dann kann man natürlich härtere Maßnahmen setzen. Das entscheidende ist ja eines, das ist genauso, ich muss wieder das Beispiel vom Autofahren bringen, solange ich kein Unrechtsbewusstsein habe, dass ich in der Stadt schneller als 50 km/h fahre, werde ich das immer wieder tun. Es muss eines sein, es muss denen, die geprüft werden, das so vor Augen geführt werden, dass sie sagen, na ja eigentlich das müsste in der und der Form letztendlich getan werden. Und das ist die Schwierigkeit der Revision natürlich, da wirklich auch – und das ist ja in den internationalen Standards der Revision ja enthalten – den beratenden Ansatz irgendwo zu realisieren, um auch wirklich Veränderungen herbeiführen zu können.

GR Ing. Mag. Dworak: Prüfen Sie, weil Sie jetzt gesagt haben, die interne Revision und die ADS, prüfen die manchmal den gleichen Prozess oder den gleichen Vorgang oder nicht? Ist das ausgeschlossen?

Mag. Schnäbele: Nicht in derselben Art und Weise. Ich habe ja schon gesagt, dass in diesem konkreten Fall am selben Tag noch die ADS vor Ort gewesen ist und wir dann, weil wir ja – wir haben für alle Prüfungen dann ein Prüfprogramm, Checklisten, eine genaue Dokumentation. Das heißt, das sind die berühmten Sofortmaßnahmen, wo man sagt, man muss ja auch sofort reagieren, wenn wirklich – man kann nicht irgendwo lange warten, unsere Prüfungen dauern ja länger, weil wir eben dann auch in Personalakten genau Einsicht nehmen, weil wir Krankengeschichten anschauen und versuchen zu werten, ist das so oder ist das so nicht gewesen aus unserer Sicht.

Und ich muss dazu sagen, ich bin in der glücklichen Lage – wir sind ja in Kontakt mit allen Spitalsrevisionen Österreichs – wir sind in der glücklichen Lage, auch eine klinische Revision zu haben, was die meisten ja nicht haben, weil es letztendlich so ist, Spitalswesen befasst sich mit der Behandlung, Betreuung Kranker und pflegebedürftiger Menschen. Das ist unser Kerngeschäft, und wenn wir rein Ordnungsmäßigkeitsprüfungen im Finanzbereich oder so machen würden, müsste ich sagen, ist da ja ein „Gap“ dazwischen, zwischen dem, was Notwendigkeit ist und was eigentlich getan werden müsste. Wir haben eine klinische Revision, immer eine FachärztIn, haben auch aus dem Pflegebereich MitarbeiterInnen, sodass wir auch tunlichst eine fachliche Expertise abgeben können. Wir können natürlich, wir sind nicht, so wie auch Dr. Hechtner gesagt hat, Spezialisten für alles, dann muss ich sagen, wäre ich ein Polyhistor zum Quadrat, aber wir versuchen wirklich, das, wo wir eine Expertise abgeben können, die auch objektiv abzugeben.

GR Ing. Mag. Dworak: Danke.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Mag. Schnäbele!

Uns wurde auf Grund eines Amtshilfeersuchens vom 30. Mai dieses Jahres vom Krankenanstaltenverbund eine Aufstellung übermittelt, dass es ja viele unterschiedliche Kontrollinstanzen in diesem großen Unternehmen gibt und dem KAV eben verschiedene Stellen, eine wurde auch bereits angesprochen, zur Verfügung stehen, wenn Vorfälle, die zu überprüfen sind, auch ergebnisorientiert aufgearbeitet werden sollen. Jetzt ist das einmal die bereits erwähnte Stelle ADS, gemeint die Stabstelle für besondere administrative Angelegenheiten und Sofortmaßnahmen, dann die interne Revision, wo Sie der Leiter sind, und als dritter Bereich wurde angeführt, die fliegenden Kommissionen, die hier ebenfalls noch eingesetzt werden können.

Meine Frage wäre in diesem Zusammenhang, wie diese drei unterschiedlichen Institutionen vorgehen im Kontrollvorgang. Sie haben ja auch darauf hingewiesen, dass es die Aufgabe und das Ziel der internen Revision ist, aufzuzeigen, aber auch mit den Partnern, wie Sie gemeint haben, Vorschläge auszuarbeiten. Und hier diesem Schreiben entnehme ich die Definition "festgestellte Verbesserungspotentiale werden je nach Dringlichkeit als verbindlich umzusetzende Maßnahmen oder als Anregungen zur Optimierung von Strukturen und/oder Abläufen" definiert. Die Umsetzung wird ebenfalls von der internen Revision überprüft.

Was sind hier die regelmäßigen Zeiträume, nach denen Sie dann überprüfen, ob diese Maßnahmen auch umgesetzt wurden. Wie ist hier der konkrete Vorgang und das Zusammenwirken zwischen diesen drei Einrichtungen.

Mag. Schnäbele: Wenn ich vielleicht auf die letzte Frage eingehe. Wir haben auch in diesem Fall von dieser Prüfung, um die es primär jetzt da geht, vor, ein follow-up zu machen. Es werden generell bei diesen Routine- und Schwerpunktprüfungen follow-up`s gemacht, spätestens nach einem Jahr, weil es keinen Sinn machen würde, wenn ich nach drei Jahren irgendwo hinkomme, dann kann sich keiner mehr erinnern, einige werden dann schon irgendwo in anderen Dienststellen sein. Das ist einmal ein Usus. Das ist das, was auch letztendlich die internationalen Standards sind. Das werden wir da auch tun. Das follow-up wird natürlich da insofern schwieriger sein, weil jetzt das mehr oder weniger, der ganze Problemkreis ausgeweitet worden ist durch ständig neue PatientInnen- oder Angehörigenbeschwerden, und was da alles jetzt irgendwo im Umlauf ist. Wir werden uns klarerweise, was jetzt das anbelangt, vordergründig bei dem follow-up auf das beschränken, was wir als Maßnahmen, und das ist natürlich immer stichpunktbezogen, was wir als Maßnahmen vorgeschlagen haben. Das kann sein, dass das durch Maßnahmen überlagert wird, die mittlerweile durch den Generaldirektor, weil er ja einen Wissensstand hat, der über das, was wir als Bericht gemacht haben, klarerweise hinausgeht. Weil er braucht ja nur in der Früh jeden Tag die Zeitung aufschlagen, gibt es irgendwo immer neueste Hinweise, wer wo glaubt, da unterstützend was tun zu können bis zu den Postings vom ORF, die mir immer besonders, muss ich sagen, interessant erscheinen, das wird natürlich geprüft.

Was jetzt das anbelangt mit der fliegenden Kommission. Das ist bewusst so gewählt worden, damit wir jetzt nicht – unter Anführungszeichen – zu sehr in unserer Arbeit beeinflusst werden, weil es ja letztendlich so ist, ich kann ja eine Revision, wenn ich sie zudecke mit anonymen Beschwerden eigentlich auf Jahre beschäftigen und es ist immer so, dass ich sage, da gibt es diese berühmten Sprüche, "Wichtiges vor Dringendem". Ich kann am Abend nach Hause gehen und kann sagen, ich habe sinnvolle Arbeit getan. Das Wesentliche dabei ist aber das, man muss den Wald bei der Vielzahl von Bäumen noch als solches erkennen können. Das heißt, es ist immer die Schwierigkeit, wer was tut. Es war einer der Gründe, warum die fliegende Kommission losgelöst ist von uns. Sie werden ja das sicherlich nachfragen können, Mitglieder der fliegenden Kommission sind teilweise auch MitarbeiterInnen von mir, die aber ihre Berichte unabhängig an den Generaldirektor stellen, von dem, was wir als Revisionsarbeit haben. Teilweise kriege ich das logischerweise mit, was da getan wird, ist aber nicht meine primäre Aufgabe, jetzt zusätzlich zu dem dann als – unter Anführungszeichen – Oberkontrollor über dem da drüberzustehen.

Und was jetzt die dritte Organisation anbelangt, eben die Sofortmaßnahmen, da wird abgestimmt, und es ist ja auch so, das sind viele Dinge. Wir kriegen auch teilweise Informationen von Beschwerden herein zur Information, damit es darum geht, damit wir im Wiederholungsfall auf das eingehen zu können, zu sagen, gibt es da einen logischen Zusammenhang oder auch, weil wir letztendlich für den Prüfplan, den wir jährlich erstellen, der vom Generaldirektor dann verabschiedet wird, auch auf diese Dinge eingehen müssen, weil vorgelagert zu unserer Tätigkeit muss es ja – und das ist auch jetzt bei Gesellschaften nach dem Unternehmensrechtsänderungsgesetz sogar vorgeschrieben, es muss ja ein Risikomanagementsystem, ein internes Kontrollsystem und ein Zusammenarbeiten dieser beiden Systeme mit der internen Revision geben, sprich, und das muss sogar im Lagebericht einer Gesellschaft angeführt werden.

Um jetzt auf das beispielhaft einzugehen, was jetzt das interne Kontrollsystem anbelangt. Ich glaube mit Stolz sagen zu können, wir sind da Vorreiter, weil ich weiß, es soll im gesamten Magistrat auch ein internes Kontrollsystem eingeführt werden. Ich war im Lenkungsausschuss von dem Projekt internes Kontrollsystem, weil es ja letztlich darum auch geht, nicht im Nachhinein nur zu kommen und zu sagen, das und das ist schief gelaufen. Wir sollten auch hinsichtlich der Effektivität und Effizienz von Systemen auch beratend schon im Vorhinein tätig sein. Das ist das schwierige Zusammenwirken und sprich das dritte, Risikomanagementsysteme, glauben wir auch, dass wir da österreichweit insofern Vorreiter sind. Es gibt, glaube ich, am 13. und 14. Oktober wieder ein großes Symposium im Rathaus, wo es ja um diese Fragen "Risikomanagement" auch geht.

Das heißt, aus diesen allen Quellen, die wir von den unterschiedlich tätigen Organisationen kriegen, versuchen wir einen nach Risikogesichtspunkten orientierten Prüfplan aufzustellen. Und je besser das Risikomanagementsystem als auch das interne Kontrollsystem funktioniert, umso mehr werden wir in unserer Arbeit entlastet. Es gibt natürlich, und das ist ja immer das mit den Fragen Risikomanagement oder auch ist es quasi Fehlerkultur, ist jetzt da auch schon gesprochen worden. Das sind natürlich menschliche Probleme, die spielen da mit hinein, insofern immer dann, wenn wo lange nichts passiert ist, glaubt man, letztendlich ein Risiko bewältigt zu haben und dann, wenn wirklich ein Risikofall eintritt, gibt es dann die große Überraschung, warum ist das überhaupt passiert. Und das ist immer der Spagat, in dem wir uns bewegen müssen mit den Personalressourcen, die wir haben, auch – unter Anführungszeichen – die bestmögliche Arbeit erledigen zu können.

GR Deutsch: Ich möchte noch eine weitere konkrete Frage stellen.

In der vergangenen Woche wurde ein Schreiben eines PatientIn des Otto-Wagner-Spitals öffentlich diskutiert, wo es um die Kritik an der Versorgung im Otto-Wagner-Spital auch gegangen ist, dem sich einige MitbewohnerInnen mit ihrer Unterschrift angeschlossen haben. Hier ist ja der Krankenanstaltenverbund sehr vorbildlich vorgegangen. Es wurde nicht nur rasch reagiert, sondern es wurde auch der Inhalt des Schreibens und vor allem die Stellungnahme zu den Vorwürfen im Detail auch transparent gemacht, sowie auch die allfällige erklärende Stellungnahme und wie ich der Mitteilung des KAV entnehmen konnte, wurde auch mit den PatientInnen direkt über die im Brief geäußerten Vorwürfe gesprochen.

Gleichzeitig wurde auch eine umfassende interne Prüfung eingeleitet und in dieser Pressemitteilung ist auch davon die Rede, dass die Einrichtungen zur Überprüfung der behaupteten Probleme eingeschaltet wurden. Nachdem es mehrere Kontrollinstanzen, die wir jetzt bereits angesprochen haben, gibt, ist meine Frage: Wurde damit auch die interne Revision befasst und wenn Ja, welche Ergebnisse gibt es von Ihrer Überprüfung?

Mag. Schnäbele: Es ist so in dem konkreten Fall, die Frau Dr. Pilz wird das ja wissen, wir waren vor Ort, sprich es war die fliegende Kommission. Im Konkreten war es der Facharzt Dr. Zedtwitz einmal mit der Frau Direktor Herbeck, einmal mit Frau Dr. Drapalik, dieser Vorfall oder diese Behauptungen werden von der fliegenden Kommission im Zusammenwirken mit Frau Dr. Drapalik behandelt.

GR Deutsch: Danke.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender.

Herr Mag. Schnäbele, ich möchte jetzt auch konkret werden, und zwar nicht auf diesen letzten Fall eingehen, sondern auf die Dinge, die zurückliegen und die Gegenstand auch unserer Prüfungstätigkeit hier sind, nämlich die beiden Brandunfälle, die dokumentiert wurden, sowohl im Jahr 2003 wie im Jahr 2005. Dazu wurden uns seitens des Krankenanstaltenverbundes Unterlagen zugemittelt, die wir, aus dem Wissen, das wir darüber zusätzlich haben, ergänzen können.

Und in dem Zusammenhang ist die Frage zu stellen: Warum im Otto-Wagner-Spital so viele Brände der Fall sind, weil es sind in dem Fall zwei Menschen zu Schaden gekommen. Im Vorfeld und danach sind wiederum Berichte von Bränden Faktum, also in einem Fall steht in einem Protokoll der Kollegialen Führung, dass gehäuft auftretende Brände der Fall sind. Es ist konkret im Jänner 2004. Ich zitiere daraus:

"Auf Grund der zuletzt gehäuft auftretenden Brände auf psychiatrischen Stationen, die durch den persönlichen Einsatz aller beteiligten MitarbeiterInnen ohne größeren Schaden bewältigt wurden, wird die technische Direktion eine Übersicht über den Nachrüstungsbedarf von Brandmeldeanlagen an den Stationen erstellen sowie einen Umsetzungsplan erarbeiten. Die Direktion erhofft sich finanzielle Unterstützung in Form von Sonderzuteilungen." –

Das war im Jahr 2004. Da hatte man bereits einen Brandunfall, der zu einem körperlichen Schaden eines PatientIn geführt hat, und es gab dann einen weiteren im Jahr 2005, wo ebenfalls Menschen zu Schaden gekommen sind.

Ich habe in der Lektüre der Protokolle gesehen, dass die Frage der Brände immer wieder Gegenstand war und bis herauf Gegenstand ist, auch im Zusammenhang mit den bestehenden Überwachungseinheiten. Da ist die Rede davon, dass man – und da ist auch auf die interne Revision und auf die PatientInnenvertretung vor Ort abgehoben – wo die Rede davon ist, dass man zu wenig Überwachungseinheiten hat bzw. dass Brandmeldesysteme ausfallen bzw. es Stationen gibt, an denen es nicht ausreichend Überwachungsvideokameras usw. gibt. Ich kann Ihnen das gerne auch geben.

Im Jahr 2005 kommt noch dazu, dass man nicht nur Brände hat, sondern auch sechs Brandlegungen. Und durch die Bank ist immer wieder davon die Rede, dass Brandschutzveranstaltungen seitens des Personals nicht in dem umfassenden Ausmaß wahrgenommen werden, wie sie sollen.

Ich lese Ihnen beispielhaft aus dem Februar 2004 vor: "Schulungskonzept zur Vermittlung der Grundlagen des Brandschutzes, um dem ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und der Arbeitsstättenverordnung gerecht zu werden, ist eine jährliche Information der MitarbeiterInnen vorgesehen. Dieses Ziel" – diesem Ziel müsste es heißen – "diesem Ziel wollen wir uns zumindest im heurigen Jahr nähern." – 

Also man gibt zu, dass man fern ist von diesem Ziel und dass man ab jetzt verbindliche Termine vereinbart. 

Und jetzt im Konkreten zu dem einen Brandunfall, der da jetzt im Jahr 2005 der Fall war, gibt es ein Protokoll von der Sitzung der Kollegialen Führung, wo über diesen Brand gesprochen wird:

"Auf Grund eines Brandes auf Pavillon 24/3, wo sich eine zwei-Punkt-fixierte Patientin mit dem Feuerzeug das Nachthemd angezündet hat und dabei Verbrennungen ersten, zweiten und dritten Grades erlitten hat, wird der Ablauf analysiert. Ein kritischer Punkt scheint die Qualität der Wäsche zu sein, die Eigenschaften bezüglich Brennbarkeit, Entflammbarkeit wird überprüft, die Funktionalität der Brandmelder, die Erreichbarkeit des Feuerzeugs für die PatientIn, eine eventuelle Assistenz eines MitpatientIn und die Auslösung des Alarms werden durchbesprochen. Die KOFÜ weist auf die gültige Brandschutzordnung und deren regelmäßige Auffrischung ins Bewusstsein der MitarbeiterInnen hin." –

Jetzt in dem Zusammenhang die Frage an Sie: Brände waren offensichtlich traurigerweise an der Tagesordnung im Otto-Wagner-Spital. Aus den Protokollen zeigt sich, dass man nicht die nötige Ausstattung hatte bzw. die Schulungen nicht ausreichend durchgeführt wurden und zu allem Überdruss ist offensichtlich auch die Wäsche hinsichtlich ihrer Entflammbarkeit nicht in dem ausreichenden Maße – weist nicht die Qualität auf, die hier Brände wenigstens an diesem Punkt hintanstellen kann.

Meine Frage: Hat die interne Revision das alles auch festgestellt und was waren die Folgen?

Mag. Schnäbele: Ich habe vor mir liegen dieses berühmte Protokoll, wo Sie von diesem Brandunfall sprechen. Es ist so, wir gehen ja immer analytisch vor. Ich glaube nicht, dass es sich da um einen Brandunfall gehandelt hat insofern, das ist jetzt vielleicht eine juristische Spitzfindigkeit, weil ein Unfall setzt ein unvorhergesehenes Ereignis voraus, sprich da wurde ja willentlich von der einen Dame versucht, zu untersuchen, ob das Netzbett brennbar sei oder nicht. Es wurde auch –

GRin Dr. Pilz: Entschuldigen Sie, reden Sie von der Dame, die zwei-Punkt-fixiert war, die war nicht im Netzbett. Nur damit wir Klarheit haben. 

Reden wir von der Dame, die zu 30 % Körperverbrennungen hatte oder wovon reden wir? Der Patient im Netzbett war nämlich ein Mann. Nur, dass das klar ist, über welchen Fall wir reden. Reden wir über den Fall vom Jahr 2005 oder von dem Fall vom Jahr 2003? Nur, dass das klar ist.

Mag. Schnäbele: Ich rede speziell vom Fall aus dem Jahr 2005 insofern, weil ich 2005 erst in die Stabstelle Revision gekommen bin.

Es ist natürlich so, dass ich auch – wir haben ja eine genaue Dokumentation – mir alle Unterlagen, die wir gesammelt haben von der Zeit vor meiner Tätigkeit auch anschaue, um natürlich auch Urteile abgeben zu können.

Es gibt einen Brandschutzbeauftragten generell in der Generaldirektion, der Brandschutzübungen durchführt. Die werden meines Wissens, ein gewisser Herr Ing. Kainberger ist das, generell jährlich in den einzelnen Häusern angeraten. Es ist keine Pflicht, daran teilzunehmen. Wie viele Leute dann wirklich teilnehmen, das kann ich nicht sagen. Es gibt in jedem Haus Brandschutzbeauftragte bzw. ist es auch so, dass ja die Brandschutzeinrichtungen behördlicherseits immer untersucht werden. Das da jetzt regelmäßig Brände auftreten, das liegt vielleicht auch mit am Krankheitsgeschehen, dass diese Klientel auch Handlungen setzt, die einer normalerweise nicht setzen würde. Man kann es nie verhindern. Es ist so, dass in den Fällen, Sie haben ja die Unterlagen auch, dass versucht wird, den Leuten, wo man vermutet, dass die Gefahr besteht, dass man denen Feuerzeuge abnimmt. Aber es ist immer so durch MitbewohnerInnen, so wie es ja auch in Graz gewesen ist, wo der eine den anderen füttern wollte, dass es irgendwelche Möglichkeiten gibt, dass dann doch gewisse PatientInnen dann zu Möglichkeiten kommen, irgendwo Brände letztendlich zu legen.

GRin Dr. Pilz: Meine Frage an Sie war: Wir wussten ja, das geht auch aus den Unterlagen hervor, dass diese Patientin wegen Suizidgefährdung und vorangegangenen Suizidversuchen angehalten war und auch aus diesem Anlass fixiert wurde zu diesem Moment, weil sie Selbstmordwünsche geäußert hat.

Die Frage ist: Wenn so jemand dann Zugang zu einem Feuerzeug hat, ist es zu befürchten, dass es entsprechend eingesetzt wird und meine Frage an Sie: Sind die Einrichtungen – und ich habe Ihnen ja jetzt aus den Protokollen vorgelesen, dass es da Mängel gegeben hat – zum Zeitpunkt Ihrer Einschau und zum Zeitpunkt Ihrer Überprüfung gab es ausreichende Bandmelder, gab es ausreichende Videoüberwachung, gab es ausreichende Vorkehrungen, diese gefährlichen Gegenstände aus dem Bereich der Patientin wegzuräumen und wie war der Zustand der Bettwäsche und Leibwäsche hinsichtlich Entflammbarkeit?
Mag. Schnäbele: Was jetzt gerade auch diesen berühmten Pavillon 10 anbelangt, wo auch dieser Herr ist, den Sie ja besucht haben, da wurden jetzt – da hat es nicht überall diese Meldeeinrichtungen gegeben. Die sind jetzt, glaube ich, vor 14 Tagen oder wann auch immer jetzt alle installiert worden. Es gibt Brandschutz, also das wird von uns auch immer überprüft, ob es Brandmeldeanlagen gibt, ob die Feuerlöscher entsprechend den behördlichen Vorgaben letztendlich vorhanden sind – es wird auch bei jeder Schwerpunktprüfung, wo wir ganze Abteilungen prüfen, ist das mit Teil des Prüfprogramms.

GRin Dr. Pilz: Habe ich Sie jetzt recht verstanden, es gab einen Brandunfall im Jahr 2003, wo ein Mensch zu Schaden gekommen ist, und einen weiteren im Jahr 2005. Und auf dem Pavillon 10, von dem wir jetzt sprechen, wurden nicht etwa 2005 oder 2006 oder 2007, sondern Mitte 2008 erst die letzten Brandschutzvorkehrungen hinsichtlich der Brandmeldung installiert.

Mag. Schnäbele: Nein, nicht Brand – ich habe gesagt, was die Rufmöglichkeiten anbelangt. Da hat es ja einen – und es ist ja so, der Pavillon 10 ist jetzt auch im Investitionsprogramm drinnen, dass er adaptiert wird. Wir haben alles das, was nicht den – wir prüfen auf Grund von Gesetzen, Erlässen und Vorschriften – was nicht entsprochen hat, haben wir in unserem Bericht drinnen und es wurden da eben die letzten Punkte, die da nicht entsprochen haben, sind nachgerüstet worden. Aber was Brandmeldeanlagen anbelangt, haben wir keinen Mangel, der behördlicherseits vorgeschrieben worden ist, feststellen können.

GRin Dr. Pilz: Woran haben Sie den Mangel festgestellt, der jetzt erst behoben wurde?

Mag. Schnäbele: Es ist eben das, dass auf diesem Pavillon die letzten Rufeinrichtungen, sodass wirklich durchgängig überwacht werden kann, die sind jetzt vor 14 Tagen installiert worden.

GRin Dr. Pilz: Wie ist der Zustand der Wäsche?

Mag. Schnäbele: Der Zustand der Wäsche. Es ist natürlich so, und da kann ich im Detail Auskunft geben insofern, weil ja die Serviceeinheit Wäsche und Reinigung war ja Teil der TU 3. Da geht es ja immer um die Frage – bei der PatientInnenwäsche als auch bei der Wäsche für die MitarbeiterInnen – Baumwolle oder respektive Mischgewebe. Es ist natürlich so, unterschiedliche Gewebe haben natürlich unterschiedliche Brennbarkeit. Das ist keine Frage. Es ist aber so, dass bei den Geweben, die wir einsetzen, dass man da nicht daraus den Schluss ziehen kann, das ist ein besonders brandgefährliches Gewebe. Es wird ja sukzessive jetzt auf Mischgewebe umgestellt. Es ist nicht so, dass zum Beispiel Nylon, Perlon oder solche Gewebe brennen natürlich wesentlich leichter und in anderer Form, ich kenne das von Kaprun, da ist es ja auch untersucht worden. Ich kenne es deswegen, weil der Bruder meiner Schwiegertochter ist von Kaprun Brandopfer und da weiß ich es aus der Familie heraus, wie das mit Untersuchungen von brennbaren Materialien ist. Jedenfalls wird kein Gewebe eingesetzt, dass quasi leicht brennbar ist.

GRin Dr. Pilz: Die Frage war nicht, ob, und da gebe ich Ihnen ganz recht das man nicht Materialien verwendet die erhöht brennbar sind, sondern es besteht die Möglichkeit der Vorkehrung hinsichtlich der Ausstattung von Bettwäsche und Leibwäsche auf schwere Entflammbarkeit, weil man aus der traurigen Erfahrung gesehen hat, dass ein Brand der Fall sein kann und Personen zu schaden kommen. Meine Frage an Sie: Gab es seitens der Internen Revision hinsichtlich der Brennbarkeit der Wäsche Untersuchungen und hat man seitens des Krankenanstaltenverbundes, insbesondere in der Psychiatrie, wo das offensichtlich ein Thema ist, umgerüstet auf schwerentflammbare Wäsche? 

Mag. Schnäbele: Um jetzt auf die konkrete Frage einzugehen: Die Entflammbarkeit der Wäsche war nicht Prüfungsgegenstand. Ich bin aber im Dialog mit dem Leiter der Serviceeinheit Wäsche und Reinigung, weil er zu dem Zeitpunkt, wo ich in der TU 3 gewesen bin, war er der Assistent des Leiters dieser Einrichtung. Also, ich kenne ihn gut. Es wird permanent natürlich an dem gearbeitet. Speziell in den Bereichen, wo das Risiko höher ist, auf diese Dinge natürlich verstärkt Rücksicht zu nehmen.

GRin Dr. Pilz: Der Kollegialen Führung muss das bewusst gewesen sein, weil sonst hätte sie nicht im Zusammenhang mit diesem Brandvorfall und mit dem Unglück davon gesprochen. Also, das ist offensichtlich von der Internen Revision nicht weiter verfolgt worden!

Mag. Schnäbele: Konkret von uns ist es nicht weiter verfolgt worden, weil es ja mehrere, wie schon ausgeführt, Institutionen gibt, die sich mit Maßnahmen die auf Grund von Ereignissen auseinandersetzt. Wir konkret als Interne Revision haben das nicht am Prüfplan gehabt. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Gemeinderätin Matiasek, bitte.

GRin Matiasek: Ja, Herr Mag. Schnäbele, welche Prüfaufträge haben Sie insgesamt während Ihrer Amtstätigkeit, in diesem Bereich, Otto-Wagner-Spital, wahrgenommen? Waren das schwerpunktmäßig angekündigte oder nicht angekündigte Prüfungen? Mit welchem Ergebnis? Sie haben auch gesagt, Sie wollen sich nicht nur als Polizei verstehen, sondern dann auch den betroffenen Abteilungen, Personen und so weiter sozusagen auf die Sprünge helfen zu Verbesserungsmaßnahmen zu kommen. Was ist da geschehen? Wo wurden hier Mängel festgestellt? Was ist an Verbesserungsmaßnahmen geschehen? Und wo sehen Sie insgesamt in dem ganzen Bereich Otto-Wagner-Spital - Psychiatrie, das ja Gegenstand dieser Kommission ist, wo man sagt, hier ist schwerpunktmäßig zu arbeiten? Wir haben den Personalmangel angesprochen. Sie sprachen davon, Sie sahen zumindest in diesem Fall, bei der einen Prüfung im Dezember 2007, keinen eklatanten Personalmangel. Wo ist hier das Kriterium für einen Personalmangel, einen eklatanten Personalmangel? Und wie weit sind Sie gerade im Bereich Personal, Personalbestand geben Sie hier mit Hilfe, weil ja nach wie vor der Personalmangel doch etwas ist, den wir in nahezu allen Sitzungen hier immer wieder fest machen müssen?

Mag. Schnäbele: Um jetzt auf die Prüfungen einzugehen im Otto-Wagner-Spital: Eine aktuelle Prüfung, die wir jetzt abgewickelt haben, hat sich mit den innerbetrieblichen Krankentransporten auseinandergesetzt, die ja speziell im Otto-Wagner-Spital im Hinblick auf die Lage und die Größe des Areals ja nicht so einfach zu bewerkstelligen sind. Das ist eine Prüfung, die wir nicht nur im Otto-Wagner-Spital durchgeführt haben. Die wir jetzt in sehr vielen Spitälern durchführen. Um auch letztendlich Benchmarks zu haben, was da verändert werden kann. Aus dem Titel heraus, weil wir uns sagen, wir stellen die PatientInnen in den Mittelpunkt. Was können die PatientInnen erkennen, wo es Unwegbarkeiten gibt? Das heißt, auf der einen Seite ist es das Essen und auf der anderen Seite ist, wenn sie im Zuge der Krankenbehandlung auf Ambulanzen geführt werden müssen, dann geht es um die Wartezeiten. Das ist eine der aktuellen großen Prüfungen, die wir haben. Wo wir auch Verbesserungspotenzial letztendlich gesehen haben. Bis hin, wie sollte sinnvollerweise die Ausstattung der Fahrzeuge sein. Und alle diese Fragen rundherum beziehungsweise werden wir dann, weil wir ja versuchen prozessorientiert zu prüfen, auch eine große Prüfung da anschließen. Sprich, dass wir uns die Ambulanzorganisationen als solches anschauen, weil ja das Zusammenspiel bei den Krankentransporten auch darum geht: Wann wird wer wo auf eine Ambulanz bestellt? Das da eigentlich versucht wird, Optimierungen durchzuführen. Was jetzt die konkreten Prüfungen anbelangt. Wir haben in meiner Zeit, wo ich jetzt verantwortlich bin für die Prüfungen, glaube ich, zehn Sonderprüfungen durchgeführt und auch follow-ups im Otto-Wagner-Spital gehabt. Das geht hin von anonymen Beschwerden in der Akutpsychiatrie, von Vorwürfen gegen die Pflege, von der Aufnahmepraxis der psychiatrischen PatientInnen bis hin zu sexuellen Missbräuchen von PatientInnen. Also die ganze Palette quer durch, wenn es einen Prüfauftrag vom Generaldirektor gibt, wird von uns untersucht. Es hat auch eine Überprüfung gegeben, das war eine anonyme Anzeige, im Zusammenhang, wo ein Primar versucht ambulante Hepathitis-C-Therapie spitalsübergreifend durchzuführen. Da hat man eben auch versucht, Unregelmäßigkeiten ihm in die Schuhe zu schieben. Wir haben uns das angesehen. Oder eine irrtümliche Todesmeldung. Das ist die ganze Palette quer durch, die es letztendlich im Spitalsalltag geben kann, haben wir untersucht. Das heißt, ich glaube, das Otto-Wagner-Spital ist eines der Spitäler, wo wir wirklich sehr präsent sind. Wobei ich dazu sagen muss, bei einem Unternehmen mit über 30.000 MitarbeiterInnen ist immer die Frage, wo geht man letztendlich hin. Das ist der eine Teil. Es sind ja mehrere Frage da gewesen?

GRin Matiasek: Die Hilfestellungen, die sich im Zuge einer Prüfung oder eines Prüfverfahrens ergeben – konkret: Konnte da etwas geschehen? Konnte man hier bei dem einen oder anderen Mangel Abhilfe schaffen oder waren sämtliche Prüfverfahren so gelagert, dass man sagt, es gab zwar einen Hinweis oder eine Anzeige, aber eigentlich war eh nichts?

Mag. Schnäbele: Es ist bei jeder, ich kenne keine Prüfung, wo es nicht irgendwo einige Maßnahmen gibt, die wir vorschlagen. Bis hin eben, auch bei dieser Prüfung, dass wir, was Personal anbelangt, sagen, dass die Diensteinteilungen genau auf möglichen Personalfehlbestand genauer untersucht werden. Es werden überall Maßnahmen, soweit es geht, im Konsens mit der Kollegialen Führung eingeleitet. Und auch letztendlich ist es so, dass in vielen Fällen, dass was wir als Maßnahme vorgeschlagen haben, bereits letztendlich dann auch umgesetzt worden ist.

GRin Matiasek: Dann war noch die Frage. Personalmangel: „normaler“, eklatanter? Wo sehen Sie da denn Unterschied?

Mag. Schnäbele: Naja, eklatanten Personalmangel sehe ich nicht. Da bin ich ja auch bei den Damen und Herren, die darüber schon Auskunft gegeben haben, dass wir im internationalen als auch, ich habe mir jetzt angeschaut, was hat es speziell im Bereich Psychiatrie der Österreichische Strukturplan Gesundheit vorgeschlagen, da liegen wir überall in der Norm. Weil es ist ja auch so, wenn wir da einen Mangel hätten, wäre es ja teilweise nicht möglich über das LKF-System die Punkte zu lukrieren. Das heißt, da gibt es keine Abweichungen.

GRin Matiasek: Darf ich da vielleicht noch die Frage anhängen: Es geht ja nicht nur um die ÄrztInnen und das Pflegepersonal. Gerade im Bereich der Psychiatrie ist die Einbindung von SozialarbeiterInnen und TherapeutInnen und so weiter notwendig. Und hier ist ja immer wieder zu hören, vor allem seitens des medizinischen Personals, das hier doch ein Mangel besteht. Und das es sehr wesentlich wäre zur wirklich guten - auch oft des Übergangs der stationären PatientInnen etwa wieder nach Hause, das hier ein wesentlich größerer Stab dieser Personen nötig wäre. Wie weit sind Sie damit befasst worden oder wie weit ist Ihnen das bekannt?

Mag. Schnäbele: Ich muss sagen, ich habe jetzt von Direktor Kaspar speziell, das im Gedächtnis, was er darauf geantwortet hat. So eine ähnliche Frage war da auch. Es ist ja immer das Spannungsfeld des berühmten Machbaren. Es ist keine Frage, dass der Wunsch besteht, ich muss sagen, ich hätte auch gerne doppelt so viele MitarbeiterInnen, aber das ist immer die Frage des Machbaren, dass da Wünsche bestehen, ist keine Frage. Wir müssen uns aber auf das, was jetzt die Prüfungshandlungen anbelangt, auf das beschränken, dass wir sagen: Was ist jetzt auf Grund einer Psych-PV an Personal erforderlich? Was sagt der Österreichische Strukturplan Gesundheit? Was sind internationale Standards? Das Wünschenswerte ist mir bekannt. Wird aber dezitiert nicht jetzt in die Berichte aufgenommen. Insoferne, weil das ja Aufgabe der operativ tätigen Einrichtung ist, dafür Sorge zu tragen, dass die Aufgabenerledigung entsprechend durchgeführt werden kann. Das kann, glaube ich, nicht unsere Aufgabe sein. Dass natürlich der Bereich Psychiatrie ein spezieller ist. Dass natürlich auf Grund immer mehr um sich greifender Gewaltbereitschaft von Jugendlichen und so weiter, da brauche ich ja nur die Zeitungen aufschlagen, es einen Wandel gibt, der andere Vorgehensweisen erfordert, ist klar. Das kann aber bitte nicht Aufgabe der Revision sein jetzt präventiv da irgendwelchen Untersuchungen vorzugreifen, weil es hat sich ja herausgestellt, dass sich ja die ExpertInnen hinsichtlich gewisser Dinge, wie jetzt eine Behandlung stattfinden soll oder muss, ja nicht wirklich einig sind. Also das heißt, wir beschränken uns ausschließlich auf das, wo wir ein Sollobjekt vorfinden. Das ist dann nach abstimmen.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Ing. Mag. Dworak, bitte. 

GR Ing. Mag. Dworak: Herr Schnäbele, Sie haben heute schon von der Größe des Areals gesprochen. Jetzt eben interner Transport. Es gibt ein Rufsystem untereinander, innerhalb der MitarbeiterInnen. Die Frau Dr. Leth hat letztes Mal, wie sie den Unfall gehabt hat, hat sie auch davon gesprochen, sie hat dann die KollegInnen zur Hilfe gerufen. Und Sie haben heute auch davon gesprochen, dass es durch diese Krankenstände durchaus möglich ist, dass es in einzelnen Abteilungen plötzlich weniger Personal gibt. Dieses Rufsystem, war das jemals Kontrolle Ihrer Untersuchung? Es gibt an und für sich die Pager, die offensichtlich nicht optimal funktionieren. Es gibt zwar Telefon, weiß ich nicht, ob das irgendeine Notruffunktion hat. Gibt es einen Untersuchungsauftrag in dieser Richtung?

Mag. Schnäbele: Konkret als eigenen Untersuchungsauftrag hat es den nicht gegeben. Wir schauen uns natürlich, wenn wir, wie ich schon gesagt habe, uns Abteilungen anschauen, generell auf Grund unserer Checklisten an, wie funktioniert das da. Aber eine gesonderte Prüfung hinsichtlich dieser Rufanlagen hat es nicht gegeben.

GR Ing. Mag. Dworak: Also interne Kommunikation der MitarbeiterInnen untereinander, um sie im Notfall zu aktivieren. Das hat es nicht gegeben?

Mag. Schnäbele: Ich werde aber Ihren Vorschlag gerne aufgreifen, um jetzt auch entsprechend dem risikoorientierten Ansatz zu überlegen, ob das in nächster Zeit eine konkrete Prüfung sein sollte oder müsste. Aber eine konkrete diesbezügliche Prüfung hat es nicht gegeben.

GR Ing. Mag. Dworak: Wäre ein hilfreicher Ansatz. Danke!

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Klicka, bitte.

GRin Klicka: Danke, Herr Vorsitzender! Herr Mag. Schnäbele, wir haben vorhin schon von den Brandunfällen gesprochen. Es ist ja so, dass Herr Dr. Schöny aus der Wagner-Jauregg-Klinik in Linz auch gesagt hat, dass Brandunfälle nicht zu verhindern sind, auch seitens der Architektur und bei guten räumlichen Bedingungen. Diese Brandfälle, die aufgetreten sind, sind ja auch nicht an der Tagesordnung im Otto-Wagner-Spital, sondern es sind immer wieder die selben Fälle, von denen wir sprechen. Von 2003, von 2005. Wie ist das bei diesen Brandfällen? In welchem Zeitraum, wenn Sie jetzt den letzten Fall hernehmen, können Sie Ihren Bericht abschließen? Wird der Bericht nur schriftlich an den Herrn Generaldirektor weitergeleitet oder haben Sie persönlich die Möglichkeit Ihre Verbesserungsvorschläge/Optimierungsvorschläge mit der Kollegialen Führung oder vor Ort in der Station zu besprechen?

Mag. Schnäbele: Es ist so, dass alle Berichte, die wir machen, münden in schriftlichen Berichten. Es gibt ein genormtes Prozedere. Wir haben sogar im Intranet bei uns das genau festgelegt, wie das abläuft. Es entspricht den internationalen Standards. Es ist natürlich erste Ansprechadresse für unsere Berichte der Generaldirektor. Klarerweise muss das auch den Betroffenen kommuniziert werden. Das ist der Grund, warum wir alles schriftlich machen, weil ja auch die Verfolgung dessen, die Maßnahmen müssen teilweise schon während der Prüfung durchgeführt werden, teilweise innerhalb einer Frist, entsprechend den Risken, die dadurch gegeben sind, etwas durchgeführt werden muss. Alle Prüfungen werden schriftlich gemacht und alle Vereinbarungen sind auch schriftlich. Es ist auch so, wenn ich kurz das Prozedere von einem Bericht darstellen darf: Wenn wir auf Grund unserer Checklisten und klarerweise auch auf Grund der Befragungen, und das ist ja immer die Schwierigkeit, speziell sehr viele offene Fragen zu stellen, weil mit geschlossenen Fragen bekomme ich Ja und Nein Antworten. Da komme ich ja hinsichtlich dessen, was ich wissen will nicht wirklich entsprechend weiter. Es ist immer so, dass wir dann einen Zwischenbericht erstellen, der noch nicht an den Generaldirektor geht, der mit den Betroffenen vorab schon besprochen wird. Dann der Kollegialen Führung des Hauses übermittelt wird und die geben dazu Stellungnahmen ab und erst wenn wir Vereinbarungen mit den Kollegialen Führungen getroffen haben, wie der Bericht letztendlich aussehen soll, geht er dann an den Generaldirektor. Das ist das genormte Prozedere von dem wir bei unserer Berichtsarbeit ausgehen. 

GRin Klicka: Danke vielmals. Zu dieser Berichtsarbeit noch: Wie Sie gesagt haben, kommen ja auch die Optimierungsvorschläge, die es geben kann. Diese Optimierungsvorschläge haben Sie gerade gesagt, werden mit der Kollegialen Führung besprochen. Und verfolgen Sie dann auch die Umsetzung?

Mag. Schnäbele: Das ist klar, dass wir, muss ich sagen, offiziell im Zuge eines follow-ups, aber da es ja eine informelle Kommunikation auch gibt, wird das auch verfolgt. Wir haben jetzt einen Fall gehabt, wo es um Schwierigkeiten im Zusammenhang mit einer Ausschreibung und Bestellung von irgendwelchen Gütern gegangen ist. Wenn wir sehen, dass die jeweilige Stelle da eine Unterstützung braucht, versuchen wir auch mit den entsprechenden Stellen, die da unterstützen können, im Konkreten war das dann der Geschäftsbereich Wirtschaft, Unterstützung anzubieten. Damit, wenn wir dann zu dem Zeitpunkt, wo wir das follow-up machen, auch über weite Strecken die Gewähr haben, dass das auch wirklich umgesetzt wird. Weil sonst ist das nur ein Aufzeigen, ohne die Wirkung, die beabsichtigt wird. 

GRin Klicka: Danke. Ich nehme an, dass die Interne Revision auch für Unfälle oder Schadensfälle bei MitarbeiterInnen verantwortlich ist oder dort Untersuchungen anstellt. Während Ihrer Dienstzeit, während Ihrer Amtszeit, wurde ja auch der Sicherheitsdienst für die MitarbeiterInnen verstärkt und eingeführt und Frau Dr. Leth hat das in der letzten Aussage letztes Mal sehr begrüßt, dass diese Unterstützung auch immer gegeben ist. Wie weit können Sie bei Unfällen von MitarbeiterInnen, insoferne wie stellen Sie da Ihre Untersuchungen an und wie weit können Sie die MitarbeiterInnen dann auch noch unterstützen und wie sind Ihre Kontakte zum Sicherheitsdienst?

Mag. Schnäbele: Im Konkreten, was jetzt diesen Sicherheitsdienst anbelangt, war es ja so, dass man zuerst der Meinung war, das geht ja auch aus den Protokollen hervor, dass man gesagt hat, es hat für diese PatientInnen irgendwo eine abschreckende Wirkung. Dann hat sich aber herausgestellt, dass der Erfolg - das ist ja immer so, bei jeder Maßnahme, man sieht ja immer erst im nachhinein, wenn man etwas umsetzt, wie hat es gewirkt - hat sich herausgestellt, dass es eine positive Wirkung hat. Aber es gibt ja nicht nur das. Es gibt ja auch, was jetzt aktuell mit der Suchhundestaffel in der Zeitung ist, es gibt ja alle möglichen Arten von unterstützenden Handlungen. Wir hatten zum Beispiel eine Prüfung, wo einer ein Todesfall im Spital war. Das ist auch durch die Presse gegangen. Das haben wir auch untersucht. Der eben verwirrt war, der nicht mehr, höchstwahrscheinlich im Winter, zurückgefunden hat in seinen Pavillon. Es gibt ja vielfältigste Möglichkeiten da einzugreifen. Aber im Hinblick auf die Begrenztheit, auch unserer, personellen Ressourcen und der Sinnhaftigkeit für alles. Wir sind ja nicht die über-drüber Instanz. War das konkret, um das auch vorweg zu sagen, kein Prüfauftrag. Wir haben große Prüfungen jetzt gehabt. Um nur eine zu nennen. Wo es darum gegangen ist , was dann auch in Erlässe gekleidet worden ist, die Zusammenarbeit Pflege. Wir haben jetzt eine große Untersuchung, das ist ja auch bekrittelt worden, über die Betreuung der Langzeitpflege. Wir machen das jetzt aus Sicht der Bewohner heraus. Also das sind die großen Themen, die wir haben. Das heißt, wir könnten hunderte Themen aufgreifen. Aber was das jetzt konkret anbelangt, war es keine konkrete Prüfung.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! Herr Mag. Schnäbele hat es, nachdem Sie erst ab 2005 zuständig waren, nach diesem zweiten Brandunfall irgendeine Art von Rückmeldung an das gesamte Haus oder zumindest an die psychiatrischen Abteilungen im Otto-Wagner-Spital gegeben, hinsichtlich, so wie Sie sich verstehen als Partner, als Interne Revision, eine Checkliste was zu tun ist? Wie solche Dinge zu verhindern sind? Welche Betreuungsqualität einzusetzen ist? Und wurden auch andere Stationen, Abteilungen, Pavillons informiert? Also hat man nachweislich etwas gemacht, dass sich die Fehlerkultur im Haus verbessert? Und gibt es davon Dokumente, dass man das gemacht hätte? Oder wurde das Ereignis im kleinen Kreis besprochen, vielleicht nur in der Kollegialen Führung oder hat man MitarbeiterInnenschulungen daraus erwachsen lassen? Und welche konkreten Verbesserungsmaßnahmen hinsichtlich des Brandschutzes erfolgten konkret nach diesem Vorfall? Denn ich bin nicht der Meinung der Frau Kollegin Klicka, dass eine PatientIn, wie das schlechte Schicksal damit rechnen muss, das so etwas passiert.

Mag. Schnäbele: Was jetzt die Maßnahmen anbelangt, die wir setzen: Eine große angelegte Maßnahme, und wir haben ja Katastrophenpläne, speziell im Hinblick auf die EURO 2008, überarbeitet, da liegt sogar eine dicke Broschüre auf meinem Schreibtisch, was alles im Katastrophenfall oder Brandfall zu tun ist. Es hätte ja alles mögliche bei der EURO passieren können – Gott sei Dank ist nichts passiert. Wir sind permanent dabei diese Dinge aufzuarbeiten. Es ist natürlich so, dass wenn man - zu allem kann man ja - im klinischen Bereich ist das so, da wird über die „clinical pathways“ gesprochen, die es ja weltweit durchgängig gibt. Es ist auch heute SAP angesprochen worden. Da gibt es ja den workflow, dass man genau alles letztendlich darstellt. Das ist unser Bestreben was das anbelangt letztendlich, ohne konkret darauf einzugehen, auch auf die Maßnahmen, die man setzt. Es wurde ja jetzt über das ganze Meldesystem mit den Beschränkungen, gibt es genaue Regelungen schriftlicher Natur, wie wo vorzugehen ist.  Wird natürlich generell alles gemacht.

GRin Dr. Pilz: Ich möchte Sie bitten, meine Frage zu beantworten. Wurden nach dem Brandunfall 2005 die MitarbeiterInnen informiert? Wurden im Lichte dieses tragischen Ereignisses Vorkehrungen getroffen? Abläufe optimiert? Und, und, und? Und als letzte Frage noch dazu: Hat man mit den betroffenen PatientInnen gesprochen Ihrerseits?

Also in dem Fall mit einer Patientin?

Mag. Schnäbele: Zu dem aus 2005. Ich glaube, ich habe es schon erwähnt. Diesen Vorfall haben wir zur Information bekommen. War keine Prüfung diesbezüglich angesagt beziehungsweise uns aufgetragen. Daher weiß ich, aus den informellen Informationen, die ich bekomme, aber ich kann konkret auf das jetzt keine Antwort geben, weil das nicht Ausfluss unserer Prüfung oder follow-ups gewesen ist. 

GRin Dr. Pilz: Habe ich Sie jetzt richtig verstanden? Aus diesem Ereignis, wo eine Patientin zu 33 % verbrannt ist, wurde Ihnen gegenüber kein Prüfauftrag erteilt? Nicht vom Herrn Generaldirektor und auch nicht von der übergeordneten politischen Stelle wurde keine Prüfung beauftragt?

Mag. Schnäbele: An die Interne Revision nicht. Es ist vollkommen klar, dass natürlich Maßnahmen gesetzt werden. Nicht was den Auftrag konkret an unsere Stabstelle anbelangt.

GRin Dr. Pilz: Ich habe jetzt noch eine Frage. Wo Sie tatsächlich jetzt nicht als Person, sondern als Interne Revision eingebunden waren. Ich entnehme das einem Protokoll, das zeitnah ist zu diesem Ereignis mit diesem Brandunfall, hat aber damit nichts zu tun. Aber da steht, am 18. April 2005 unter dem Punkt Interne Revision: „Im Zusammenhang mit einem Selbstmordversuch eines Jugendlichen war die Interne Revision im Haus. Die Unterlagen über die ambulante Konsultation dieses Patienten wurden mitgenommen.“ Es ist ja der Umstand, dass Kinder und Jugendliche im Otto-Wagner-Spital untergebracht waren und heute noch sind, ist eines der großen Themen und der großen Missstände, aus meiner Sicht, die hier zu behandeln sind und auch seitens Herrn Professor Friedrichs auch sehr deutlich gemacht wurden und anderem. Jetzt gab es einen Selbstmordversuch eines Jugendlichen der durch die Interne Revision geprüft wurde. Können Sie uns sagen, was da untersucht wurde und zu welchem Ergebnis Sie gekommen sind?

Mag. Schnäbele: Ad hoc kann ich Ihnen das nicht beantworten. Ich glaube, man hat ja die Möglichkeit schriftlich eine Beantwortung zu geben. Was da konkret bei dem Fall gewesen ist und wie das ist? Ich will da jetzt nicht etwas unstrukturiert die Antwort geben. Ich würde das dann gerne schriftlich beantworten. 

GRin Dr. Pilz: Bitte. Also Sie sagen jetzt zu, dass Sie schriftlich nachreichen, was die Interne Revision geprüft hat. 

In dem Zusammenhang geht es auch um einen Selbstmord. In dem Fall um einen gelungenen Selbstmord kurz darauf. Im Protokoll vom 2. Mai 2005 ist im Konkreten die Stabstelle für Administrative Angelegenheiten und Sofortmaßnahmen offensichtlich entweder vor Ort gewesen, aber jedenfalls befasst worden, um die Umstände eines gelungenen Selbstmord durch erhängen im Psychiatrischen Zentrum aufzuarbeiten. Da ging es darum, dass man sich mit dem Kabel des Schwesternrufes bedient hat, am Sicherheitshaken für die Fensterputzer. Und man hat sozusagen das zum Anlass genommen das zu überprüfen. Und meine Frage an Sie: Wurden Sie befasst mit den räumlichen Gegebenheiten und den Dingen, die es einem Menschen in so einer Situation leider möglich machen inhouse, im Spital, einen Selbstmordversuch zu machen und hat das zu einer Überprüfung Ihrerseits geführt beziehungsweise hat es zu Maßnahmen geführt, die Dinge wie diese nicht anhalten?

Mag. Schnäbele: Maßnahmen, dass jemand nicht sich selbst Schaden zufügen kann, werden im Zuge von unseren Prüfungen jetzt auch von dieser Prüfung im Zusammenhang mit dem vom Dezember vorigen Jahres angeschaut. Wir haben uns mit den Betroffenen unterhalten, wie die das vor Ort ja am besten kennen. Welche Möglichkeiten es gibt, auf die man ja teilweise gar nicht stoßen könnte. Wie man sich an Leib und Leben etwas tun kann. Es wird versucht natürlich auch bei diesen Rufanlagen, wenn man weiß, wie das Krankheitsbild des jeweiligen ist, da ganz besonders Rücksicht zu nehmen. Aber dieser eine Todesfall war auch nicht eine konkrete Prüfung der Internen Revision, sondern, wie Sie richtigerweise sagen, ist von anderen Stellen bearbeitet worden.

GRin Dr. Pilz: Ich weiß schon, dass verschiedene Einrichtungen, und das hat ja schon der Kollege Deutsch zuerst ausgeführt, manchmal am selben oder wahlweise an einem Problem arbeiten. Aber ein Selbstmordversuch den Sie, also Ihre Abteilung, geprüft und ein Selbstmord den die Stabstelle für Administrative Angelegenheiten offensichtlich bearbeitet hat, müsste doch schon im Jahr 2005 zu Konsequenzen führen und nicht erst jetzt, wo wir die Medien, Öffentlichkeit zum Otto-Wagner-Spital haben. Und meine Frage ist, ob es nach Ihrer Kenntnis nach Maßnahmen gegeben hat einerseits Selbstmordversuche von Jugendlichen künftig hintanzuhalten beziehungsweise Konsequenzen zu ziehen? Ich möchte Sie jetzt gar nicht auf diesen einen Fall konkret festmachen, wo Sie sagen, den reichen Sie nach. Aber wenn man weiß, innerhalb kurzer Zeit sind zwei solcher tragischen Ereignisse passiert. Hat man das zum Anlass genommen in der Internen Revision? Gab es einen Auftrag hier die Dinge anzuschauen, was man hier an Verhinderung vorkehren müsste? 

Mag. Schnäbele: Ich glaube, dass sind ja zwei Dinge, die da zusammenspielen. Auf der einen Seite sind das primär die therapeutischen Maßnahmen, stehen ja da im Vordergrund, um die PatientInnen so in einen Zustand zu bringen. Sprich die berühmte Deeskalation und dass sie über die Depressionsfrage hinwegkommen. Das sind Dinge, die in den medizinischen Bereich hineinfallen, die wir natürlich im Detail, nur wenn es einen Prüfungsauftrag geben würde, uns anschauen würden. Das ist aber schon ein Grenzbereich, wo wir an die Kapazitäten unserer Möglichkeiten stoßen. Daher wird das primär auf Fachebene behandelt. Aber dass, wenn es selbst irgendwo ein Kabel geben würde - wir haben das jetzt auch im Geriatrischen Bereich gehabt, wenn wo Kabel frei herumliegen -, wo man schon aus dem Risikogesichtspunkt heraus sagt, das ist ein Gefahrenpotenzial. Auf der Geriatrie, also bei der Langzeitpflege haben wir auch so einen Fall mit Kabeln, das kann so nicht sein, weil dann ist ja auch bei älteren BewohnerInnen die Sturzgefahr. Es gibt zwar das Recht auf Sturz, aber es muss natürlich alles getan werden, um so etwas hintanzuhalten. Das wird bei der jeweiligen Prüfung, wenn wir eine haben, mitberücksichtigt. Das ist so, warum wir auch gewisse Dinge nur zur Information bekommen, damit wir das in unsere Checklisten später dann auch aufnehmen können und sagen: Jetzt ist ein Anlassfall. Das prüfe ich. Das schaue ich mir mit an.

GRin Dr. Pilz: Das wurde auch von der Stabstelle offensichtlich auch in diesem Sinne besprochen, weil man Lösungsansätze besprochen hat: „Kürzung des Schwesternrufkabels, Entfernung der Haken in den Toiletten beziehungsweise ersetzen durch weniger auffallende Ausführungen, Einstellung des Schwesternrufes, das beim Entfernen des Kabels aus der Steckdose der Alarm ausgelöst wird.“ Ob diese Dinge umgesetzt wurden, wissen Sie nicht. Sie sind hier taxativ aufgezählt, was zu tun wäre. Meine Frage an Sie wäre, ob Sie wissen, ob diese Dinge auch erfolgt sind damit man genau diese Gefahrenmomente reduziert?

Mag. Schnäbele: Das würde ich gerne schriftlich beantworten. Ich muss sagen, ich habe es momentan nicht abrufbar. Sie können sich vorstellen bei der Vielzahl von Prüfungen - ich will da nicht irgendeine Zusage jetzt machen. Haben wir natürlich gemacht. Das wäre unseriös.

GRin Dr. Pilz: Dann würde ich Sie in dem Zusammenhang rund um diesen Selbstmordversuch des Jugendlichen oder der Jugendlichen, ich weiß es nicht, bitten nachzuschauen, ob es in diesem Zusammenhang auch Überlegungen gegeben hat, wie man das dahinterliegende Grundproblem, nämlich die medizinisch nicht indizierte Unterbringung von Kindern und Jugendlichen in der Erwachsenenpsychiatrie, ob man das thematisiert hat? Ob man das zum Anlass genommen hat, da die Dinge zu verändern? Ich bin pessimistisch! (Zwischenrufe)

Wir können gerne einen Beweisantrag daraus machen, der Herr Mag. Schnäbele hat davon gesprochen, dass er nachschauen wird und die Interne Revision hat hier berichtet und wenn er uns den Bericht liefert - ich kann es auch in einen Beweisantrag hineinschreiben. Ich nehme an, es wird dich auch interessieren, wenn ein Selbstmordversuch im Otto-Wagner-Spital passiert ist von einem Jugendlichen, das kann uns nicht egal sein. (Zwischenrufe)
Das ist keine Unterstellung, das ist ein Faktum.

Mag. Schnäbele: Was jetzt Kinder- und Jugendpsychiatrie anbelangt, da hatten wir, ich glaube, das war sogar meine erste Prüfung bei Professor Berger, eine Prüfung. Und es war dann so, dass es geheißen hat, es muss diesbezüglich eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden. Die ursprüngliche Idee war, dass ich in der Arbeitsgruppe zwischen Friedrich und Berger hätte koordinieren sollen. Aber das ist dann geändert worden, weil die Frau Direktor Herbeck hat gesagt, sie übernimmt das selber, da jetzt die entsprechenden Veränderungserfordernisse nicht nur einzuleiten, sondern auch abzuhandeln sind.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr Gemeinderat Lasar, bitte. 

GR Lasar: Danke, Herr Vorsitzender! Herr Mag. Schnäbele, eine Frage habe ich noch an Sie. Da Sie ja selbst gesagt haben, dass Sie sehr oft durch das Otto-Wagner-Spital gehen in Ihrer Tätigkeit als Revisionist. Wie ist der bauliche Zustand? Welchen Eindruck haben Sie von dem baulichen Zustand vom Otto-Wagner-Spital bezüglich der Gebäude? Und vor allem im sanitären Bereich, sprich Waschräume und Toiletten? Und gibt es auch einen Prüfbericht darüber?

Mag. Schnäbele: Es wurde im Zuge der Prüfung jetzt, beginnend mit Dezember vorigen Jahres, natürlich das auch mitberücksichtigt. Da wurde im Bereich genau festgehalten: Wie groß ist die Zimmeranzahl. Wo gibt es jetzt welche sanitären Einrichtungen. Wo welche Bäder und Duschen. Wo gibt es Gemeinschaftseinrichtungen. Da haben wir das lapidar aufgezeigt und gesagt, da ist das so und so. Nur für den Fall das jetzt hygienische Probleme auftreten würden, dann setzen wir konkrete Maßnahmen. Da ist es ja so, dass wir das als Information für den Generaldirektor aufzeigen damit er dann die Maßnahmen setzen kann. Es ist mir klar, dass ein Gebäude, das jetzt mittlerweile über 100 Jahre alt ist, die Ausstattung nicht so sein kann, wie in einem neuen Gebäude. Wenn ich jetzt nur einen Vergleich ziehe, jetzt wo wir die große Prüfung im Pflegebereich haben, habe ich mir jetzt das Geriatriezentrum Süd angesehen. Neueste Einrichtung. Jetzt haben wir in Liesing geprüft. Da sind natürlich klarerweise Unterschiede erkennbar. Also, das ist vollkommen klar. Es geht aber primär darum, und das ist für uns die Fragestellung, ist durch das, dass die baulichen Gegebenheiten nicht mehr so sind, wie zum Beispiel, wenn ich im Geriatriebereich bleibe, dass ich große helle Gänge habe, wo auch die Aufenthaltsmöglichkeiten andere sind, wie in einem Neubau, sind die Pflege- als auch therapeutischen Maßnahmen sicherzustellen oder nicht? Das ist für uns die primäre Frage. Dass natürlich ein Neubau auch teilweise effizienter Behandlungen durchführen lässt, ist keine Frage. Das natürlich, muss ich sagen, das haben wir auch überprüft, in dieser Anzeige hat es ja geheißen, dass es zieht. Wir waren dort. Wir haben auch PatientInnen befragt. Das war im Dezember. Da haben sie Oberlichten offen gehabt. Nicht nur, dass man gesagt hat, es würde ziehen, es hat keinen einzigen gegeben der gesagt hat es wirkt sich nachteilig aus. Es ist klar, dass die Ausstattung in einem alten Haus nicht so ist wie in einem neuen. Im Vordergrund steht bei uns die Frage: Ist es so, dass man sagen kann, es wäre Gefahr im Verzug, insofern, als die Unterbringung der PatientInnen nicht mehr möglich wäre. Respektive wo es eben bauliche, Sie haben da jetzt Bilder gezeigt, wo es erforderlich ist, dass man Sofortmaßnahmen setzt. In einem Fall war das. Da ist eine Hygieneprüfung gewesen. Da haben wir gesagt: Da muss sofort etwas passieren. Es ist klar, dass die Ausstattung speziell am Pavillon 10, der da direkt an das Theater angrenzt, das werden Sie ja auch wissen, ist ja von der Ausstattung her der ...

GRin Dr. Pilz: Albanien.

Mag. Schnäbele: Das wollte ich Sie sagen lassen. Man kann da in der Wortwahl unterschiedlicher Meinung sein. Ich glaube aber nicht, dass die Behandlung als solche nicht möglich ist. Das ist immer die Frage. Ich komme aus dem Finanzbereich. Wir haben eine doppelte Deckelung. Auf der einen Seite durch LKF, auf der anderen Seite durch das Finanzierungsübereinkommen. Es ist eben die Schwierigkeit mit den vorhandenen Mitteln die Behandlungserfordernisse, die es gibt entsprechend abdecken zu können. Das ist so und Finanzbedarf, hat ja auch Dr. Kaspar gesagt, es gibt kein Spital in Europa, wo man finanziell im Überschwang agieren kann.

GR Lasar: Ja, aber auf meine konkrete Frage: Gibt es auch Prüfberichte darüber? Oder sind Verbesserungen jetzt in der letzten - seit die Kommission tagt, gemacht worden oder sind schon vor der Kommission auch Sachen repariert worden im sanitären Bereich oder ist das jetzt erst in dem letzten halben, dreiviertel Jahr geschehen?

Mag. Schnäbele: Wenn, wo zum Beispiel Türen abgeschlagen sind und daraus irgendwo durch die Reinigung Hygieneprobleme eintreffen können und solche Dinge, wo es um Sofortmaßnahmen geht, die werden natürlich sofort repariert. Aber speziell dieser Pavillon wird einer Renovierung unterzogen. Und natürlich ist das Aufgabe der Kollegialen Führung zu werten, was wird noch jetzt vor der Generalreparatur sofort gemacht beziehungsweise was wird im Zuge des Umbaus umgesetzt?

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Gemeinderätin Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Ich wollte noch einmal auf die bauliche Situation zu sprechen kommen. Wir wissen, es ist ein altes Gebäude und es ist nicht so, wie möglicherweise in einem Neubau. Das hat aber auf die Behandlungsqualität insoferne Auswirkungen, und es hat der Kollege Deutsch schon den Brief, den PatientInnen geschickt haben an die Kollegiale Führung im Otto-Wagner-Spital erwähnt, da wird speziell bemängelt, dass die hygienischen Zustände, also die gemeinsame Nutzung von Männer und Frauen in den Sanitärräumen, etwas ist, was zutiefst störend ist für viele PatientInnen. Mir haben auch viele PatientInnen erzählt, wenn das auch damit gepaart ist, dass es auch PatientInnen gibt, die Übergriffe machen, sozusagen auch sexuell belästigen, dann ist dieser Mangel an Intimität besonders schwierig auszuhalten. Und ich kann Ihnen gerne die Fotos geben. Da schaut es wirklich nicht so aus, wie man sich das im besten aller Gesundheitswesen vorstellen würde. Der Hinterhof ist verkommen. 

Mag. Schnäbele: Ich kenne den Zustand.

GRin Dr. Pilz: Ja, Sie wissen das. Wenn das nicht mittlerweile repariert worden ist, hoffentlich ist es, aber letzte Woche hat es noch so ausgesehen. Aber da geht es um eine Veranda, die offensichtlich auch benützt ist. Da geht es auch um eine Mauer, die da klafft. Zwischen dem Eckstein und dem Geländer so ein Spalt. Vielleicht hat man seit letzter Woche zugeflickt. Letzte Woche war es noch so. Und da gibt es Fenster, die schauen genau so aus, die sind morsch und verrottet. Also das hat ja auch was, wenn man da hin kommt als depressiver Mensch, und so schildern mir das PatientInnen, hat man den Eindruck die Wertschätzung des Krankenanstaltenverbundes, der politischen Führung für die psychisch Kranken drückt sich hier nicht aus, sondern sie erfahren das als Vernachlässigung und Abwertung. Jetzt meine Frage an Sie: Sie kennen den Pavillon. Also insoferne sind Ihnen die Fotos nicht neu. Gibt es etwas, wo Sie sagen, wünschen kann man sich viel, aber das ist etwas, das muss man sofort abstellen? Gehen Sie mit diesem Befund zum Herrn Generaldirektor oder zur Frau Stadträtin? Oder sagen Sie, es ist halt ein altes Haus?

Mag. Schnäbele: Sie wissen sicherlich, dass da auch die ganze Bausubstanz mit hineinspielt. Der Denkmalschutz. Es wurden ja schon einige Pavillons verbessert, dass wenn jetzt Verbesserungen oder Umbauarbeiten stattfinden, das wieder genau solche Sprossenfenster eingebaut werden müssen, wie sie im seinerzeitigen Zustand waren, die dann nach außen aufgehen. Es ist leider so, dass ein Fenster ein Vielfaches kostet, als wenn ich jetzt ein handelsübliches Fenster einbaue. Das führt natürlich dazu, dass man in diesen Bereichen, speziell was jetzt Investitionen anbelangt, natürlich in einer schwierigen Situation ist. Es ist allen Beteiligten klar. Direkt morsche Fenster habe ich keine gesehen. Es ist natürlich so. Es ist ja ein Foto. Morsch heißt ja, mein Sohn hat Forstwirtschaft studiert, es muss eine Feuchtigkeit drinnen sein. Also sie sind teilweise so, dass keine Farbe darauf ist. Das ich sage, sie sind renovierungsbedürftig. Das möchte ich nicht abstreiten. Und das ist eben die Frage. Und in dem Spannungsfeld ist eben, speziell dieses Haus, wo man sagt: Wie weit kann ich jetzt mit diesen Zuständen leben oder kann ich nicht leben? Ich kann nur, als Revision auch, aufzeigen und sagen: Okay, der Zustand ist da und das ist der Auftrag der entsprechenden Stellen die Prioritäten zu setzen im Gesamtinvestitionsplan oder in den ganzen Ausgabenplänen. Sprich, dann auch die entsprechenden Virements durchzuführen. Wo man sich sagt: Ich stelle etwas anderes zurück um das voranzutreiben. 

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage: Ist das eine adäquate Absicherungsmaßnahme für ein desolates Geländer? Da geht es ja hinunter. Das ist ja zumindest im ersten Stock, also da geht es hoch hinunter. Und da bricht ja das Geländer ab und es ist einfach so abgesperrt.

Mag. Schnäbele: Ich glaube, ich war das letzte mal vor zwei Wochen im Otto-Wagner-Spital. Diese Absicherung, das ist mir nicht im Bewusstsein. Zu dem Zeitpunkt, im Winter, wo wir dann die Prüfung gemacht haben, glaube ich nicht, dass das so gewesen ist. Muss man sich anschauen. Ich werde mit der Kollegialen Führung sprechen.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gut. Da ich annehme das war die letzte Frage, darf ich mich bei Ihnen recht herzlich bedanken Herr Magister. 

Und wir haben noch ein paar Tagesordnungspunkte. 

Dann eine Frage: Brauchen Sie eine Zeitbestätigung?

Mag. Schnäbele: Nein. Ich danke auch und hoffe, dass ich beitragen konnte dazu was, die Revision tun kann, soll oder was wir getan haben. Oder auch wo Sie glauben, wo wir hätten etwas tun sollen und nicht getan haben. Jedenfalls ich danke herzlich allen Beteiligten. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich darf Sie dann noch bitten die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht noch da zu lassen. Danke vielmals. 

So dann werden wir die nächsten Tagesordnungspunkte behandeln. Und zwar sind das die Beweisanträge der Grünen, die Sie ja schon bekommen haben. Das ist die Protokollnummer 333 (Anm.: PRT/00753-2008/0333) da geht es um die Ladung von Frau Dr. Romana Ortner. 

Wünscht dazu jemand das Wort?

Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind der Meinung, dass die Ladung der Frau Dr. Ortner nicht erforderlich ist, weil wir mit der Begründung, wie sie hier angeführt ist, nicht erwarten können, das wir zusätzliche Erkenntnisse für die Untersuchungskommission gewinnen würden. Wir haben uns das sehr genau angesehen. Nämlich auch die Begründung, die sich ausschließlich darauf bezieht, wo die Frau Dr. Leth vor 14 Tagen auf die Frau Dr. Ortner verwiesen hat. Da ist es einmal um die Frage einer Terminvereinbarung gegangen. Das ist ja mittlerweile auch durch das Schreiben geklärt und damit auch gegenstandslos und die anderen Punkte, ob Verträge von ÄrztInnen verlängert werden, wie die Ausbildungsordnung ist, die Ausbildungsstätte, meinen wir, dass wir als Vertreterin des Mittelbaus, die Frau Dr. Leth ja bereits hören konnten, es nicht notwendig ist, nachdem wir wissen, dass der Mittelbau ein Verein ist, alle Vereinsmitglieder hier vorzuladen. Sondern wir uns eigentlich darauf konzentrieren sollten, dass wir ja diese Fragen auch der Kollegialen Führung, die ja noch vor uns ist, zu stellen haben, sowie auch dem Chef der Personalvertretung, sowie auch dem Herrn Generaldirektor. Also einen direkten Zusammenhang würden wir hier nicht sehen. Außer, dass manches Mal darauf hingewiesen wurde. Das finde ich, ist noch nicht ausreichend für eine Ladung und wäre rein willkürlich.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege Deutsch, Sie haben den wichtigsten Punkt, der uns motiviert hat die Frau Dr. Ortner zu laden, jetzt dezent verschwiegen. Die Frau Dr. Leth hat gesagt, ob Druck ausgeübt wurde auf MitarbeiterInnen sollen wir die Frau Dr. Ortner fragen. Das haben Sie jetzt nicht vorgelesen. Kann ich mich erinnern.

GR Deutsch: Das hat sie so nicht gesagt.

GRin Dr. Pilz: Das hat sie so schon gesagt. Lesen Sie im Protokoll. Sie hat gesagt: Dr. Leth: „Ich bin nicht unter Druck gesetzt worden. Ich glaube allerdings, dass das bei Frau Dr. Ortner anders ist.“

Ist das jetzt für Sie kein Grund, Sie zu fragen?

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Deutsch will darauf etwas sagen.

GR Deutsch: Also auf diesen Punkt kann man ja ganz eindeutig eingehen, weil das ja nicht einmal ein Hinweis ist. Sondern Sie haben das ja selber vorgelesen: „Ich glaube allerdings.“ Also wenn jemand etwas glaubt, das ist noch kein Hinweis in einer Untersuchungskommission. Ich weiß, dass Sie sich am liebsten mit Vermutungen auseinandersetzen. Uns geht es um Fakten. Uns geht es um gesichertes Wissen. Aber das ist noch kein hinreichender Grund für eine Ladung und darüber hinaus werden wir mit den Punkten, die hier noch zusätzlich angeführt sind, die Kollegiale Führung befassen.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Ich nehme zur Kenntnis. Die Frau Dr. Leth hat gesagt: „Ich bin nicht unter Druck gesetzt worden. Ich glaube allerdings, dass das bei Frau Dr. Ortner anders ist. Und da müssen Sie wirklich mit ihr sprechen.“ Sie wollen das nicht, weil wenn hier im Raum steht, dass Druck ausgeübt wurde, und sie hat ja bestätigt, dass es die Aussage gegeben hat: „Wer in einem Heuhaufen sitzt, soll nicht zündeln, weil er sonst in dem Rauch umkommt.“ Das hat sie ja bestätigt. Sie erinnern sich. Diese Aussage ist ja drei Mal gefallen. Und da reden Sie jetzt davon, dass es ganz unwahrscheinlich ist, dass Druck ausgeübt wurde. Und nur für das Protokoll: Ich nehme aus Ihrer bevorstehenden Ablehnung dieses Beweisantrages, dass Sie nicht daran interessiert sind aufzuklären, dass hier die Äußerung gemacht wurde, dass die Frau Dr. Leth meint, das ist bei der Frau Dr. Ortner anders. Und das im Kontext dessen, dass von der Kollegialen Führung die Aussage gefallen ist: Wer im Heuhaufen sitzt, soll nicht zündeln. Auch das hat mit Druck zu tun. Das Sie in diesem Kontext nicht wollen, dass wir die Mittelbauvertreterin laden.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Jetzt zum letzten Mal zu diesem Antrag. Diese Schlussfolgerungen, die Sie jetzt gezogen haben, können Sie aus meinen Äußerungen natürlich nicht ziehen. Das ist ja selbstverständlich. Ich glaube, dass es notwendig ist, dass wir die Untersuchungskommission nicht verschleppen, was Sie ja mit solchen Anträgen vorhaben. Sondern, dass wir jene Zeugen befragen, wo wir einen zusätzlichen Erkenntnisgewinn zu erwarten haben und uns nicht damit auseinandersetzen werden: Wer, was, wann vermutet oder möglicherweise glaubt? Welche Zitate auch gefallen sein mögen, es geht in der Untersuchungskommission um die Klärung der politischen Verantwortung für behauptete Missstände. Wir können hier nicht einen weiteren Informationsgewinn erwarten.

Vorsitzender Dr. Baumgartner: So, ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung. Wer ist für diesen Antrag? Wer ist gegen diesen Antrag? – Dann darf ich feststellen, dass dieser Antrag mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion abgelehnt wurde.

Der zweite Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0334) geht dahin, dass die Grünen die umgehende, längstens jedoch binnen vier Wochen, Beischaffung folgender Unterlagen beantragen: Und zwar die aktuellen Hausordnungen und alle Informationsbroschüren/blätter für PatientInnen aus denjenigen Spitälern des KAV, die psychiatrische Abteilungen führen. 

Wünscht dazu jemand das Wort?

Dann bringe ich diesen Antrag zur Abstimmung. Wer ist für diesen Antrag? – Dann darf ich feststellen, dass dieser Antrag einstimmig angenommen wurde. - Danke. 

So, dann kommen wir zum letzten Punkt der Tagesordnung, da geht es um den Gebührenanspruch des Herrn Univ.-Prof. Dr. Pritz. Dessen Honorarnote wurde den Klubs zugeleitet.

Wünscht dazu jemand das Wort? 

Dann bringe ich diesen Antrag zur Abstimmung, dass die Gebühr des Herrn Dr. Pritz antragsgemäß bestimmt wird. Wer ist für diesen Antrag? – Dann darf ich feststellen, dass dieser Antrag einstimmig angenommen wurde. - Danke.

Damit wäre die Tagesordnung für heute erledigt. Ich darf Sie auf die nächste Sitzung aufmerksam machen, die am Freitag, also abweichend, nicht am Donnerstag, sondern am Freitag, den 22. August um 9.30 Uhr stattfindet. Und hier sind eingeladen Frau Primaria Dr. Margit Wrobel und Frau Dr. Susanne Drapalik.

Damit darf ich die heutige Sitzung schließen und für Ihr Interesse bedanken. 

(Ende: 13.38 Uhr)

